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Die Behindertenhilfe befindet sich in ihrem tiefgreifendsten Umbruch seit 
Jahrzehnten. Die örtlichen Leistungsanbieter ebenso wie die örtliche So-
zialpolitik stehen vor herausfordernden Fragen: 

>  Wie kann „Personzentrierung“ so verstanden und organisiert werden, dass 
eine konsequente Orientierung an den Adressat(inn)en mit ihren sub-
jektiven Selbstdeutungen erfolgt und tatsächlich ein erlebtes und qua-
litatives Mehr an Inklusion für die behinderten Menschen erreicht wird? 

>  Wie können angebotene Hilfen auf die Veränderung der sozialen Be-
ziehungen vor Ort orientiert werden, ohne die individuelle Dimension 
von Assistenz und Unterstützung zu schmälern? 

>  Wie können konkrete Beiträge für die Verbesserung der Organisierung 
und der Wirksamkeit von Hilfen für Menschen mit Behinderung in der 
Gemeinde (Kommune, Stadtviertel, Quartier) entwickelt werden? 

Die Behindertenhilfe muss deutlich stärker aktiv auf die Kommunen, 
Stadtteil-Verwaltungen und örtlichen Vereine zugehen, um den örtlichen 
Sozialraum für die Belange behinderter Menschen und entsprechende 
Projekte zu erschließen. 

Hierzu Wege zu diskutieren sowie Erfahrungen und gute Beispiele aus-
zutauschen, soll Aufgabe der Fachtagung sein. Diese richtet sich an 
Vertreter(innen) der örtlichen Sozialraumgestaltung, der Politik, der  
Menschen mit Behinderung und der Behindertenhilfe. 

Mehr unter www.inForm-lebenshilfe.de

Fachtagung:  Behindertenhilfe im Umbruch –  
Personzentrierung, örtliche Teilhabe- 
entwicklung, Bottom-up Partizipation
| 10. – 11. November 2014  |  Marburg

Kontakt
bei inhaltlichen Fragen:
Gerhard Heß
Telefon: (0 64 21) 4 91-1 41
E-Mail: Gerhard.Hess@Lebenshilfe.de 

bei organisatorischen Fragen:
Ingrid Boßhammer
Telefon: (0 64 21) 4 91-1 40
E-Mail: Ingrid.Bosshammer@Lebenshilfe.de 

Anmeldemöglichkeit
unter Angabe der VA-Nummer 140903
bei Ingrid Boßhammer 
per Fax: (0 64 21) 4 91-6 40 oder per
E-Mail: Ingrid.Bosshammer@Lebenshilfe.de 

oder über www.inForm-lebenshilfe.de  
(VA-Nummer in die „Volltextsuche“ 
eingeben)

Jetzt 
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Stichwortkommentar Behindertenrecht
Arbeits- und Sozialrecht, Öffentliches Recht, Zivilrecht
Alphabetische Gesamtdarstellung

1. Auflage 2014, 17,3 x 24,5 cm, Hardcover, 1046 Seiten, 

ISBN: 978-3-8392-7326-1 (Nomos Verlag); 

im Buchhandel 98,– Euro [D]; 

ISBN: 978-3-88617-911-4; Bestellnummer LFK 911

Sonderpreis für Lebenshilfe-Mitglieder: 84,– Euro [D]

Der neukonzipierte Stichwortkommentar beantwortet die juristischen 
Fragen der Praxis überschaubar und nah an der Beratungswirklichkeit. 
Er definiert zunächst alphabetisch konkrete Lebens- und Rechtsfragen 
aus der Praxis der Betroffenen, Arbeitgeber, Sozialleistungsträger, Dienste 
und Einrichtungen. Diese verknüpft und vertieft er dann im juristischen 
Kontext und zeigt schließlich Lösungen für typische Beratungs- und 
Entscheidungssituationen auf, zum Beispiel beim 

> Stichwort Fürsorgepflicht: Welche Ansprüche auf Arbeitshilfen hat 
ein behinderter Mensch gegenüber seinem Arbeitgeber? 

> Stichwort Schule: Müssen Eltern akzeptieren, dass ihr behindertes 
Kind nicht die Möglichkeit erhält, gemeinsam mit nichtbehinderten 
Kindern zu lernen, sondern an eine Sonderschule überwiesen wird? 

> Stichwort Hilfsmittel: Wer ist der zuständige Leistungsträger für den 
Anspruch auf ein Hilfsmittel zum Behinderungsausgleich? 

Besonders nahe am Stand der Wissenschaft und zugleich an den 
täglichen Problemen: 

> Handlungsempfehlungen garantieren eine große Nähe zur Praxis. 
> Immer gleich strukturierter Themenaufbau steht für eine schnelle 

Problemerfassung. 
> Vernetzt abgedeckt sind alle Rechtsgebiete, u. a. des Arbeits- und 

Sozialrechts, öffentlich-rechtlicher und zivilrechtlicher Benachteiligungs-
verbote sowie das jeweilige Verfahrensrecht. 

> Die Reformen seit 2000 (SGB IX, BGG, AGG, Behindertenrechts-
konvention) sind umfassend verarbeitet. 

> Die Autorinnen und Autoren kommen aus Wissenschaft und Praxis 
des Behindertenrechts und kennen die Probleme aus ihrer Arbeit. 
Sie wissen, worauf es ankommt, und formulieren die richtigen 
Stichworte und Beratungsempfehlungen. 

Kooperation mit dem Nomos Verlag Baden-Baden

Bestellungen an:
Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V., Vertrieb
Raiffeisenstr. 18, 35043 Marburg,  
Tel.: (0 64 21) 4 91-123; Fax: (0 64 21) 4 91-623;
E-Mail: vertrieb@lebenshilfe.de 

|  Ernst Wüllenweber (Hrsg.)Ernst Wüllenweber (Hrsg.)

Einander besser verstehen!
Hilfen und Ansätze für Menschen mit geistiger 
Behinderung, mit Lernbehinderung und bei Autismus

Band 1: Kommunikation und Beziehungsgestaltung

1. Auflage 2014, 17 x 24 cm, Hardcover, 432 Seiten, 

ISBN: 978-3-88617-418-8; Bestellnummer LBH 418

29,50 Euro [D]; 38.– sFr.

Band 2: Gesprächsführung, Beratung und Begleitung

1. Auflage 2014, 17 x 24 cm, Hardcover, 310 Seiten, 

ISBN: 978-3-88617-419-5; Bestellnummer LBH 419

25,– Euro [D]; 32.50 sFr.

Aus der Praxis – für die Praxis! Kommunikation, Beziehungsgestaltung, 
Gesprächsführung, Beratung und Begleitung sind in der Praxis der 
Behinderten- und Eingliederungshilfe Alltagsaufgaben. Dennoch agieren 
die Fachkräfte in den Diensten und Einrichtungen bei diesen Themen 
meist aus dem „Bauch heraus“. Spezielles Wissen oder spezielle 
Ansätze stehen nicht im Vordergrund.

Auch die Heilpädagogik als zuständige Fachdisziplin hat sich bisher 
diesen Themen mehr oder weniger nur am Rande zugewandt. Die 
Hilfen und Ansätze standen und stehen im Schatten der großen 
Themen wie Behinderung, Integration, Inklusion, Empowerment, Bildung, 
Erziehung, Unterricht, Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten usw.

Mit diesen zwei Bänden erhalten die Praktiker(innen) der Behinderten- 
und Eingliederungshilfe eine schnelle, verständliche Übersicht, geschrieben 
von berufserfahrenen Kolleg(inn)en: Ziel ist es, die komplexen Themen 
praxis- und handlungsbezogen zu differenzieren und pädagogisch-
konzeptionell aufzuzeigen.

Mehr unter www.lebenshilfe.de
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eine schöne Überraschung bot sich
den Besucher(inne)n der Ausstellung
„BOOSTER”, die bis Anfang Juni 2014
im Museum für zeitgenössische Kunst
MARTA (Herford / NRW) zu sehen war.
Hier wurden Exponate von Künstler(in-
ne)n ausgestellt, die sich im Schnittfeld
bildende Kunst und Klang bewegen.
Zu diesen zählt eben auch der junge
Künstler Benjamin Binder, der sich
viele Jahre der Nachbildung von Dik-
tiergeräten aus Holz widmete. Erfreu-
lich ist die Präsentation von Binders
Werken, die auf jegliche Zusatzinfor-
mation zur Biografie des Künstlers ver-
zichtet. Benjamin Binder ist Künstler
des Kollektivs „die Schlumper“ in
Hamburg, in dem weitere Autodidak-
t(inn)en arbeiten und bemerkenswerte
Werke hervorbringen. Bei „BOOSTER“
reihte sich der Künstler alphabetisch
zwischen Lothar Baumgarten und
John Cage ein und überzeugte durch
eine Objektpräsentation1. Dieses Bei-
spiel verdeutlicht die Stärke der Kunst
im Kontext der aktuellen Inklusionsde-
batte besonders:

Kunst eröffnet Freiräume, die in vielen
anderen Lebensbereichen vergeblich
gesucht werden. Die Begriffe „neu“ und
„anders“ sind innerhalb des kunstwis-
senschaftlichen Diskurses überwiegend
positiv konnotiert. Allerdings wurden
diese Freiräume lange Zeit wenigen, als
besonders begabt eingestuften, Künst-
ler(inne)n gewährt. Der damit verbun-
dene Geniestatus rückt in der heutigen
Rezeption stärker in den Hintergrund –
und zwar zu Gunsten einer komplexe-
ren Betrachtungsweise: Die Sonderrol-
le des Ausnahmetalents stellt nur eine
Facette in einem weiten Spektrum dar,
das z. B. auch Alltagskreativität mitein-
bezieht. Die Verknüpfung von Künst-
ler(inne)n mit Außenseitertum weicht
spätestens seit Beuys2 immer mehr der

Vorstellung, dass die Künstlerschaft Teil
der Gesellschaft ist3. Dies gilt zuneh-
mend auch für Künstler(innen) mit
Assistenzbedarf, deren Werke das
künstlerische Spektrum sukzessive
erweitern4. Für eine gesellschaftliche
Teilhabe kann sich diese Entwicklung
äußerst günstig auswirken, insbesondere
wenn Interaktionen zwischen Produ-
zierenden und Rezipierenden ermög-
licht werden. Kunst hat das Potenzial,
direkte Begegnungsmöglichkeiten zu
schaffen und damit zur Partizipation
beizutragen. Diesen Aspekt betont LUZ
folgendermaßen: „Kunst eröffnet in
den Augen vieler VertreterInnen und
AutorInnen (…) zahlreiche Interakti-
onsfelder: Sie erscheint als idealer Inte-
grationsraum.“5. Künstlerische Mittel
werden dabei auch zunehmend als Kom-
munikationsmittel wahrgenommen.

Inspiriert vom Schwerpunkt „Outsider
Art“ der Biennale Venedig 2013 wurde
die Ausstellung „Face to Face – Men-
schenbilder im Dialog“ konzipiert, die
bis vor einem Monat in Leipzig zu

Kunst im Kontext 
der Inklusionsdebatte

Liebe Leserin, lieber Leser,

Frederik Poppe
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1 vgl. Marta Herford (2014): Booster – Kunst, Sound, Maschine. Bielefeld: Kerber Verlag.
2 Beuys nahm 1971 beispielsweise alle 142 im normalen Zulassungsverfahren abgewiesenen Studie-

renden in seine Klasse an der Kunstakademie Düsseldorf auf. Diese Aktion sollte zum Verständnis
beitragen, dass Kunst nicht elitär, sondern breitentauglich sein kann.

3 vgl. LUZ, Viola (2012): Wenn Kunst behindert wird. Zur Rezeption von Werken geistig behinderter
Künstlerinnen und Künstler in der Bundesrepublik Deutschland. Bielefeld: transcript Verlag, S. 313

4 vgl. POPPE, Frederik (2012): Künstler mit Assistenzbedarf – eine Interaktionsstudie, Frankfurt am
Main: Peter Lang Verlag, S. 27–29.

5 LUZ, Viola (2012): a.a.O., S. 307.

Benjamin Binder: Diktiergerät, 2008/09
Foto: Frederik Poppe
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Inklusionsdebatte sei hier auf einen
Aufsatz von Helmut MERSCHMANN
verwiesen, der im Magazin MENSCHEN
2007 titelt: „Was Politik nicht schafft,
kann auch die Kunst nicht leisten“6.
Punktuell vermag sie jedoch wichtige
Impulse zu setzen.

Impulse zu setzen ist auch ein Anspruch
der Zeitschrift TEILHABE, weshalb 
an dieser Stelle auf die folgenden Bei-
träge verwiesen sei. In der vorliegenden
Ausgabe stellt Imke Niediek einen for-
schungsmethodischen Ansatz vor, der
explizit den Personenkreis von Men-
schen mit kognitiver Behinderung in
den Fokus stellt: „Auf die Frage kommt
es an – Problemzentrierte Interviews“
richtet sich an Forscher(innen), die sich
mit der Herausforderung konfrontiert
sehen, entsprechende Fragestrategien
im Bereich der qualitativen Forschung
zu entwickeln. 

Ebenfalls im Wissenschaftsteil der Zeit-
schrift schreibt Gerd Grampp über
„Qualitätsorientiertes Lernen“, eine
Form der beruflichen Qualifizierung,
die kompetenzbasiert angelegt ist und
auf der Grundlage des Deutschen Qua-
lifikationsrahmens für lebenslanges
Lernen (DQR) konzipiert wurde. Im
Rahmen des DQR können Menschen
mit kognitiver Behinderung ein aner-
kanntes Zertifikat erwerben, voraus-
gesetzt Berufsbildungsbereich und ar-
beitsbegleitenden Maßnahmen in den
Werkstätten werden entsprechend
berücksichtigt.

Zum dritten Mal gibt es in der Teilhabe
einen Familienschwerpunkt, der durch
zwei Studien markiert wird: Zum einen
stellen Dirk Schäfer und Nicole Füg-
ner Ergebnisse des Forschungsprojekts
„Ressource Pflegeeltern“ vor, das durch
die Forschungsgruppe Pflegekinder der
Universität Siegen realisiert wurde. Sie
geben Empfehlungen für begleitende
Soziale Dienste und diskutieren Inklu-
sion im Kontext der Pflegekinderhilfe.

Zum anderen werden die Ergebnisse
einer Studie zur Lebenssituation von
Eltern mit kognitiver Behinderung prä-
sentiert. Kadidja Rohmann und Ursu-
la Pixa-Kettner (†) haben dabei nicht
nur die Qualität professioneller Unter-
stützung, sondern auch die sozialen
Netzwerke der Familien und die Ver-
fügbarkeit von entsprechenden Ressour-
cen untersucht. Die Ergebnisse werden
u. a. unter ethischen Gesichtspunkten
sowie teilhabeorientiert diskutiert. 

Schließlich evaluieren Helmut Mair
und Jana Offergeld dreizehn Projekte,
in denen ältere Menschen mit Behin-
derung beim Übergang in den Ruhe-
stand begleitet wurden. Aus dieser
Untersuchung ergeben sich Empfeh-
lungen einer individualisierten Unter-
stützung unter Berücksichtigung des
sozialen Umfelds.

sehen war. Hier wurden Werke von
Künstler(inne)n mit und ohne akade-
mischen Bildungshintergrund gezeigt.
Die vielfältige Präsentation ließ Inter-
aktionen auf verschiedenen Ebenen
zu. So traten die Künstler(innen) teil-
weise miteinander in einen Dialog, 
teilweise kommunizierten sie über die
Exponate mit den Zuschauern. Für
diese wurden wiederum die unterschied-
lichsten Begegnungsräume untereinan-
der geschaffen. Ein Projekt der Aus-
stellung sei dabei insbesondere hervor-
gehoben: Die Künstlerin Gee Vero prä-
sentierte Ausschnitte aus „the art of
inclusion“. Seit Jahren zeichnet sie hal-
be Portraits und lässt diese vorwiegend
Prominenten zukommen, mit der Bitte,
die andere Hälfte der Zeichnung zu
vervollständigen. So erlangt das Pro-
jekt auf breiter gesellschaftlicher Ebene
Aufmerksamkeit: Künstler, Schriftstel-
ler und Musiker treten mit Gee Vero in
doppelte Autorenschaft. Aber auch die
Politik wird erreicht (z. B. Gysi, Mer-
kel, von Weizsäcker).

Die Kunst ist in der Lage, Aufmerk-
samkeit für integrative Praxis und den
Inklusionsgedanken zu schaffen, da
kommunikative Prozesse sowohl im
künstlerisch-praktischen Bereich, als
auch im Rezeptionskontext auf einer
besonderen Ebene ablaufen. Dabei
sollte der Einfluss der Kunst jedoch
nicht überschätzt werden – die gesell-
schaftskritische Funktion von Kunst 
ist in der Kunstgeschichte schon öfter
überbewertet worden. Im Kontext der

6 Merschmann zitiert nach LUZ, Viola (2012):
a.a.O., S. 316.

IN EIGENER SACHE ...

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Seit 01. April 2014 verstärkt  Dr. Frederik Poppe als geschäftsführender Redakteur der Zeitschrift

TEILHABE das Team im Referat Konzepte. Er studierte Kunst (UdK Berlin) und Rehabilitations-

wissenschaften (HU Berlin) und promovierte anschließend zum Thema „Interaktion zwischen 

Bildenden Künstlern mit Assistenzbedarf und ihren Bezugspersonen“.

Seit 2005 arbeitet er als freischaffender Künstler sowie seit 2008 als wissenschaftlicher Mitarbeiter

am Institut für Förderpädagogik der Universität Leipzig. Seine Forschungsschwerpunkte liegen

überwiegend im Schnittbereich Kunst und Behinderung.

Bis Ende des Jahres 2014 wirkt er im internationalen Projekt „Art for All“ (www.art-for-all.eu) mit.

Neben der Herausgeberschaft der TEILHABE stellt der Bereich „Kunst & Kultur“ einen Schwerpunkt

seiner Tätigkeit in der Berliner Geschäftsstelle der Lebenshilfe dar. In beiden Bereichen greift Frederik

Poppe auf gut gepflegte Netzwerke zurück und freut sich auf neue Kontakte und Herausforderungen.

Die Redaktion der Fachzeitschrift Teilhabe, Berlin/Marburg
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| KURZFASSUNG Dieser Beitrag konzentriert sich auf die Befragung von Menschen 
mit geistiger Behinderung. Die Kernthese ist, dass es auf geeignete Fragestrategien
ankommt, um zu analytisch relevanten Einblicken in die Erfahrungen und Lebenswirklich-
keiten von Menschen mit einer geistigen Behinderung zu gelangen. Der Fokus liegt des-
halb auf Fragestrategien bei qualitativen Befragungen und insbesondere im problemzen-
trierten Interview. Allerdings weist auch diese Methode Grenzen auf. Es braucht daher
alternative Forschungsmethoden, die ohne verbale und symbolische Antworten auskom-
men. Diese zu entwickeln, ist eine wichtige Aufgabe künftiger Teilhabeforschung.

| ABSTRACT The question matters – The Problem-Centred Interview with people
with intellectual disabilities. This paper focuses on interviews with people with intel-
lectual disabilities in qualitative research. The core thesis is that getting analytically rele-
vant insights into the experiences and realities of people with intellectual disability
depends on appropriate question strategies. Hence the focus is on question strategies for
qualitative interviews and especially in problem-centered interviews. However, this
method has limits. Therefore, it needs alternative research methods that do not require
verbal and symbolic responses. Developing those methods is an important task for futu-
re participation research.

Auf die Frage kommt es an  
Das Problemzentrierte Interview bei Menschen 
mit einer geistigen Behinderung 

Zur Bedeutung von Befragungen 
im Forschungsfeld

In der empirischen Forschung im Kon-
text geistiger Behinderung ist es im
deutschsprachigen Raum üblich gewor-
den, die subjektiven Sichtweisen der
Betroffenen selbst zu erheben. 

Die Debatte um die Frage, ob Men-
schen mit geistiger Behinderung in For-
schungsvorhaben überhaupt als aus-
kunftsfähige Personen zu Wort kommen
sollten, weicht zunehmend der for-
schungsmethodisch weitaus interessan-
teren Frage, in welcher Weise und mit
welchen Formen Beteiligung adressa-
tengerecht und wissenschaftlich gehalt-
voll ermöglicht werden kann (vgl. LAGA
1982; HAGEN 2002, 2007; PERRY 2004;
SCHÄFERS 2009).

Eine solche methodologische und for-
schungsethische Fundierung von For-
schung unter Beteiligung von Menschen
mit geistiger Behinderung erscheint
auch dringend geboten: In einer syste-
matischen Zeitschriftenanalyse konn-

ten BUCHNER und KOENIG (2008,
30) herausarbeiten, dass in 42,4 % der
untersuchten qualitativen Studien eine
Form halbstrukturierter Interviews ein-
gesetzt wurde. Allerdings wurden mit
dieser Bezeichnung tatsächlich sowohl
‚Problemzentrierte Interviews‘, ‚Leitfa-
deninterviews‘ als auch ‚Gruppendis-
kussionen‘ durchgeführt. Erschreckend
ist zudem eine Quote von 23,1 % der
Beiträge, in denen keine näheren An-
gaben zum Interviewformat gemacht
wurden. In wenigen Untersuchungen,
in denen mit dem Problemzentrierten
Interview als Erhebungsmethode gear-
beitet wurde, finden sich Informationen
zu methodischen Implikationen bei
Gesprächspartnern mit geistiger Behin-
derung oder eine explizite Beschrei-
bung der Anwendung der Methode. 

Eine vertiefte Auseinandersetzung mit
qualitativen Forschungsmethoden und
insbesondere dem Problemzentrierten
Interview als Methode zur Befragung
von Menschen mit einer geistigen Be-
hinderung erscheint daher notwendig.

Imke Niediek
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Grundlagen des Problemzentrierten
Interview

Bereits 1982 konnte LAGA durch die
Erprobung mehrerer Interviewtechniken
herausarbeiten, dass Interviewformen,
die ausreichend Offenheit für Erzäh-
lungen und subjektive Sichtweisen der
Befragten ermöglichen und gleichzeitig
einen sicheren Strukturrahmen anbie-
ten, den Interviewten ebenso wie unge-
übten Interviewern hilft, das Gespräch
aufrecht zu erhalten und ausreichend
zu vertiefen. Nach LAGA stellen solche

Formen eine geeignete Form der Be-
fragung von Menschen mit geistiger 
Behinderung dar (LAGA 1982, 235).
Ungefähr zur selben Zeit entwickelte
WITZEL (1982) das problemzentrierte
Interview. Im Zentrum des Interesses
stehen die Handlungsbegründungen und
Situationsdeutungen, die die Interview-
partner angesichts gesellschaftlicher
Anforderungen formulieren (WITZEL
1985, 228 bzgn. a. WAHLER & WIT-
ZEL 1985). Die Methode soll dem In-
terviewten dabei helfen, die eigenen
Handlungs- und Erfahrungszusammen-
hänge mit dem Interviewer zu teilen:
„Er ist derjenige, der sich mit sprachli-
chen Mitteln – lediglich unterstützt
vom Forscher/Interviewer – mit seiner
Weltsicht auseinandersetzt statt mit
derjenigen des Forschers konfrontiert
zu werden, wie sie in dessen Formulie-
rungen und Begriffen zum Ausdruck
kommt.“ (WITZEL 1982, 66) Dazu wird
das Interview einerseits als dialogisches
Gespräch zwischen Interviewer und
interviewter Person gestaltet, anderer-
seits wird die Person immer wieder zu
Erzählungen ermuntert, die einen mo-
nologischen Charakter haben (FRIE-
BERTSHÄUSER 2003, 380). 

Jedes Interview ist in irgendeiner
Weise auf ein bestimmtes Problem oder
Thema gerichtet (FLICK 1989, 108
bzgn. a. HOPF 1991). WITZEL entwi-
ckelt aber ein spezifisches Verständnis
von ‚Problemzentrierung‘: Zum einen
geht es im Problemzentrierten Inter-
view um eine relevante gesellschaftliche
Problemstellung. Der Forscher muss
deshalb sein Vorwissen systematisch
aufbauen und offenlegen, damit es als
„heuristisch-analytischer Rahmen für
Frageideen im Dialog zwischen Inter-

viewern und Befragten“ (WITZEL 2000,
Abs. 3) genutzt werden kann. Problem-
zentrierung zielt aber auch ab „auf Stra-
tegien, die in der Lage sind, die Expli-
kationsmöglichkeiten der Befragten so
zu optimieren, dass sie ihre Problem-
sicht auch gegen die Forscherinterpre-
tation und in den Fragen implizit ent-
haltenen Unterstellungen zur Geltung
bringen können“ (WITZEL 1982, 69).
WITZEL versteht den Prozess der
Erkenntnisgewinnung im problemzen-
trierten Interview deshalb als „induktiv-
deduktives Wechselverhältnis“ (ebd).

Im Interview soll die befragte Person
durch die Zusammenarbeit mit dem
Interviewer in einer vertrauensvollen
Gesprächsatmosphäre ihre eigene Pro-
blemsicht entfalten können. Dabei wer-
den immer wieder neue Aspekte hin-
zugefügt oder auch vorhergehende
Aussagen korrigiert. Es können Wie-
derholungen und Widersprüchlichkei-
ten entstehen. Diese können Hinweise
auf Missverständnisse sein und Fehler
oder Lücken in der Erinnerung der Per-
son markieren, die durch Nachfragen
(teilweise) aktualisiert werden können
(WITZEL 2000, Abs. 4). Sie können
auch auf Orientierungsprobleme hin-
deuten, auf Interessenswidersprüche
oder Entscheidungsdilemmata ange-
sichts widersprüchlicher Handlungsan-
forderungen (vgl. ebd.). Damit werden
Schwierigkeiten, wie sie auch aus Be-
fragungen von Menschen mit geistiger
Behinderung bekannt sind, methodisch
kontrolliert und produktiv genutzt. 

Um dem Forschungsgegenstand ge-
recht zu werden, können im Problem-
zentrierten Interview verschiedene Ge-
sprächstechniken kombiniert werden,
so dass der Interviewer das Gespräch
flexibel den kommunikativen Möglich-
keiten, der Reflexivität und Selbstsi-
cherheit der Befragten anpassen kann
(WITZEL 2000, Abs. 4). Problemzen-
trierte Interviews können daher mal als
Dialoge oder eher als lange Erzählun-
gen erscheinen (WITZEL 1985, 232).
Diese methodische Offenheit geht so
weit, dass je nach Untersuchungsgegen-
stand unter dem Dach ‚problemzen-
triertes Interview‘ auch biographische
Verfahren oder Gruppenverfahren ein-
gesetzt werden können. Allerdings hat
Flick das Fehlen einer methodologi-

schen Begründung für diese Form von
Methodentriangulation kritisiert (vgl.
FLICK 1998, 108). 

Ablauf 

Zu Beginn des Interviews werden nach
WITZEL (2000, Abs. 6) die Sozialdaten
oder wichtigen Eckdaten im Lebenslauf
der Person mit einem Kurzfragebogen
abgefragt, um das eigentliche Interview
von Faktenfragen zu entlasten. Die
Erfahrung zeigt allerdings, dass der
Kurzfragebogen besser am Ende des
Interviews genutzt wird, da die Frage-
Antwortstruktur eines standardisierten
Befragungsinstruments leicht auf den
weiteren Gesprächsverlauf ausstrahlt.
Erzählungen und eine quasi natürliche
Gesprächssituation kommen dann nicht
mehr zu Stande. 

Wichtiger ist dagegen die Formulie-
rung eines geeigneten Erzählimpulses
für den Einstieg. Die Einstiegerzählung
dient dazu, die für die befragte Person
relevanten Aspekte des Themas zu er-
kennen und ihre subjektiv wahrgenom-
mene Problemstruktur aufzudecken.
(ebd., Abs. 13). Im zweiten Schritt wer-
den diese Aspekte aufgegriffen und die
interviewte Person zu Detaillierungen
und vertieften Erzählungen angeregt. Ein
vorbereiteter Gesprächsleitfaden dient
im weiteren Gesprächsverlauf als eine
Art Rückversicherung und Gedächtnis-
stütze für den Interviewer (WITZEL
1985, 236 f.). Er enthält daher neben
dem Einstiegsimpuls lediglich einige
Frageideen zur Einleitung einzelner
Themenbereiche. Damit wendet sich
WITZEL gegen eine „Leitfadenbüro-
kratie“ (HOPF 1978, 101 f.), die ent-
steht, wenn ein Interviewer an eigenen
Gesprächsstrukturen und Inhalten fest-
hält und dadurch die Offenheit für die
subjektiven Sinnsetzungen des Gegen-
über verliert. 

Im Postskript werden schließlich
Anmerkungen zur Gesprächssituation,
zu Besonderheiten des Gesprächsver-
laufs und zu inhaltlichen oder sprachli-
chen Auffälligkeiten oder anderen Wahr-
nehmungen des Interviewers notiert. Es
beschreibt die Kommunikationssitua-
tion und soll bei der späteren Auswahl
von Interviews für eine vertiefte Analy-
se helfen. 

Fragestrategien 

Die große Offenheit für einen Ge-
sprächsverlauf und für die Aspekte, 
die vom Gesprächspartner eingebracht
werden, machen deutlich, dass das pro-
blemzentrierte Interview eine gute Vor-
bereitung und besondere kommunika-
tive Kompetenz vom Interviewer er-
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eine vorzeitige Wiederholung der Frage,
da jede Äußerung des Interviewers den
Gedankengang der Person unterbricht.
Sie muss dann erneut die Frage verste-
hen und den Gedanken wieder aufneh-
men, den sie bereits begonnen hatte zu
entwickeln. 

Erzählverlängernd wirken auch Pa-
raphrasen (Wiedergabe verstandenen
Inhalts) und Reflexionen (Wiedergabe
des wahrgenommenen emotionalen Er-
lebens). Diese Techniken dienen der
kommunikativen Absicherung des Ver-
stehens sowohl der expliziten Inhalte
wie auch der mitschwingenden (emotio-
nalen) Bedeutung des Gesagten. Para-
phrasen signalisieren, dass ausreichend
Zeit und Raum für die eigenen Überle-
gungen zur Verfügung stehen. Ungeüb-
te Interviewer werden zudem in ihrem
Impuls gebremst, eigene Stellungnahmen
abzugeben oder Detailfragen zu stellen,
die den Gesprächsfluss unterbrechen
(HELFFERICH 2009, 93). Der Ge-
sprächspartner fühlt sich dennoch (oder
gerade deshalb) verstanden. Weil sie
den Redebeitrag spiegeln, können Para-
phrasen die Selbstreflexion anregen
und dem Gesprächspartner helfen, das
Gesagte zu strukturieren, ohne dass der
Interviewer einen exmanenten Impuls
(d. h. von außen) setzen muss (WIT-
ZEL 1982, 100). 

Allgemeine Sondierungen

„Allgemeine Sondierungen […] stimu-
lieren so den narrativen Fluss“ (WIT-
ZEL 1982, 99).

Dazu werden im problemzentrierten
Interview insbesondere erzählgenerie-
rende und erzählfortführende Fragen
eingesetzt. Sie können entweder in der
Situation bleiben (Wie war das für sie?
Erzählen sie doch ein bisschen mehr
darüber) oder den Erzählgang voran-
treiben (Und dann? Wie ging es dann
weiter?) (HELFFERICH 2009, 108).
HOPF (2010, 356) nennt unter Bezug-
nahme auf FISCHER-ROSENTHAL
und ROSENTHAL (1997) drei Typen
narrativer Nachfragen: 

1.) Fragen nach einer bestimmten Le-
bensphase: Können Sie über diese
Zeit (z. B. in der Schule) noch mehr
erzählen? Woran denken Sie insbe-
sondere?

2.) Fragen nach Situationen, die in der
Einstiegserzählung erwähnt wurden:
Sie haben vorhin erzählt, dass (…).
Können Sie mir darüber noch mehr
erzählen? Wie ist es dazu gekom-
men? Was haben Sie dann gemacht?
Was passierte da im Einzelnen?

scheiden kann, welche Daten er oder
sie preisgeben möchte. Er sollte immer
mit einer expliziten, kurzen Aufforde-
rung zum Erzählen abschließen: „Ich
habe gehört, dass Sie gerne im Chor
singen. Erzählen Sie mal, wie Sie dazu
gekommen sind, so von Anfang an. Bit-
te fangen Sie an, wie Sie möchten.“ 

Auf den Wunsch, das Thema stärker
einzugrenzen (‚Also soll ich beim Schul-
chor anfangen?‘) sollten die Intervie-
wer möglichst nicht direkt eingehen,
um das Thema nicht vorschnell einzu-
schränken. Sinnvoller ist es, eine stär-
ker öffnende Formulierung zu wählen:
‚Alles, wie Sie möchten‘ (vgl. ROSEN-
THAL 2006, 193). Um Hilfestellung zu
geben, kann ein Foto oder Bild aus dem
Alltag der Person als Gesprächseinstieg
benutzt werden (Hagen 2002, 299).
Allerdings sollte der Interviewer sich
bewusst sein, dass damit bereits eine
starke Setzung und Steuerung des Ge-
sprächs vorgenommen wird. 

Allgemein sollte der Interviewer mög-
lichst lange ‚nicht an die Reihe kom-
men‘. Dazu können alle Aufmerksam-
keits- und Rezeptionssignale genutzt
werden (HELFFERICH 2009, 91). Bei-

läufige Bemerkungen wie ‚Ach ja?‘, ‚Ah‘,
‚Ist ja interessant‘ signalisieren Interes-
se und Neugier. SCHÜTZE (1977, 16)
empfiehlt, weniger durch Nicken, Lä-
cheln usw. Verstehens-Signale zu sen-
den, im Sinne von ‚ich verstehe was sie
meinen‘, weil die Person dann glaubt,
die Zusammenhänge ausreichend dar-
gelegt zu haben. Stattdessen sollen
Mimik, Gestik und paraverbaler Aus-
druck anzeigen, dass noch mehr Infor-
mationen nötig sind, um die Geschich-
te zu verstehen (z. B. durch fragenden
Gesichtsausdruck, Erstaunensausrufe,
zugewandte Körperhaltung). Gerade
diese ‚fragende Haltung‘ sollten Inter-
viewer vorab trainieren, denn Men-
schen signalisieren in der Regel ‚Verste-
hen‘ stillschweigend und unbewusst.
Witzel hat bereits darauf hingewiesen,
dass bei wenig erzählfreudigen Perso-
nen eine abwartende Haltung sinnvoll
ist (WITZEL 1982, 93). Pausen, bevor
die nächste Frage gestellt wird (HELF-
FERICH 2009, 94), ermöglichen es der
Person, ihre Gedanken zu ordnen und
zu formulieren. Vermeiden sollte man

fordert (FRIEBERTSHÄUSER 2003,
380). Der Interviewer muss das Ge-
spräch zwischen ‚Spontaneitäts‘- und
‚Restriktivitätsanforderungen‘ ausbalan-
cieren (HOPF 1978,107). Dies gilt ins-
besondere dann, wenn die von KALL-
MEYER und SCHÜTZE postulierten
Zugzwänge des Erzählens Gestaltschlie-
ßungszwang, Kondensierungszwang, De-
taillierungszwang (KALLMEYER &
SCHÜTZE 1977, 188) nicht in der ge-
forderten Weise greifen, wie es bei
wenig geübten Sprechern wie z. B. Kin-
dern oder Personen mit geringem Bil-
dungshintergrund oder geringeren kog-
nitiven Fähigkeiten häufig der Fall ist.
Deshalb werden nachfolgend Frage-
und Gesprächsstrategien vorgestellt,
die die Grundformen qualitativer Inter-
viewaussagen: Erzählung, Beschreibung
und Begründung unterstützen können.
Für weitere Aspekte der Planung und
Durchführung von Interviewstudien mit
Menschen mit einer geistigen Behinde-
rung sei auf die wertvollen Verfahrens-
hinweise von BUCHNER (2008), TAS-
SÉ et al. (2005) und HAGEN (2002;
2007) hingewiesen, sowie für eine for-
schungsethische Fundierung zu pla-
nender Untersuchungen auf GRIFFIN
und BALANDIN (2004).

Stegreiferzählung

Schütze nennt folgende Kriterien für
einen guten Einstiegs-Impuls (vgl.
SCHÜTZE 1977, 17 f): Aus der Per-
spektive des jeweiligen Forschungsge-
biets sollte das Thema des Interviews
ein öffentliches Interesse betreffen. Die
Person sollte daher aufgrund ihres Le-
bensmilieus und ihrer sozialstrukturel-
len Position ein relevanter Informant
für die Forschungsfrage sein. Das The-
ma sollte darüber hinaus relevant für
die Person selbst sein, denn es muss die
Mühe wert sein, um darüber zu berich-
ten. Zugleich sollte es aber harmlos und
leicht zu erzählen sein. Bei biografischen
Interviews können vitale Lebensinte-
ressen im Zentrum stehen (wie z. B. im
Kontext der Disability-Studies oder der
Gender-Forschung), während bei Inter-
aktionsfeldanalysen eher weniger per-
sönlich relevante Themen bearbeitet
werden. Der Impuls darf keine exakten
Indexialisierungen (z. B. Ortsnamen, Zeit-
angaben, Personennamen) beinhalten,
damit der Gesprächspartner selbst ent-
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Das problemzentrierte Interview verlangt vom 
Interviewer gute Vorbereitung und besondere 
kommunikative Kompetenz.
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113 f.), die durch das eigene Vorwissen
unbewusst formuliert werden könnten. 

Das Ziel von Konfrontationsfragen
ist, dass die Person Konflikte, Auslassun-
gen oder Dilemmata thematisiert und
näher erläutert. Es muss aber der Ein-
druck vermieden werden, dass die Per-
son etwas falsch gemacht haben könnte
oder bei einer ‚Lüge‘ erwischt wurde.
Zudem sind Konfrontationsfragen schwe-
rer zu beantworten, als Fragen, die auf
das Handeln und Erleben in konkreten
Situationen abzielen. Sie erfordern Re-
flexion und innere Distanz vom Erleb-
ten. Unsere Handlungsmotive kennen
wir oft selbst nicht und können sie da-
her nicht verbal äußern. Deshalb sind
Konfrontationen ein Mittel, das nur
sehr sparsam eingesetzt werden sollte.

Ad-hoc Fragen

Durch Ad-hoc-Fragen werden im späte-
ren Interviewverlauf Themenbereiche
angesprochen, die von den Interview-
ten bisher (weitgehend) ausgeklammert
wurden, aber aus Forscherperspektive

relevant sein könnten (WITZEL 1982,
106). Sie sichern damit eine Vergleich-
barkeit verschiedener Interviews ab.
Gegen Ende des Interviews sind sogar
einzelne standardisierte (offene) Fragen
gestattet, die in allen Interviews gestellt
werden, wie z. B. Wunsch- oder Bilan-
zierungsfragen. MURPHY und CAME-
RON (2008) setzten dazu ‚Talking Mats‘
in einer explorativen Studie ein, um die
Interviewteilnehmer durch legen von
Themenkarten auf eine vorgefertigte
Matrix um Einschätzungen und Bewer-
tungen zu bitten. Sie stellten fest, dass
kommunikationsbeeinträchtigte Perso-
nen, die auf der Ebene von Mehrwort-
aussagen kommunizieren, sich durch
eine Unterstützung mit diesen Bildkar-
tensystem im Interview differenzierter
ausdrücken konnten, als nur mit ihrem
regulären Kommunikationssystem (ebd.,
239). PROSSER und BROMLEY schla-
gen vor, mit Anker-Situationen zu ar-
beiten, die für alle Interviewpartner
relevant sind (z. B. der eigene Geburts-
tag), um Erfahrungen, Gefühle oder Ein-
schätzungen zu einen bestimmten Zeit-
punkt oder in einem Zeitraum zu erfra-
gen (2012, 115). 

spräch immer wieder entscheiden zu
müssen, wann er mit Nachfragen ein-
setzen soll bzw. ob und wie eine Unter-
brechung des narrativen Flusses ge-
rechtfertigt ist.“ (WITZEL 1982, 92) 

Spezifische Sondierungen

Im problemzentrierten Interview sind
auch Fragen nach Begründungen, Er-
klärungen erlaubt, sofern sie den Ge-
sprächsfluss nicht stören, sondern dem
Interviewer helfen, das Gesagte besser
zu verstehen und ein präzisere Einsicht
in die subjektiven Deutungen des Gegen-
übers zu erhalten (FRIEBERTSHÄU-
SER 2010, 380). Witzel nennt diese Form
detaillierten Nachfragens „spezifische
Sondierung“. Es geht darum, ein ge-
naueres Verständnis von der Problem-
sicht des Gegenübers durch interpreta-
tionsfähige Präzisierungen zu erhalten,
indem relevante Themenbereiche und
Aspekte, stereotype oder ausweichen-
de, versteckte und widersprüchliche Ant-
worten durch Verständnis- oder Kon-
frontationsfragen aufgedeckt werden
(WITZEL 1982, 101). 

Klärende Verständnisfragen oder
Fragen nach weiteren Details sollen vor
allem die spätere Analyse erleichtern.
Unverstandenes ist ein Kriterium, um
zu bestimmen, wo eine Äußerung wei-
ter ausgeführt werden muss (HELFFE-
RICH 2009, 86). HELFFERICH unter-
scheidet dabei immanente Detaillie-
rungsfragen, die als ‚Rückgriff-Technik‘
auf bereits angedeutete Sachverhalte
Bezug nehmen, die näher ausgeführt
werden sollen und exmanente Fragen,
mit denen neue Themen oder nicht
benannte Aspekte eingeführt werden
(HELFFERICH 2009, 105). Hier ist es
hilfreich, wenn der Forscher sich be-
reits ein umfangreiches Hintergrund-
wissen erworben hat (WITZEL 1982,
93), um exmanente Fragen präzise und
gegenstandsangemessen auszuwählen.
FROSCHAUER und LUEGER schlagen
deshalb vor, eine Matrix mit Schlag-
worten für das Interview vorzubereiten,
die Ereignisse und Fakten, Zusammen-
hänge, Funktionen, Meinungen und
Erklärungen, sowie hypothetische Fra-
gen unterscheidet und dabei jeweils
zeitliche, sachliche und soziale Aspekte
berücksichtigt (FROSCHAUER &
LUEGER 2003, 78 f.). PROSSER und
BROMLEY warnen aber vor suggesti-
ven und tendenziellen Fragen (2012,

3.) Fragen nach einem Beispiel zu einem
Argument: Können Sie sich noch an
eine Situation erinnern, in der das so
war? Was ist damals passiert?

Darüber hinaus können auch schein-
bar statische Themen als Erzählanlass
genutzt werden: ‚Du hast vorhin deinen
besten Freund erwähnt. Vielleicht kannst
du uns erzählen, wie du ihn kennen ge-
lernt hast, und was ihr so alles zusam-
men erlebt habt?‘ (ROSENTHAL et al.
2006, 23). Fragen, die eingebrachte
Themen aufgreifen und zu Detaillierun-
gen anregen, erscheinen bei Inter-
viewpartnern mit geistiger Behinderung
besonders geeignet: „Ein rascher Wech-
sel des Bezugsrahmens dadurch, dass
der Interviewer, um zum Thema zurück
zukommen, neue Fragen stellte, wurde
nur schwer verkraftet. Die geringsten
Schwierigkeiten ergaben sich wenn der
Übergang zur nächsten Frage in den
Antworten der Behinderten schon an-
gelegt war.“ (LAGA 1982, 235)

Werden keine Erzählungen, sondern
Meinungen, Begründungen oder knap-
pe, pauschale Antworten gegeben, hilft
es in der Regel, um Beispiele zu bitten,
persönliche Erfahrungen zu erfragen
und möglichst konkret am Erleben und
Handeln der Person zu bleiben (WIT-
ZEL 1982, 98). Häufig ist es notwendig,
explizit nach Routinen, Alltäglichem
und normalen Abläufen zu fragen, da
viele Elemente des alltäglichen Erle-
bens von der Person als selbstverständ-
lich und als geteiltes Wissen wahrge-
nommen werden, so dass es nicht lohnt,
sie mit dem Interviewer zu teilen (HEL-
FERRICH 2009, 111). Konkrete Situa-
tionen sind zudem für viele Menschen
einfacher zu berichten, als Begründun-
gen für das eigene Handeln oder Wert-
urteile abzugeben. Zu diesem Zeit-
punkt des Interviews ist nach SCHÜT-
ZE allerdings davon abzuraten, bereits
indexialisierende Fragen (nach Orten,
Zeiten, Personen) zu stellen oder kon-
krete Orte, Zeiten oder Personen expli-
zit zu benennen, um die Relevanzset-
zungen der Person nicht zu beeinflus-
sen (1977, 38 f.). 

Die Anforderungen an die Kompe-
tenz des Interviewers sind bei allgemei-
nen Sondierungen besonders hoch, denn
er muss spontan eine Formulierung für
eine Anschlussfrage finden. Gleichzei-
tig geht aber die Erzählung weiter und
der Interviewer muss die Aussagen mit-
vollziehen (HELFFERICH 2009, 85).
Der Interviewer muss sich an der Dar-
stellungslogik der Befragten orientieren
und darüber hinaus zu Detaillierungen
und thematischen Zentrierungen anre-
gen. „Für den Interviewer ergibt sich
damit die praktische Aufgabe, im Ge-
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Der Interviewer muss sich an der Darstellungslogik
der Befragten orientieren. 
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Grenzen und Alternativen

Zwar sind umfassende narrative Fähig-
keiten für das problemzentrierte Inter-
view nicht erforderlich und ebenso
wenig wird eine vollständige (Laut-)
Sprache benötigt. Aber es braucht
grundsätzlich die Fähigkeit zu symboli-
scher Kommunikation auf der Ebene
der grammatischen Verknüpfung von
zwei oder mehr Begriffen zu einer Aus-
sage. Dies beinhaltet vor allem pragma-
tische und semantische Fähigkeiten,
sowie einen rezeptiven und expressiven
Wortschatz, der es ermöglicht, die Fra-
gen zu verstehen und eine Antwort zu
formulieren, die die eigene Perspektive
hinreichend widergibt. Dabei können
in der Interviewsituation unterschiedli-
che Formen symbolischer Kommunika-
tion (Gebärden, gesprochene Sprache,
Schrift, Bilder usw.) eingesetzt werden
und auch Gestik und Mimik als gram-
matische Verknüpfung als zu einer Aus-
sage zugehörig einbezogen werden. 

Je geringer die sprachlichen Kompe-
tenzen der Interviewpartner, desto höher
sind aber die Anforderungen an eine
sorgfältige und gegenstandsgerechte Ana-
lyse des später vorliegenden Datenma-
terials, da freie Interpretationen zu ver-
meiden sind, sondern aus dem Material
belegt und präzise abgeleitet werden

müssen. Auf die Einhaltung von Güte-
kriterien für qualitative Forschung (vgl.
MAYRING 2002, 144 ff.) ist dann be-
sonders zu achten. 

Liegt kein oder nur ein gering ausge-
prägtes Symbolverständnis mit einem
sehr kleinen Wortschatz vor, müssen al-
ternative Methoden der Erhebung gefun-
den werden, die entweder den kreativen
Ansätzen der Aktionsforschung (vgl.
KRÜGER 2005; ROJAS & SANAHUJA
2011) und den verschiedenen Spielar-
ten teilnehmender Beobachtung ent-
lehnt werden oder in experimentellen
Designs (vgl. LOHRMANN-O`ROUR-
KE & BROWDER 1998; WARE 2004)
Auswahlentscheidungen von Menschen
mit schweren Behinderungen erfassen.
Derartige Methoden ermöglichen aber
lediglich gegenwartsbezogene und auf
konkrete Situationen bezogene Daten.
Abstrakte Konzepte, zukünftige Per-
spektiven oder biographische Erfah-

rungen der Person lassen sich damit
nur schwer erfassen (WARE 2004, 178). 

Stellvertreterbefragungen stellen in
einem sehr eng begrenzten Rahmen
eine Alternative zur direkten Datener-
hebung dar: Sie können eingesetzt wer-
den, wenn objektive Daten der Lebens-
situation erfasst werden sollen. Die
subjektiv empfundene Lebenswirklich-
keit der betroffenen Personen können
sie dagegen nicht hinreichend valide ab-
bilden (vgl. HELMKAMP 2000; STAN-
CLIFFE 1999, 190 f.; MILEVICIUTE &
HARTLEY 2013, 11; PERRY & FELCE
2002, 453). Eine interessante Variante
könnten dagegen kommunikative Vali-
dierungen und Auswertungsgruppen
durch gleich betroffene Personen dar-
stellen (vgl. KOENIG 2011; MACTA-
VISH, MAHON & LUTIYYA 2000).
Allerdings erscheinen methodologische
Folgen der Beteiligung von gleich-
betroffenen Personen in derartigen
Auswertungsgruppen und methodische
Folgefragen noch nicht ausreichend
bearbeitet (vgl. WAGNER-WILLI 2011;
BUCHNER, KOENIG & SCHUPPE-
NER 2011a, 211b). 

Für die sonderpädagogische For-
schung ist darüber hinaus kritisch zu
fragen, ob bislang der Zusammenhang
von Bildungsbenachteiligung und der

Fähigkeit von Menschen mit geistiger
Behinderung, eigene Sichtweisen in
Befragungen zu formulieren, in der
Beurteilung von Interviewdaten ange-
messen berücksichtigt wurde (WARE
2004, 176). GROMANN hat in diesem
Zusammenhang beispielsweise vorgän-
gige Erwachsenenbildungsmaßnahmen
vorgeschlagen, in denen allgemeine Be-
wertungskompetenzen geübt werden
können (GROMANN 1998, 266 f.
bzgn. a. FOXX u. a. 1993). Ähnlich wie
in der Debatte um partizipative For-
schungsansätze sind aber auch die
Implikationen und Folgen einer derarti-
gen Verzahnung von Bildungs- und For-
schungsanteilen in Projekten dringend
zu reflektieren.

Fazit

Gerade im Kontext schwerer Behinde-
rung muss daher nach wie vor bilan-
ziert werden, dass ein hinreichend ab-

gesichertes Repertoire von Forschungs-
methoden und eine orientierende Me-
thodologie nicht vorliegt. In der Regel
ist die Anwendung von qualitativen
Verfahren ‚nach dem Lehrbuch‘ mit
diesem Personenkreis nicht möglich.
Auch das problemzentrierte Interview
weist hier deutliche Grenzen auf. Die
Forschenden müssen stattdessen Ver-
fahren kombinieren, adaptieren oder
gänzlich neue Zugänge entwickeln.
Hierzu braucht es eine qualifizierte
Methodenausbildung an den sonderpä-
dagogischen Studienstätten, um in die-
sem speziellen Forschungsfeld hoch-
wertige Untersuchungsdesigns konzi-
pieren zu können.

Bis das Fernziel der Modifikation ge-
eigneter Forschungsmethoden für den
Einsatz auch im Bereich der schweren
Behinderung erreicht ist, lässt sich
daher mit LAGA „pragmatisch nur so
verfahren, dass man zunächst weder
auf das eine noch auf das andere Ver-
fahren ganz verzichtet, sondern diese in
Kombination mit anderen Verfahren
einsetzt und Modifikationen auspro-
biert.“ (1982, 237) 
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Berufliche Qualifizierung

Qualifizierung ist der „Oberbegriff für
Maßnahmen zum Aufbau, Erhalt und
Ausbau von Fähigkeiten und Fertigkei-
ten, die zur Bewältigung beruflicher An-
forderungen notwendig sind (http://
wirtschaftslexikon.gabler.de/). Qualifi-
kation ist „das formale Ergebnis eines
Beurteilungs- und Validierungsprozes-
ses, bei dem eine dafür zuständige Stelle
festgestellt hat, dass die Lernergebnisse
einer Person vorgegebenen Standards
entsprechen“ (Bund-Länder-Koordinie-
rungsstelle 2013, 46). 

Berufsbildung als Recht 

Studium, Berufsausbildung und berufli-
che Fortbildung waren als gesetzlich
geregelte Qualifizierungen lange Zeit
die einzige Möglichkeit zur Erlangung
eines „Qualifikationsnachweises, [das]
heißt eines Dokuments, das den Er-
werb einer Qualifikation bestätigt (z. B.
Zeugnis, Zertifikat, Diplom)“ (Bund-
Länder-Koordinierungsstelle 2013, 47).
Studium, Berufsausbildung und berufli-
che Fortbildung sind als „Menschen-
recht“ Inhalt der folgenden Dokumente
und sie sind deshalb auch für Men-
schen mit Behinderungen zugänglich
zu machen.

In der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union wird in Artikel 14
bestimmt: „(1) Jede Person hat das Recht
auf Bildung sowie auf Zugang zur
beruflichen Ausbildung und Weiterbil-
dung“ (Europäische Gemeinschaft 2000,
11). Nach Artikel 24 des UN-Überein-
kommens über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung (UN-Behinder-
tenrechtskonvention) sollen die Ver-
tragsstaaten das „Recht von Menschen
mit Behinderungen auf Bildung aner-
kennen [und] sicher stellen, dass Men-
schen mit Behinderungen ohne Dis-
kriminierung und gleichberechtigt mit
anderen Zugang zu allgemeiner Hoch-

schulbildung, Berufsausbildung, Er-
wachsenenbildung und lebenslangem
Lernen“ (BMAS 2009, 23) haben.

Die Umsetzung der Menschenrechte
wird in nationalen Gesetzen geregelt.
Der Zugang zum Hochschulstudium
wird durch Ländergesetze geordnet,
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| KURZFASSUNG Der Deutsche Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen (DQR) ist
die Grundlage für eine am Lernergebnis orientierte Zuerkennung eines bestimmten Qua-
lifikationsniveaus, unabhängig von der Form des Lernens. Bis jetzt führt nur formales Ler-
nen z. B. in der Berufsausbildung zu einem anerkannten Abschluss. Der DQR bietet
jedoch auch Menschen mit Lernschwierigkeiten die Möglichkeit, für die Ergebnisse ihres
lebenslangen Lernens in der Werkstatt für behinderte Menschen ein anerkanntes Zertifi-
kat zu erhalten. Das erfordert jedoch, das nicht formale Lernen im Berufsbildungsbereich
und in den arbeitsbegleitenden Maßnahmen sowie das informelle Lernen im Prozess der
Arbeit im Arbeitsbereich als qualifikationsorientiertes Lernen zu gestalten. 

| ABSTRACT Qualification-based learning – The German Qualification Frame-
work for Lifelong Learning (DQR) and professional qualification of People with
learning disabilities. The German Qualifications Framework for life-long learning (GQF)
is the basis for granting a certain level of qualification dependent on the learning out-
come but independent of the form of studying. Until now, only formal learning leads to
a recognized degree, e.g. in vocational trainings. The GQF, however, also offers the
opportunity to receive a certificate for results of their lifelong learning in workshops for
people with learning disabilities. Nevertheless, this requires developing the non-formal
and informal learning in the field of vocational education and in the on-the-job trainings,
as well as the informal learning within the process of work, into learning based on 
qualification.

Qualifikationsorientiertes Lernen  
Der Deutsche Qualifikationsrahmen für lebenslanges 
Lernen (DQR) und die berufliche Qualifizierung von 
Menschen mit Lernschwierigkeiten*

* Diese Begrifflichkeit orientiert sich an der von „People first“ gewählten Bezeichnung des Personenkreises.

Einleitung

„Wichtig ist, was jemand kann – und
nicht, wo es gelernt wurde!“ Unter die-
sem Titel berichten GALLE und GIER-
SCHER (2013, 15) über die „anerkannte
Qualifizierung Praktiker-/in in der Haus-
wirtschaft in der Werkstatt (WfbM) unter
Berücksichtigung des Deutschen Qua-
lifikationsrahmens (DQR)“. Das Mot-
to sollte allerdings ergänzt werden und
hat dann folgenden Wortlaut: Wichtig
ist, was jemand kann – und nicht wo,
aber wie es gelernt wurde. 

Dieses Motto ist die Grundlage des
„Qualifikationsorientierten Lernens“. Es
hat als eine Form der beruflichen Qua-
lifizierung durch die Gestaltung von
Struktur, Prozess und Materialien (In-
put) und die Orientierung am Lerner-
gebnis (Output, Outcome) die Entwick-

lung einer umfassenden Handlungsfä-
higkeit (Kompetenzbasierung) zum Ziel
und ermöglicht eine Bewertung (Vali-
dierung) und Bescheinigung (Zertifizie-
rung) der Lernleistung nach DQR. 

An dieser kurzen Beschreibung ori-
entiert sich der Aufbau des folgenden
Textes mit Überlegungen zur berufli-
chen Qualifizierung und einer Darstel-
lung wichtiger Inhalte des Deutschen
Qualifikationsrahmens für lebenslanges
Lernen (DQR) als Grundlage des Qua-
lifikationsorientierten Lernens.

Wichtig ist, was jemand kann – und nicht wo, 
aber wie es gelernt wurde. 

Gerd Grampp
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bleibt allerdings nachfolgend außer
Betracht. Bundeseinheitliche Grundla-
gen der Berufsausbildung und der be-
ruflichen Fortbildung sind in Deutsch-
land das Berufsbildungsgesetz (BBiG)
und die Handwerksordnung (HWO).
Die Berufsausbildung für behinderte
Menschen wird im Berufsbildungs-
gesetz (BBiG) in den §§ 64–66 und in
der Handwerksordnung (HwO) in den 
§§ 42k–42m geregelt.

Berufsbildung für 
behinderte Menschen

In § 64 BBiG und § 42k HwO wird
bestimmt: „Behinderte Menschen sol-
len in anerkannten Ausbildungsberufen
ausgebildet werden“. Die §§ 65 BBiG/
42l HwO ermöglichen die „Berücksich-
tigung besonderer Verhältnisse behin-
derter Menschen“ bei der Berufs-
ausbildung. Paragraf 66 BBiG und 
§ 42m HwO enthalten Vorschriften für
den Fall, dass eine Ausbildung auch
nach §§ 65/42l nicht möglich ist: „Für
behinderte Menschen, für die wegen
Art und Schwere ihrer Behinderung
eine Ausbildung in einem anerkannten
Ausbildungsberuf nicht in Betracht
kommt, treffen die zuständigen Stellen
auf Antrag der behinderten Menschen
oder ihrer gesetzlichen Vertreter oder
Vertreterinnen Ausbildungsregelungen
entsprechend den Empfehlungen des
Hauptausschusses des Bundesinstituts
für Berufsbildung. Die Ausbildungsin-
halte sollen unter Berücksichtigung
von Lage und Entwicklung des allge-
meinen Arbeitsmarktes aus den Inhal-
ten anerkannter Ausbildungsberufe ent-
wickelt werden. Im Antrag nach Satz 1
ist eine Ausbildungsmöglichkeit in dem
angestrebten Ausbildungsgang nachzu-
weisen“.

Ausbildungsregelungen als 
Grundlage der Berufsausbildung

In der in §§ 66 BBiG/42m HwO ge-
nannten Empfehlung des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts für Berufs-
bildung (BIBB) werden Rahmenrichtli-
nien für Ausbildungsregelungen veröf-
fentlicht. Vorrangiges Ziel aller Bemü-
hungen ist es, behinderte Menschen „zu
einem berufsqualifizierenden Abschluss
in einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf zu führen. […] Deshalb müssen ent-

sprechende Ausbildungsregelungen und
-angebote geschaffen werden, die den
Neigungen und Fähigkeiten von behin-
derten Menschen entsprechen, um ih-
nen dadurch Chancen auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt und zum lebenslangen
Lernen zu eröffnen“ (BIBB 2010a, 1).

Ein weiteres „Ziel […] ist es, Be-
nachteiligungen von behinderten Men-
schen im Sinne des Artikels 3 Grundge-

setz in Ausbildung, Umschulung und
Prüfung zu verhindern. Eine Benachtei-
ligung liegt vor, wenn behinderte und
nicht behinderte Menschen ohne zwin-
genden Grund unterschiedlich behan-
delt werden und behinderte Menschen
dadurch in der gleichberechtigten Teil-
habe an der beruflichen Bildung unmit-
telbar oder mittelbar beeinträchtigt
werden“ (BIBB 2010a, 1). Dies gilt
natürlich auch dann, wenn Menschen
mit Lernschwierigkeiten anders behan-
delt werden als die anderen Gruppen
behinderter Menschen.

Der Ausschuss für die Fragen behin-
derter Menschen beim Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB) hat eine „Rahmen-
regelung für Ausbildungsregelungen für
behinderte Menschen erarbeitet [die]
zu einer Vereinheitlichung und Trans-
parenz zugunsten der betroffenen be-
hinderten Menschen führen [soll]. In
diesem Zusammenhang ist auch die Be-
rufsabschlussbezeichnung „Fachprakti-
ker“ als neuer Begriff vereinbart wor-
den, um als diskriminierend empfunde-
ne Begriffe wie Helfer oder Werker zu
ersetzen “ Vollmer 2011, 11). In der
Rahmenregelung selbst wird der Perso-
nenkreis für den eine Fachpraktiker-
Ausbildung in Frage kommt folgender-
maßen beschrieben:

„Die Regelung ist ausgerichtet auf
die Hauptzielgruppe der Menschen mit
Lernbehinderung, da diese den über-
wiegenden Teil der behinderten Men-
schen ausmacht, die Ausbildungsgänge
gemäß §§ 66 BBiG/42m HwO absol-
vieren. Lernbehinderte Menschen sind
Personen, die in ihrem Lernen umfäng-
lich und lang andauernd beeinträchtigt
sind und die deutlich von der Alters-
norm abweichende Leistungs- und Ver-
haltensformen aufweisen, wodurch ihre
berufliche Integration wesentlich und

auf Dauer erschwert wird. Für Men-
schen mit anderen Behinderungen –
Sinnesbehinderung, Körperbehinderung,
psychischer Behinderung sowie allen
übrigen Formen von Behinderung – die
nach §§ 66 BBiG/42m HwO ausgebil-
det werden, kann die Rahmenregelung
auch modifiziert angewendet werden“
(BIBB 2010b, 12/37).

Aus dieser Beschreibung des Perso-
nenkreises geht hervor, dass für Men-
schen mit Lernschwierigkeiten als „an-
dere Form der Behinderung“ durchaus
die Möglichkeit besteht, eine entspre-
chend modifizierte Fachpraktiker-Aus-
bildung zu machen. Ein Vorschlag dazu
findet sich im Abschnitt „Weiterent-
wicklung der angemessenen berufli-
chen Bildung zur Berufsausbildung“ in
GRAMPP und TRIEBEL (2013, 96 f.).
Dieser Vorschlag und alle anderen dar-
gestellten Möglichkeiten umfassen im-
mer gesetzliche geregelte Formen der
Berufsqualifizierung und des Lernens
mit einem Qualifikationsnachweis als
Abschluss. Andere Lernformen können
u. U. zu vergleichbaren Lernergebnissen
führen, allerdings werden diese nicht in
Form eines anerkannten Qualifikati-
onsnachweises bescheinigt. 

Bis 2011 war die gesetzlich geregelte
Berufsausbildung durch den damit ver-
bundenen Abschluss die einzige Mög-
lichkeit, eine berufliche Qualifikation
nachzuweisen. Dies hat sich mit der
Veröffentlichung des Deutschen Quali-
fikationsrahmens für lebenslanges Ler-
nen (DQR) verändert. Anders als die pro-
zessbezogene Zertifizierung von Lern-
ergebnissen durch den erfolgreichen
Abschluss einer Berufsausbildung gibt
es nun die Möglichkeit der ergebnis-
orientierten Zertifizierung durch die
Bescheinigung eines Qualifikationsni-
veau nach dem DQR.

Der deutsche Qualifikationsrahmen
für lebenslanges Lernen (DQR), der
Inhalt des nächsten Abschnitts ist, be-
rücksichtigt „alternative“ Lernformen.
Er ermöglicht die Bewertung der Lern-
ergebnisse von gesetzlich geregelten
und ungeregelten Formen der Berufs-
qualifizierung sowie deren Einstufung
auf einem Qualifikationsniveau. Abbil-
dung 1 auf der folgenden Seite 108 ver-
deutlicht die Zusammenhänge.

Der Deutsche Qualifikationsrahmen
für lebenslanges Lernen (DQR)

Mit dem Deutschen Qualifikationsrah-
men für lebenslanges Lernen (DQR)
von 2011 „wird erstmals ein Rahmen
vorgelegt, der bildungsbereichsüber-
greifend alle Qualifikationen des deut-
schen Bildungssystems umfasst“ (Bund-

107

Studium, Berufsausbildung und berufliche 
Fortbildung sind als Menschenrecht auch für 
Menschen mit Behinderung zugänglich zu machen.
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Länder-Koordinierungsstelle 2013, 1).
Ziel des DQR „ist es, Gleichwertigkei-
ten und Unterschiede von Qualifikatio-
nen transparenter zu machen und auf
diese Weise Durchlässigkeit zu unter-
stützen. Dabei gilt es, durch Qualitätssi-
cherung und -entwicklung Verlässlich-
keit zu erreichen und die Orientierung
der Qualifizierungsprozesse an Lerner-
gebnissen („Outcome-Orientierung“) zu
fördern“ (Bund-Länder-Koordinierungs-
stelle 2013, 1). Außerdem sollen „Zu-
gang und Teilnahme am lebenslangen
Lernen und die Nutzung von Qualifi-
kationen […] für alle […] gefördert und
verbessert werden“ (Bund-Länder-
Koordinierungsstelle 2013, 1).

Der DQR ist die nationale Form des
Europäischen Qualifikationsrahmens
(EQR) von 2008. Er soll die Bedeutung
nicht formalen und informellen Lernens
als Möglichkeit des Qualifikationser-
werbs neben dem formalen Lernen in
Schule, Hochschule und Berufsausbil-
dung betonen. Dies gilt besonders für
„die Bürger [,,,], die sehr wahrschein-
lich von Arbeitslosigkeit und unsiche-
ren Arbeitsverhältnissen bedroht sind
und [für] die ein derartiger Ansatz zu
einer stärkeren Teilnahme am lebens-
langen Lernen und zu einem besseren
Zugang zum Arbeitsmarkt beitragen
könnte“ (Bund-Länder-Koordinierungs-

stelle 2013, 3). Das ist eine Zielsetzung,
die durchaus auf die Menschen mit
Lernschwierigkeiten zutrifft, wenn sie
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig
werden wollen.

Der DQR ermöglicht „eine umfas-
sende, bildungsbereichsübergreifende […]
Einordnung von Qualifikationen“ (Bund-
Länder-Koordinierungsstelle 2013, 4)
auf acht Qualifikationsniveaus. Die Zu-
ordnung von Lernergebnissen zu einem
„kompetenzbasierten“ Qualifikations-
niveau orientiert sich am Modell einer
umfassenden Handlungskompetenz als
„die Fähigkeit und Bereitschaft des Ein-
zelnen, Kenntnisse und Fertigkeiten
sowie persönliche, soziale und metho-
dische Fähigkeiten zu nutzen und sich
durchdacht sowie individuell und sozi-
al verantwortlich zu verhalten“ (Bund-
Länder-Koordinierungsstelle 2013, 4). 

Das DQR-Modell umfasst die Kate-
gorie Fachkompetenz mit Wissen und
Fertigkeiten und Personale Kompetenz
mit Sozialkompetenz und Selbststän-
digkeit. Die Begriffe haben im DQR fol-
gende Bedeutung:

> „Fachkompetenz umfasst Wissen und
Fertigkeiten. Sie ist die Fähigkeit und
Bereitschaft, Aufgaben- und Problem-
stellungen eigenständig, fachlich an-

gemessen, methodengeleitet zu bear-
beiten und das Ergebnis zu beurteilen.

> Personale Kompetenz umfasst So-
zialkompetenz und Selbstständigkeit.
Sie bezeichnet die Fähigkeit und Be-
reitschaft, sich weiterzuentwickeln
und das eigene Leben eigenständig
und verantwortlich im jeweiligen so-
zialen, kulturellen bzw. beruflichen
Kontext zu gestalten“ (Bund-Län-
der-Koordinierungsstelle 2013, 14).

Das Kompetenzmodell des 
Deutschen Qualifikationsrahmens
für lebenslanges Lernen (DQR) 

Den vier Bereichen der zweiten Ebene
werden auf einer dritten Ebene Merk-
male zugeordnet, die als „Ressourcen“
bezeichnet werden können und mit
weiteren Erläuterungen versehen wer-
den (Bund-Länder-Koordinierungsstel-
le 2013, 85).

Das Kompetenzmodell des DQR
(siehe Tabelle 1) weist mit den drei Be-
reichen Fachkompetenz, Personale
Kompetenz und Sozialkompetenz eine
mit dem berufspädagogisch begründe-
ten Modell der beruflichen Handlungs-
kompetenz vergleichbare Struktur auf
(vgl. PÄTZOLD 1999, 57 f.). Deren vier-
ter Bereich, die Methodenkompetenz,
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Abb. 1: Qualifikationsniveau DQR

Lernen in Freizeit und AlltagBerufsausbildung Berufl iche BildungHochschul-Studium

Qualifi kationsniveau DQR

Anerkannter Abschluss Bescheinigung Kein Nachweis

Formales Lernen Nicht Formales Lernen Informelles Lernen

Tab. 1: Umfassende Handlungskompetenz

Umfassende Handlungskompetenz

Fachkompetenz Personale Kompetenz

Wissen Fertigkeiten Sozialkompetenz Selbständigkeit

Tiefe und Breite
Instrumentale und 

systemische Fertigkeiten, 
Beurteilungsfähigkeit

Team-/Führungsfähigkeit, 
Mitgestaltung und 
Kommunikation

Eigenständigkeit/
Verantwortung, Refl exivität 

und Lernkompetenz
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wird im DQR als „Querschnittskompe-
tenz verstanden und findet deshalb in
der DQR-Matrix nicht eigens Erwäh-
nung“. (Bund-Länder-Koordinierungs-
stelle 2013, 23). 

Für das Qualifikationsorientierte Ler-
nen als System der Berufsqualifizierung,
das sich an der Berufspädagogik orien-
tiert, erscheint das entsprechende Kom-
petenzmodell besser als Grundlage
geeignet zu sein. Hier werden den vier
Kompetenzbereichen jeweils Ressour-
cen – Kenntnisse, Fertigkeiten, Einstel-
lungen – zugeordnet, die in unter-
schiedlichen Ausprägungen die Grund-
lage und das Niveau der Kompetenz
bilden (siehe Tabelle 2).

Die Qualifikationsniveaus des Deut-
schen Qualifikationsrahmens für
lebenslanges Lernen (DQR) 

Der DQR ermöglicht es, erzielte Lern-
ergebnisse einem der acht Qualifika-
tionsniveaus des Europäischen Qualifi-
kationsrahmens (EQR) zuzuordnen. Das
jeweilige Niveau wird kompakt durch
einen „Niveauindikator“ beschrieben. Er
„charakterisiert zusammenfassend die
Anforderungsstruktur in einem Lern-
oder Arbeitsbereich, in einem wissen-
schaftlichen Fach oder beruflichen Tä-
tigkeitsfeld. [Diese] Anforderungsstruk-
tur eines Lern- oder Arbeitsbereichs
beinhaltet die entscheidenden Hinwei-
se auf die Niveauzuordnung einer Qua-
lifikation. Sie wird durch die Merkmale
Komplexität, Dynamik, erforderliche
Selbständigkeit und Innovationsfähig-
keit beschrieben“ (Bund-Länder-Koor-
dinierungsstelle 2013, 14).

Für die Zuordnung der Lernergeb-
nisse von Menschen mit Lernschwierig-
keiten dürften die Qualifikationsniveaus
1–3 in Frage kommen. In Tabelle 3 auf

Seite 110 wird das Niveau 1 ausführlich
dargestellt. Für die Niveaus 2 und 3
wird jeweils die Anforderungsstruktur
genannt.

Lernergebnisse als Basis der 
Einstufung der Qualifikation

„Lernergebnisse sind die ‚gemeinsame
Sprache‘ im Bildungsbereich. Sie be-
zeichnen nicht den formalen Abschluss
eines Bildungsereignisses (bestandene
Prüfung, Zertifikat, Erwerb einer Zu-
gangsberechtigung), sondern seine nach-
haltigen handlungsrelevanten Wirkun-
gen“ (Bund-Länder-Koordinierungsstelle
2013, 27). Die Lernergebnisse sollen
also verdeutlichen, wie sich durch sie
das zukünftige Handeln einer Person in
seiner Qualität und Quantität verän-
dern wird. Zwar sind die Lernergeb-
nisse als Output und Outcome die
Grundlagen der Qualifikationszuord-
nung, sie stehen jedoch am Ende eines
Prozesses, der einen bestimmten Input
benötigt.

Für das Qualifikationsorientierte Ler-
nen werden die drei Begriffe folgender-
maßen modifiziert (vgl. Bund-Länder-
Koordinierungsstelle 2013, 27):

> Input: Ordnungs-, Lern- und Test-
materialien (Rahmenpläne, Lernsets);
personelle, inhaltliche, räumliche und
zeitliche Strukturen (Qualifikation
der Lehrenden, Lernorte und ihre
Ausstattung, kontinuierliches arbeits-
vorbereitendes, arbeitsbegleitendes
und arbeitsintegriertes Lernen); nicht
formale und informelle Lernprozes-
se sowie Prüfprozesse (Organisation
von Lernen und Arbeiten, Organisa-
tion von Prüfungen).

> Output: Ertrag nach Abschluss einer
Lerneinheit eines Moduls – Ressour-

cen in Form von Wissen (Kenntnis-
se), Können (Fertigkeiten) und
Wollen (Einstellungen) einer Person.

> Outcome: Auswirkung der Erträge
aller Lerneinheiten eines Moduls auf
die Handlungskompetenz einer Per-
son – differenziert nach Fachkompe-
tenz, Methodenkompetenz, Sozial-
kompetenz, Individualkompetenz.

Da beim DQR das Ergebnis – output
und outcome – von Lernprozessen inte-
ressiert, weil daraus die zu bescheini-
gende Qualifikation abgeleitet wird, ist
es erforderlich, die Lernprozesse also
entsprechend „qualifikationsorientiert“
zu gestalten. Das bedeutet, dass der In-
put, d. h. die vorhandenen Strukturen,
der Lernprozess selbst und die Lernma-
terialien zu überprüfen und ggf. zu ver-
ändern oder völlig neu zu gestalten
sind. Als Lernformen des Qualifikati-
onsorientierten Lernens werden im
DQR neben dem „formalen“ auch
„nicht formales“ und „informelles“ Ler-
nen genannt. Auf Grund der Merkmale
kommen für die Berufsqualifizierung
von Menschen mit Lernschwierigkeiten
das nicht formale und das informelle
Lernen in Frage.

Lernformen und die berufliche 
Qualifizierung von Menschen mit
Lernschwierigkeiten 

Die Einstufung der Qualifikationen im
DQR orientiert sich an den nachgewie-
senen Lernergebnissen. Diese können
auf unterschiedlichen Wegen erreicht
werden. Der DQR nennt drei Lernfor-
men, die folgende Merkmale aufweisen:

„Formales Lernen bezeichnet einen
Lernprozess, der in einem organisierten
und strukturierten, speziell dem Lernen
dienenden Kontext stattfindet, und typi-
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Tab. 2: Berufliche Handlungskompetenz

Berufl iche Handlungskompetenz

Fachkompetenz

Fähigkeit und Bereitschaft, 
in einem bestimmten Lebens-
bereich Aufgaben selbstständig 
und fachlich richtig zu bearbeiten 
und das Ergebnis zu beurteilen

Methodenkompetenz 

Fähigkeit und Bereitschaft, in ei-
nem bestimmten Lebensbereich 
angemessene Methoden und Mit-
tel anzuwenden, um Aufgaben 
selbstständig auszuführen und 
Probleme selbstständig zu lösen

Sozialkompetenz

Fähigkeit und Bereitschaft, in 
einem bestimmten Lebensbe-
reich mit anderen Personen zu-
sammen zu leben, zusammen 
zu arbeiten und sich mit ihnen 
auszutauschen

Individualkompetenz

Fähigkeit und Bereitschaft, in 
einem bestimmten Lebensbe-
reich eigenes Verhalten, Wissen, 
Können und Wollen wahrzu-
nehmen, zu refl ektieren und 
ggf. zu verändern

Ressourcen

Kennt-
nisse

Fertig-
keiten

Einstel-
lungen

Kennt-
nisse

Fertig-
keiten

Einstel-
lungen

Kennt-
nisse

Fertig-
keiten

Einstel-
lungen

Kennt-
nisse

Fertig-
keiten

Einstel-
lungen
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scherweise zum Erwerb einer Qualifika-
tion, in der Regel in Form eines Zeugnis-
ses oder eines Befähigungsnachweises
führt; hierzu gehören Systeme der allge-
meinen Bildung, der beruflichen Erst-
ausbildung und der Hochschulbildung."

„Nicht formales Lernen bezeichnet
einen Lernprozess, der im Rahmen plan-
voller Tätigkeiten (in Bezug auf Lernzie-
le und Lernzeit) stattfindet und bei dem
das Lernen in einer bestimmten Form
unterstützt wird (z. B. im Rahmen eines
Lehrer-Schüler-Verhältnisses); es kann
Programme zur Vermittlung von im
Beruf benötigten Fähigkeiten, für die
Alphabetisierung von Erwachsenen und
die Grundbildung für Schulabbrecher
umfassen; ausgesprochen typische Bei-
spiele für nichtformales Lernen sind die
innerbetriebliche Weiterbildung, mit der
Unternehmen die Qualifizierung ihrer
Mitarbeiter verbessern, etwa im IKT-
Bereich, strukturiertes Online-Lernen
(z. B. durch Nutzung offener Bildungs-
ressourcen) und Kurse, die Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft für ihre Mitglie-
der, ihre Zielgruppe oder die Allgemein-
heit organisieren.“

„Informelles Lernen bezeichnet ei-
nen Lernprozess, der im Alltag – am Ar-
beitsplatz, im Familienkreis oder in der
Freizeit – stattfindet und in Bezug auf
Lernziele, Lernzeit oder Lernförderung
nicht organisiert oder strukturiert ist; es
ist aus Sicht des Lernenden möglicher-
weise nicht beabsichtigt; Beispiele für
durch informelles Lernen erzielte Lern-
ergebnisse sind Fähigkeiten, die man
sich durch Lebens- und Berufserfah-
rung aneignet, wie die am Arbeitsplatz
erworbene Fähigkeit, ein Projekt zu lei-
ten, oder IKT-Fertigkeiten, während
eines Auslandsaufenthalts erworbene
Sprachkenntnisse oder interkulturelle
Fähigkeiten, außerhalb des Arbeitsplat-
zes erlangte IKT-Fertigkeiten sowie Fä-
higkeiten, die durch freiwillige, kulturel-
le oder sportliche Aktivitäten, Jugend-
arbeit oder Tätigkeiten zu Hause (z. B.
Kinderbetreuung) erworben wurden.“
(Europäischer Rat 2012, 398/5)

Bei der Berufsqualifizierung von Men-
schen mit Lernschwierigkeiten in der
Werkstatt findet sowohl im Berufsbil-
dungsbereich als auch in den arbeitsbe-
gleitenden Maßnahmen im Arbeitsbe-

reich nicht formales Lernen statt.
„Lernhaltig“ gestaltete Arbeitsprozesse
ermöglichen informelles Lernen im
Arbeitsbereich. Arbeit als Lernmöglich-
keit lässt sich für die Werkstatt mit Arti-
kel 26 „Habilitation und Rehabilitati-
on“ der UN-Behindertenrechtskonven-
tion begründen. Darin werden die
Vertragsstaaten verpflichtet „wirksame
und geeignete Maßnahmen zu treffen,
[…] um Menschen mit Behinderungen
in die Lage zu versetzen, ein Höchst-
maß an Unabhängigkeit, umfassende
körperliche, geistige, soziale und beruf-
liche Fähigkeiten sowie die volle Einbe-
ziehung in alle Aspekte des Lebens und
die volle Teilhabe an allen Aspekten des
Lebens zu erreichen und zu bewahren.
Zu diesem Zweck organisieren, stärken
und erweitern die Vertragsstaaten um-
fassende Habilitations- und Rehabilita-
tionsdienste und -programme, insbe-
sondere auf dem Gebiet der Gesund-
heit, der Beschäftigung, der Bildung und
der Sozialdienste“ (BMAS 2009, 23).

Die durch nicht formales oder infor-
melles Lernen erworbenen Lernergeb-
nisse – Kenntnisse, Fertigkeiten, Einstel-
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Tab. 3: Qualifikationsniveaus

Qualifi kationsniveau 1

Anforderungsstruktur
Über Kompetenzen zur Erfüllung einfacher Anforderungen in einem überschaubar und stabil strukturierten 

Lern- oder Arbeitsbereich verfügen. Die Erfüllung der Aufgaben erfolgt unter Anleitung.

Fachkompetenz Personale Kompetenz

Wissen Fertigkeiten Sozialkompetenz Selbstständigkeit

Über elementares allgemeines 
Wissen verfügen. 
Einen ersten Einblick in einen 
Lern- oder Arbeitsbereich haben.

Über kognitive und praktische Fer-
tigkeiten verfügen, um einfache 
Aufgaben nach vorgegebenen 
Regeln auszuführen und deren Er-
gebnisse zu beurteilen. Elementare 
Zusammenhänge herstellen.

Mit anderen zusammen lernen 
oder arbeiten, sich mündlich 
und schriftlich informieren und 
austauschen.

Unter Anleitung lernen oder 
arbeiten. 
Das eigene und das Handeln 
anderer einschätzen und Lern-
beratung annehmen.

Qualifi kationsniveau 2

Anforderungsstruktur
Über Kompetenzen zur fachgerechten Erfüllung grundlegender Anforderungen in einem überschaubar und stabil strukturierten 

Lern- oder Arbeitsbereich verfügen. Die Erfüllung der Aufgaben erfolgt weitgehend unter Anleitung.

Qualifi kationsniveau 3

Anforderungsstruktur
Über Kompetenzen zur selbständigen Erfüllung fachlicher Anforderungen in einem noch überschaubaren 

und zum Teil offen strukturierten Lernbereich oder berufl ichen Tätigkeitsfeld verfügen.
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lungen und die darauf beruhenden Kom-
petenzen – müssen festgestellt und für
die Bewertung festgehalten werden. Im
DQR sind dafür Vorschläge enthalten.

Erhebung und Dokumentation 
von Lernergebnissen

Die dokumentierten Lernergebnisse
sind Grundlage der Bewertung als „Ver-
fahren zur Beurteilung von Kenntnissen,
Know-how und/oder Kompetenzen
einer Person gemäß festgelegten Kriterien
(Lernerwartungen, Messung von Lern-
ergebnissen)“ (CEDEFOP 2009, 85).
Dabei kann eine formative oder sum-
mative Bewertung erfolgen. Bei der for-
mativen Bewertung handelt es sich um
einen „wechselseitigen Reflexionspro-
zess zwischen Lehrkraft/Bewerter und
Lernendem zur Förderung des Lernens“

(CEDEFOP 2009, 86). Die summative
Bewertung bezeichnet den „Prozess der
Bewertung (bzw. Beurteilung) der spezi-
fischen Kenntnisse, Fertigkeiten und

Kompetenzen eines Lernenden zu einem
gegebenen Zeitpunkt“ (CEDEFOP 2009,
89). Gleich welche Verfahren oder For-
men benutzt werden: „Die Bewertung
führt normalerweise zu einer Validierung
und Zertifizierung“ (CEDEFOP 2009,
89). Die beiden zuletzt genannten Begrif-
fe haben folgende Bedeutung: 

„Validierung von Lernergebnissen.
Die Bestätigung durch eine zuständige
Behörde oder Stelle, dass Lernergeb-
nisse (Kenntnisse, Fertigkeiten und/
oder Kompetenzen), die eine Person in
einem formalen, nicht formalen oder

informellen Kontext erzielt hat, gemäß
festgelegten Kriterien bewertet wurden
und den Anforderungen eines Vali-
dierungsstandards entsprechen. Die
Validierung führt üblicherweise zur
Zertifizierung“ (CEDEFOP 2009, 89). 

„Zertifizierung von Lernergebnissen.
Prozess, durch den formal be-scheinigt
wird, dass bestimmte Lernergebnisse
(Kenntnisse, Know-how, Fertigkeiten
und/oder Kompetenzen), die eine Per-
son erzielt hat, durch eine zuständige
Behörde oder eine zuständige Stelle ge-
mäß einem festgelegten Standard be-
wertet und validiert wurden. Die Zerti-
fizierung führt zur Ausstellung eines
Befähigungsnachweises, eines Diploms
oder eines Titels“ (CEDEFOP 2009). 

Für die Instrumente und Verfahren
für die Erhebung von Lernergebnis-
sen werden mehrere Formen genannt,
die bestimmte Anforderungen erfüllen
müssen. Sie sind ebenfalls Inhalt der
Europäischen Leitlinien für die Validie-
rung nicht formalen und informellen
Lernens und in Tabelle 4 gekürzt zusam-
mengefasst (CEDEFOP 2009, 68 ff.).
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Tab. 4: Instrumente und Verfahren zur Erhebung von Lernergebnissen

Instrumente und Verfahren zur Erhebung von Lernergebnissen

Instrument – Verfahren Beschreibung

Diskussion
Gelegenheit, die Tiefe der Kenntnisse und der kommunikativen Fähigkeiten zu demonstrieren

Deklarative Methoden (Selbsteinschätzung)
Vom Einzelnen selbst ermittelte und aufgezeichnete Kompetenzen; in der Regel durch einen 
Dritten unterzeichnet, um die Selbstbewertung zu bestätigen

Interview
Klärung von Fragen im Hinblick auf die dokumentierten Nachweise. Überprüfung von Umfang 
und Tiefe des Lernens

Beobachtung
Gewinn von Erkenntnissen über die Kompetenzen einer Person, während sie die üblichen 
Aufgaben am Arbeitsplatz erledigt

Portfolio-Methode
Eine schlüssige Reihe von Dokumenten oder Arbeitsproben, die auf unterschiedliche Weise 
belegen, über welche Fertigkeiten und Kompetenzen der Betreffende verfügt

Präsentation
Überprüfung der Fähigkeit, Informationen in einer dem Thema und dem Publikum angemessenen 
Weise zu präsentieren

Simulation (formal oder informell)
Bewertung der Kompetenzen in einer Situation die alle Kriterien eines realen Arbeitsumfeldes 
erfüllt

Tests und Prüfungen
Ermittlung und Validierung informellen und nicht formalen Lernens durch oder mithilfe von 
Prüfungen im formalen System

Die durch nicht formales oder informelles 
Lernen erworbenen Lernergebnisse müssen 
für die Bewertung festgehalten werden.
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Als Erhebungsformen kommen aus
der obigen Tabelle für das Qualifikations-
orientierte Lernen als nicht formales
Lernen im Berufsbildungsbereich und
in den arbeitsbegleitenden Maßnah-
men sowie als informelles Lernen im
Arbeitsprozess Beobachtung, Prüfung,
Interview und Simulation in Frage.
Dabei dürften Prüfung und Beobach-
tung eine wichtige Rolle spielen. Die
Durchführung aller Verfahren und die
Verfahren selbst müssen bestimmte
Merkmale aufweisen, die ebenfalls in
den Europäischen Leitlinien für die
Validierung nicht formalen und infor-
mellen Lernens (CEDEFOP 2009, 67)
enthalten sind (siehe Tabelle 6).

3 Schlussfolgerungen

Das Recht auf Berufsausbildung nach
der UN-Behindertenrechtskonvention
gilt uneingeschränkt und es sind von
allen Akteuren auf allen Ebenen Aktivi-
täten notwendig, um allen behinderten
Menschen und damit auch Menschen
mit Lernschwierigkeiten zu ihrem Recht
zu verhelfen. Erfolge sind kurzfristig eher
nicht zu erwarten. Deshalb ist es um so
wichtiger, den DQR als Instrument zu
nutzen um auch dieser Personengruppe
die Ergebnisse ihrer Lernaktivitäten in
Zukunft in einer anerkannten Weise –
eben durch die Zuerkennung eines Qua-
lifikationsniveaus – zu bescheinigen. 

Die Abschlüsse des formalen Ler-
nens sind bereits in einer Anlage des
DQR-Handbuchs den acht Qualifikati-
onsniveaus zugeordnet (Bund-Länder-
Koordinierungsstelle 2013, 1–186). Für

nicht formales und informelles Lernen
heißt es im DQR-Handbuch: „Ein Ver-
fahren für Zuordnungen von im nicht-
formalen und informellen Bereich
erworbenen Kompetenzen gibt es der-
zeit noch nicht. Eine Expertenarbeits-
gruppe wurde damit beauftragt, Vor-
schläge für Kriterien und Vorgehens-
weisen im Bereich des nicht-formalen
Lernens zu entwickeln. Die Ergebnisse
sollen Ende 2013 vorliegen.“ (Bund-
Länder-Koordinierungsstelle 2013, 42).
Zum Zeitpunkt der Fertigstellung des
Manuskripts waren diese Ergebnisse
jedoch noch nicht veröffentlicht.

Unabhängig von dem noch nicht
vorliegenden Verfahren für die Validie-
rung und Zertifizierung nicht formalen
und informellen Lernens kann der
Input – Lernprozesse, Lernstrukturen
und Lernmaterialien – sowohl für das
nicht formale als auch das informelle
Lernen von Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten in der Werkstatt nach den
Vorgaben des DQR ausgerichtet wer-
den. So sind  die Qualifizierungsrah-
menpläne als Grundlage des nicht for-
malen Lernens im Berufsbildungsbe-
reich und im Arbeitsbereich outcome-
und outputorientiert, also kompetenz-
basiert und ressourcenbezogen zu gestal-
ten. Weiterhin sind unter dem Aspekt
des zielerreichenden Lernens der Lern-
prozess zu strukturieren und zu or-
ganisieren, die notwendigen Lernbe-
dingungen zu schaffen und anzupas-
sen, die angemessenen Lernmaterialien
zu erstellen und anzuwenden und die
Lerngruppen einzurichten und zu unter-
stützen. Außerdem muss sich die Er-

mittlung und Dokumentation der Lern-
ergebnisse an den entsprechenden Vor-
gaben orientieren, damit eine „infor-
melle“ Zuordnung der Lernergebnisse
zu einem Qualifikationsniveau erfolgen
kann (vgl. GRAMPP & TRIEBEL
2013). Als Dokumentationsinstrument
für den Prozess des nicht formalen Ler-
nens eignet sich das TeilhabeManage-
mentSystem (tms). Es weist die gleiche
Gliederung wie der Prozess des infor-
mellen Lernens auf und enthält neben
anderen Materialien auch kompetenz-
basierte und ressourcenorientierte Bil-
dungsrahmenpläne (vgl. GRAMPP,
JACKSTELL und WÖBKE 2013) .
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Abb. 6: Merkmale für Erhebungsinstrumente

Merkmale für Erhebungsinstrumente

Instrument – Verfahren Beschreibung

Validität Das Instrument muss messen, was es messen soll

Reliabilität
Der Grad, in dem jedes Mal, wenn ein Kandidat unter denselben Bedingungen bewertet wird, 
identische Ergebnisse erzielt werden

Fairness
Der Grad, in dem eine Bewertungsentscheidung frei von Verzerrungen ist (Kontextabhängigkeit, 
Kultur- und Bewerterabhängigkeit)

Kognitive Bandbreite
Die Beurteilung der Breite und Tiefe des Lernens muss möglich sein (Menge [Quantität] und 
Güte [Qualität] der Lernergebnisse)
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THEMEN-JAHR 2014
„FAMILIE“

Einleitung 

In der Forschungsgruppe Pflegekinder
der Universität Siegen beschäftigen wir
uns seit mehreren Jahren mit dem Auf-
wachsen von Kindern in Pflegeverhält-
nissen. Wir befassen uns mit speziellen
Formen von Familien. Mit Familien, in
denen Kinder nicht aufwachsen kön-
nen und solchen, die Kinder bei sich
aufnehmen. Zu diesen Familien gehö-
ren oft ein Paar, ein erwachsener Mann
und/oder eine erwachsene Frau und
manchmal auch zwei Männer oder zwei
Frauen. Immer leben Kinder in diesen
Familien – leibliche Kinder, Pflegekin-
der und/oder auch Adoptivkinder. Neben

den Pflegeeltern sind meist noch die
Eltern und Geschwister der Pflegekin-
der bedeutsam. Wie in anderen Familien
kann es zusätzlich getrennt lebende Fa-
milienangehörige, neue Lebensgefähr-
t(inn)en, Großeltern usw. geben. Die
Familien, die wir in unserer Arbeit ken-
nenlernen, sind in der Regel vielfältig
zusammengesetzt. In unserem Artikel

stellen wir Lebenslagen von Pflegefami-
lien vor, die mit einem Pflegekind mit
Behinderung zusammenleben. 

Pflegeverhältnisse allgemein

Für eine Gesellschaft stellt sich die Fra-
ge, was man mit Kindern und Jugendli-
chen macht, die kurz- oder langfristig
nicht in ihren Herkunftsfamilien leben
können. Je nach Situation kann eine
Unterbringung in einer Heimgruppe
oder einer Pflegefamilie in Frage kom-
men. Bei einem Pflegeverhältnis handelt
es sich um eine Hilfe zur Erziehung, die
im achten Sozialgesetzbuch (SGB) un-
ter § 33 gesetzlich geregelt ist.

Das Pflegeverhältnis ist daher eine
gesetzlich geregelte Sozialleistung und
folglich eine öffentliche Aufgabe. In der
Praxis bedeutet das, dass z. B. der Ent-
wicklungsstand und die Perspektive des
Lebensmittelpunktes der Kinder regel-
mäßig in Hilfeplangesprächen mit dem
zuständigen Jugendamt überprüft wer-
den. Außerdem gibt es fast immer Ver-
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| KURZFASSUNG Dieser Artikel befasst sich mit Anforderungen an Pflegeverhältnisse,
in denen Kinder mit einer Behinderung leben. Dafür werden Untersuchungsergebnisse
vorgestellt und Konsequenzen für begleitende Soziale Dienste vorgeschlagen. Abschlie-
ßend werden Chancen und Grenzen von Inklusion in der Pflegekinderhilfe diskutiert.

| ABSTRACT Family Foster Care and Inclusion – Taking Care of Children with
Disabilities. The article deals with foster care for children with disabilities and the asso-
ciated challenges. Therefore findings of our resent research are presented and conse-
quences for involved social services are recommended. Finally, the opportunities and limi-
tations of an inclusion-concept within the foster care system are discussed.

Inklusion in der Pflegekinderhilfe? 
Pflegeverhältnisse für Kinder mit Behinderung  
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Für eine Gesellschaft stellt sich die Frage, was man mit
Kindern und Jugendlichen macht, die kurz- oder lang-
fristig nicht in ihren Herkunftsfamilien leben können. 

Dirk Schäfer Nicole Fügner
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einbarungen über Besuchskontakte zu
den Mitgliedern der Herkunftsfamilie
der Kinder. Der größte Teil familialen
Lebens findet allerdings jenseits von
formalen Kriterien statt. Das bedeutet,
dass es in Pflegefamilien zunächst mal
die gleichen Sorgen, Probleme und
Freuden gibt, wie in anderen Familien
auch. Darüber hinaus gibt es jedoch
auch noch spezifische Aufgaben und
Unterstützungsangebote, die sich auf
die besonderen Situationen und Bedin-
gungen des Zusammenlebens in einem
Pflegeverhältnis beziehen. Eine Pflege-
familie ist keine von außen beliebig
steuerbare Mikro-Organisationseinheit,
sondern sie bleibt eine Familie, die
durch das Zusammenleben von unter-
schiedlichen Menschen mit ihren jewei-
ligen Stärken und Schwächen, Sorgen
und Wünschen geprägt wird. Bei den
Erwachsenen gibt es z. B. sehr unter-
schiedliche Motive, warum sie gerne
ein Pflegekind aufnehmen wollen. Bei
den Pflegekindern gibt es immer ein-
schneidende, aber sehr unterschiedliche
Gründe dafür, warum sie nicht in ihrer
ursprünglichen Familie bleiben kön-
nen. Abgebende Eltern gehen mit ihrer
Situation ebenfalls sehr unterschiedlich
um und beeinflussen dadurch das Pfle-
geverhältnis. Neben den zuständigen
Fachkräften mit ihren jeweiligen fachli-
chen Haltungen spielen oft auch noch
biologische und soziale Geschwister
von Pflegekindern eine wichtige Rolle
für die Situation in Pflegefamilien.

Formen der Fremdunterbringung

Die Betreuung von Kindern im Rahmen
eines Pflegeverhältnisses findet nahezu
immer in einem Setting statt, zu dem
die Pflegefamilie, die Herkunftsfamilie
und ein betreuender Sozialer Dienst
gehören. Ein wichtiger Aspekt bei der
Unterscheidung von Pflegeverhältnis-
sen liegt in der Dauer der Unterbrin-
gung eines Kindes außerhalb der eige-
nen Familie. Hier wird unterschieden
zwischen 

> der Kurzzeitpflege – dient meist der
Überbrückung einer akuten Notlage
innerhalb der Herkunftsfamilie (z. B.
Krankenhausaufenthalt eines Eltern-
teils),

> der Bereitschaftspflege – dient meist
der Abwendung einer Krisensituation
in der Herkunftsfamilie (z. B. vorü-
bergehender Ausfall der elterlichen
Schutzfunktion), bis zur Restabili-
sierung der Situation in der Her-
kunftsfamilie mit anschließender
Rückkehr des Kindes in seine Fami-
lie oder der Vermittlung in eine an-
dere Form der Fremdunterbringung,

> der langfristigen Vollzeitpflege – dient
der Abwendung einer erheblichen
und anhaltenden Krisensituation in
der Herkunftsfamilie, häufig bei
gleichzeitiger Abwehr einer Kindes-
wohlgefährdung (z. B. anhaltende
Überforderung der Eltern, Vernach-
lässigung des Kindes), bei der eine
Rückkehr des Kindes zwar nicht
immer ausgeschlossen, aber nur sehr
selten erwartet wird.

Neben Fremdpflegeverhältnissen gibt
es noch sogenannte Verwandtschafts-
und Netzwerkpflegeverhältnisse, die
hier jedoch unberücksichtigt bleiben.

Um den Lebensbereich Pflegefamilie
besser kennenzulernen und zu verstehen,
haben wir in unterschiedlichen Unter-
suchungen das Erleben der beteiligten
Menschen (Pflegekinder, Pflegeeltern,
Herkunftseltern, zuständige Fachkräfte)
erhoben und analysiert. 

Zur aktuellen Zuständigkeit für 
Kindern mit Behinderung in den 
Hilfen zur Erziehung

Der Gesetzgeber fordert im § 33 SGB
VIII dazu auf, 

„[...] für besonders entwicklungsbe-
einträchtigte Kinder und Jugendliche
[...] geeignete Formen der Familien-
pflege zu schaffen und auszubauen.

Es ist allerdings unklar, wer in Zu-
kunft für die Unterbringung von Kin-
dern mit Behinderung in Pflegefamilien
zuständig sein wird. Bis zum Beschluss
der sogenannten „Großen Lösung“ – in
der die Zuständigkeit für Kinder und
Jugendliche mit einer Behinderung ver-
bindlich im SGB VIII zusammenge-
führt werden sollen (vgl. WIESNER
2013) – wurde zuletzt die seit 2009
bestehende gesetzliche Sonderregelung
unter § 54 SGB XII (3) um weitere fünf
Jahre verlängert. Darin heißt es:

Eine Leistung der Eingliederungshilfe
ist auch die Hilfe für die Betreuung in
einer Pflegefamilie, soweit eine geeig-
nete Pflegeperson Kinder und Jugend-
liche über Tag und Nacht in ihrem
Haushalt versorgt und dadurch der

Aufenthalt in einer vollstationären
Einrichtung der Behindertenhilfe ver-
mieden oder beendet werden kann.
Die Pflegeperson bedarf einer Erlaub-
nis nach § 44 des Achten Buches.
Diese Regelung tritt am 31. Dezem-
ber 2018 außer Kraft.

Diese Ergänzung war aus folgendem
Grund 2009 eingeführt worden: Mit
Einführung des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes im Jahr 1989 wurden die
Zuständigkeiten bei den Hilfen für Kin-
der und Jugendliche mit seelischen
Behinderungen (§ 35a SGB VIII – Ein-

gliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche) und körperli-
chen Behinderung (§ 54 SGB XII –
Leistungen der Eingliederungshilfe) un-
terteilt und gesetzlich festgeschrieben. 

In der Praxis erfolgten daraufhin
Fremdunterbringungen von Kindern
und Jugendlichen mit Behinderungen
auf dieser Grundlage mit folgender Un-
terscheidung: Wurde eine Unterbrin-
gung aufgrund von erzieherischen Defi-
ziten notwendig, wurde der Jugend-
hilfeträger zuständig – somit stand die
gesamte Palette der erzieherischen Hil-
fen zur Verfügung. Wurde hingegen die
Notwendigkeit der Unterbringung mit
der Behinderung begründet, lag die Zu-
ständigkeit gemäß § 54 SGB XII beim
Sozialhilfeträger und es handelte sich
damit um eine Maßnahme der Einglie-
derungshilfe. Als Folge war eine ver-
mehrte Unterbringung von Kindern mit
Behinderung in stationären Behinder-
teneinrichtungen statt beispielsweise in
Pflegefamilien festzustellen. In diesem
nicht eingelösten Recht auf Familie von
Kindern und Jugendlichen mit Behin-
derungen sah der Gesetzgeber eine
Benachteiligung und reagierte mit der
zeitlich befristeten Gesetzesänderung
(s. o.). Sie wurde von 2013 bis 2018 ver-
längert – wohl in der Erwartung, dass
bis dahin die „Große Lösung“ verab-
schiedet sein wird.

Eine wichtige Frage ist also, ob man
alle Kinder und Jugendlichen mit ihren
Rechten, Ansprüchen und Entwick-
lungspotenzialen betrachtet und nicht
etwa vor dem Hintergrund ihrer spezifi-
schen Besonderheiten – wie beispiels-
weise ihrer Behinderung. Die UN-Be-
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Eine Pflegefamilie ist keine von außen beliebig 
steuerbare Mikro-Organisationseinheit, sondern 
sie bleibt eine Familie.
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hindertenrechtskonvention fordert eine
Gleichstellung für Menschen mit Be-
hinderung. Seit einigen Jahren arbeiten
die Jugend- und Familienministerkon-
ferenz wie auch die Arbeits- und Sozial-
ministerkonferenz (ASMK) an der Um-
setzung der „Großen Lösung“. Wichti-
ger Bestandteil ihrer Neuerungen wäre
die Erweiterung des SGB VIII um einen
neuen Leistungstatbestand mit dem
Arbeitstitel „Hilfe zur Entwicklung und
Teilhabe“ (vgl. Arbeitsgruppe ASMK/
JFMK 2013). Die auf politischer Ebene
bereits weit fortgeschrittenen Vereinba-
rungen werden laut Protokoll der ASMK
von November 2013 nun allerdings erst
mal wieder überprüft.

Zur Situation von Pflegefamilien in
denen Kinder mit Behinderung leben

Im Zentrum unserer Untersuchung
„Ressource Pflegeeltern“ (vgl. SCHÄ-
FER 2011), stand für uns die Frage: Wie
gelingt es Pflegefamilien eigentlich,
Kinder mit Behinderungen und z. T. le-
bensverkürzenden Erkrankung zu be-
treuen. Dafür haben wir folgende Fra-
gestellungen untersucht:

> Wie erleben Pflegeeltern ihr Leben
und ihre Arbeit? 

> Welche Formen der Unterstützung
benötigen sie in verschiedenen Le-
bensphasen und -situationen? 

> Wie gelingt es ihnen in einem Ge-
flecht von privaten Beziehungen und
professionellen Dienstleistungen, auch
schwierige Situationen erfolgreich zu
bewältigen.

Untersuchungsmethoden waren the-
menfokussierte narrative Interviews und
Gruppeninterviews mit Pflegeeltern aus
40 Pflegefamilien. Dadurch ist es uns
gelungen, das Untersuchungsfeld an-
hand von ausführlichen Einzelfallana-
lysen in möglichst umfassender Breite
abzubilden. Alle involvierten Pflegever-
hältnisse waren als langfristige oder
dauerhafte Maßnahme für Kinder mit
Behinderung angelegt worden. Da es
sich in erster Linie um starke körperliche,
geistige und/oder psychische Behinde-
rungen und zum Teil lebensverkürzen-
de Erkrankungen handelte, waren da-
her für unsere Untersuchungsgruppe
die gesundheitliche, d. h. medizinische
wie pflegerische Versorgung, die Erzie-
hung der Kinder sowie die Organisa-
tion von und Unterstützung bei thera-
peutischen Hilfen für die Kinder von
großer Bedeutung.

Die Auswertung des Datenmaterials
erfolgte auf theoretischer Grundlage der
Belastungs-Ressourcen-Balance (vgl.
WOLF 2007) und des Drei-Ebenen-

Ansatzes (vgl. LAYDER 1993, SCHÄ-
FER 2011). 

Das Modell der Belastungs-Ressour-
cen-Balance versetzt uns aus theoreti-
scher Perspektive in die Lage, Aufgaben,
Probleme und Ressourcen von Men-
schen systematisch zu erfassen sowie
den Zusammenhang und die Abhängig-
keit zwischen beiden Seiten zu analy-
sieren. Der Begriff der Balance deutet
darauf hin, dass nicht zwei voneinan-
der unabhängige Felder, sondern die
Relation und die Wechselwirkungen
zwischen Belastungen und Ressourcen
in den Blick genommen werden.

Der Drei-Ebenen-Ansatz

Die erste zu betrachtende Ebene ist die
intrapersonale Ebene. Hierzu gehören
alle Aspekte die sich auf die Persönlich-
keit und Psyche einer Person beziehen.
Welche Kompetenzen, Eigenschaften
und Überzeugungen spielen für eine Per-
son beispielsweise eine wichtige Rolle?

Die zweite Ebene ist die Ebene des
Lebensfeldes. Sie umfasst das Umfeld
einer Person. Wir unterscheiden dabei
zum einen zwischen den Beziehungen
zu anderen Personen sowie der Frage,
welche Funktionen diese haben. Zum
anderen geht es um das Setting einer
Person (Bedingungen und Bereiche, die
für einen Menschen jenseits seiner Per-
sönlichkeit und seiner Beziehungen zu
anderen Menschen bedeutsam sind). 

Die dritte Ebene umfasst den gesell-
schaftlichen Kontext, in dessen Rah-
men das Leben einer Person stattfindet.
Dazu gehören insbesondere rechtliche,
politische und weitere gesellschaftshis-
torisch gewachsene Rahmenbedingun-
gen und Strukturen einer Gesellschaft,
die für ihre Mitglieder gelten. 

Auf der Grundlage dieser Systematik
können wichtige Fragen für die Beglei-
tung von Pflegeverhältnissen bearbeitet
werden. Nachfolgend werden die wich-
tigsten Erkenntnisse und Empfehlungen
der Untersuchung zusammengefasst.

Ergebnisse der Untersuchung

Die Belastungen und Ressourcen von
Pflegeeltern, die ein Kind mit einer
schweren Erkrankung oder Behinde-
rung betreuen, beziehen sich auf ein
weites Feld. Neben den alltäglichen Be-
wältigungsstrategien der Pflegeeltern sind
weitere professionelle Unterstützungs-
systeme und Ressourcen notwendig.
Diese Ressourcen sind auf unterschied-
lichen Ebenen angesiedelt und müssen
zugänglich gemacht, gewonnen und ge-
fördert werden. 

Unsere Resultate können dazu bei-
tragen, fachliche Maßgaben und Richt-
linien für eine optimierte Betreuung
von Pflegeeltern zu entwickeln. Die Er-
gebnisse reichen über den spezifischen
Bereich der Betreuung von Kindern mit
einer Behinderung oder einer Erkran-
kung in einer Pflegefamilie hinaus. Sie
liefern auch Hinweise, die für Pflege-
kinderdienste und Pflegefamilien im
Allgemeinen relevant sind. 

1. Pflegeeltern brauchen persönliche
Kompetenzen, Eigenschaften und
Überzeugungen, die sie in ihren
Alltag innerhalb der Pflegefamilie
einbringen.

Die für das Gelingen des Pflegever-
hältnisses wichtigsten Menschen sind
die Pflegeeltern selbst. Sie haben sich
als Paar oder alleine dazu entschieden,
ein Kind mit einer schweren Erkran-
kung oder Behinderung in ihrem priva-
ten Umfeld zu betreuen. Auf der intra-
personalen Ebene finden wir Aspekte,
die uns einen Einblick in das Innenle-
ben der Pflegeeltern erlauben.

Persönliche Stärken und Grenzen

Für Pflegeeltern ist es wichtig, über
emotionale, kognitive, biografische, so-
ziale und erzieherische Kompetenzen
zu verfügen, die sie in ihre Tätigkeit ein-
bringen können. Ebenfalls hilfreich ist
es, wenn Pflegeeltern die Grenzen ihrer
eigenen Kompetenzen gut genug ken-
nen, um sich bei bestimmten Aufgaben
unterstützen zu lassen. Hilfreich kön-
nen dabei auch (berufs)biografische Er-
fahrungen sein, wie bspw. die berufliche
Tätigkeit als Kinderkrankenschwester
oder das eigene Aufwachsen mit einem
Geschwisterkind mit Behinderung. Die
Aufgabe eines begleitenden Pflegekin-
derdienstes kann darin liegen, den Pfle-
geeltern selbstreflexive Prozesse zu er-
möglichen und ihnen Rückmeldungen
zu geben.

Sinnkonstruktionen

Sinnkonstruktionen sind spezifische, auf
die Bedeutsamkeit des eigenen Lebens
und Handelns bezogene Deutungsmus-
ter (vgl. SCHÄFER 2011a). Bei Sinn-
konstruktionen handelt es sich um Pro-
zesse der Herstellung und Veränderung
von Erklärungen und Überzeugungen,
mit denen Menschen ihrem eigenen Le-
ben und ihren Handlungen einen Sinn
zuschreiben. Die Sinnkonstruktionen
der Pflegeeltern müssen sich nicht
grundsätzlich auf das Pflegeverhältnis
beziehen, aber sie berühren und beein-
flussen dessen Existenz und Gestaltung
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unweigerlich. Für die befragten Pflege-
eltern war es sehr wichtig ihr eigenes
Handeln und ihren Lebensentwurf als
sinnvoll zu erleben. Dadurch waren sie
in der Lage auch besonders schwierige
Situationen zu bewältigen. 

Bewältigungsstrategien

Die Pflegeeltern richten ihre Bemühun-
gen und ihr Handeln auf übergeordnete
Ziele aus. Für sie ist es wichtig, dass es
den Mitgliedern ihrer Familie und ihnen
selbst gut geht. Ein begleitender Pflege-
kinderdienst kann mit den Pflegeeltern
unterschiedliche Strategien ausprobie-
ren, um deren Ziele zu erreichen und in
bedrohlichen Situationen handlungsfä-
hig zu bleiben oder zu werden.

2. Pflegeeltern brauchen andere Men-
schen und günstige private Rah-
menbedingungen.

Die Betreuung eines Pflegekindes ist
eine zeitlich und emotional anspruchs-
volle Tätigkeit. Die Pflegeeltern küm-
mern sich täglich umfassend um die
Belange und Bedürfnisse ihrer Pflege-
kinder. Bei Kindern mit einer schweren
Erkrankung oder einer Behinderung
steigt das Ausmaß der Betreuungszeit.
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass es
neben den persönlichen Aspekten
äußerst wichtig ist, über die Unterstüt-
zung eines stabilen Netzwerks unter-
schiedlicher Personen und über gesi-
cherte private Rahmenbedingungen zu
verfügen. Dann gelingt es den Pflegeel-
tern nicht nur ihr Leben und ihre Tätig-
keit in einer Pflegefamilie zu organisie-
ren und die unweigerlich auftretenden
Probleme zu bewältigen, sondern darü-
ber hinaus den besonderen Reiz und
die besonderen Freuden ihres eigenen
Lebensentwurfs zu genießen. 

Für viele Pflegeeltern ist die eigene
Partnerschaft die wesentliche Grund-
voraussetzung für ihre Tätigkeit und
den eigenen Lebensentwurf. Das gegen-
seitige Vertrauen, die verlässliche Un-
terstützung im Alltag und in besonders
schwierigen Situationen sowie der ver-
trauliche und regelmäßige Austausch
zwischen dem Pflegeelternpaar werden
betont. Gesicherte Zeiträume der Zwei-
samkeit, in denen die eigenen Belange
und nicht die der Kinder im Vorder-
grund stehen, sind nicht selbstverständ-
lich, aber nötig. Für die Pflegeeltern
und das Pflegeverhältnis bedrohliche
Situationen können sich aus der Tren-
nung eines Pflegeelternpaares entwi-
ckeln. Ein begleitender Pflegekinder-
dienst kann schon frühzeitig auf die
Notwendigkeit von gemeinsamen Frei-

räumen des Pflegeelternpaares hinwei-
sen und ggf. Gesprächs- und Aus-
tauschmöglichkeiten zum Thema Part-
nerschaft anbieten.

Die leiblichen Kinder spielen in den
Überlegungen der Pflegeeltern eine we-
sentliche Rolle. Sie können das Pflege-
verhältnis stabilisieren, wenn sie von
Beginn an in die Entscheidung ihrer
Eltern einbezogen wurden, ein Pflege-
kind aufzunehmen. Werden sie hin-
sichtlich dieser Entscheidung nicht
berücksichtigt, besteht die Gefahr, dass
sie das Pflegeverhältnis boykottieren.
Für Pflegeeltern wird das Pflegeverhält-
nis zu einer Belastung, wenn sie der
Überzeugung sind, dass die Bedürfnisse
ihrer leiblichen Kinder unzureichend
berücksichtigt werden und dass sie
unverhältnismäßigen Zumutungen aus-
geliefert sind, die deren Entwicklung
negativ beeinflussen. Ein begleitender
Pflegekinderdienst kann dabei helfen,
die Bedürfnisse der leiblichen Kinder
im Blick zu behalten und sie ebenfalls
als wichtige Akteure innerhalb des Pfle-
geverhältnisses zu berücksichtigen.

Für Pflegeeltern ist es wichtig, dass
sie zu ihrem Pflegekind eine gegenseiti-
ge emotionale Beziehung entwickeln.
Positive emotionale Rückmeldungen
des Pflegekindes sind für die Pflegeel-
tern außerdem bedeutsam, auch wenn
die Möglichkeiten des Pflegekindes auf-
grund seiner Erkrankung oder Behin-
derung und seiner biografischen Erfah-
rungen zum Teil eingeschränkt sind.
Besonders belastend sind für die Pflege-
eltern negative gesundheitliche, emo-
tionale und soziale Entwicklungsver-
läufe des Pflegekindes. Ein begleitender
Pflegekinderdienst kann an dieser Stel-
le dabei helfen, die Aufmerksamkeit auf
die positiven Aspekte der Entwicklung
des Pflegekindes zu lenken und mit den
Pflegeeltern Strategien zu entwickeln,
die sie handlungsfähig machen.

Hilfreiche Akteure

Weitere Verwandte der Pflegeeltern sind
hilfreich, wenn sie Verständnis hinsicht-
lich der Entscheidung für das Pflegever-
hältnis zeigen, die Pflegeeltern unter-
stützen und das Pflegekind in den wei-
teren Kreis der Familie aufnehmen.
Unverständnis gegenüber den Pflegeel-
tern sowie offen zur Schau gestellte

Abneigung gegenüber dem Pflegekind
belasten die Pflegeeltern stark. Ein
begleitender Pflegekinderdienst sollte
darauf vorbereitet sein, dass dieses The-
ma bei Pflegeeltern zu Verunsicherun-
gen oder erheblichen Enttäuschungen
führen kann.

Im privaten Umfeld der Pflegeeltern
sind langjährige Freunde, befreundete
Pflegeeltern und Personen aus der
Nachbarschaft bedeutsam. Hier finden
viele Pflegeeltern einen stabilen Rück-
halt, Verständnis und zum Teil auch
verlässliche Unterstützung. Sehr belas-
tende Erfahrungen machen Pflegeeltern
mit Freunden, die sich von ihnen zu-
rückziehen, weil sie sich in ihren Ge-
wohnheiten und in ihrem unbeschwer-
ten Leben durch das Pflegekind und
dessen Probleme gestört fühlen. 

Eine Sonderrolle übernehmen die
leiblichen Eltern des Pflegekindes. Sie
werden als Ressource erlebt, wenn sie
das Pflegeverhältnis akzeptieren und
unterstützen und dies auch nach außen
formulieren. Außerdem können sie für

die biografische Auseinandersetzung
des Pflegekindes wichtige Informatio-
nen zur Verfügung stellen. Der Umgang
zwischen Pflegeeltern und leiblichen
Eltern wird außerdem deutlich erleich-
tert, wenn keine (sexuelle) Gewalt gegen
das Pflegekind in der Herkunftsfamilie
stattgefunden hat. Im Gegenzug werden
solche vorangegangenen Gewalthand-
lungen von den Pflegeeltern zumeist als
sehr belastend erlebt. Ein betreuender
Pflegekinderdienst kann eine wichtige
Funktion übernehmen, wenn er bei den
Pflegeeltern und den leiblichen Eltern
umfassend für gegenseitige Anerken-
nung und einen konstruktiven Umgang
miteinander wirbt.

Im professionellen Umfeld der Pfle-
geeltern können die zuständigen Mitar-
beiter des begleitenden Pflegekinder-
dienstes eine äußerst wichtige Rolle
einnehmen. In unserer Untersuchung
wurden vor allem die permanente Er-
reichbarkeit und Verlässlichkeit sowie
das persönliche Engagement des Ein-
zelnen betont. Außerdem waren die
Pflegeeltern überzeugt von den spezifi-
schen pädagogischen Kompetenzen der
Fachkräfte und ihrem breiten Experten-
wissen. Auch die Pufferfunktion bei
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Auseinandersetzungen zwischen den
Pflegeeltern und Dritten (Schule, Ju-
gendamt, Krankenkassen usw.) wurde
explizit hervorgehoben. 

Mitarbeiter des medizinischen Sek-
tors (Ärzte und Pflegepersonal) werden
insbesondere dann als eine wichtige
Ressource erlebt, wenn sie kompetent,
kooperativ und teamfähig agieren und
die Grenzen ihrer eigenen fachlichen
Fähigkeiten kennen und zugeben kön-
nen. Als sehr verletzend und empörend
werden moralisch verwerfliche Kom-
mentare von Ärzten hinsichtlich der
Pflegekinder und reflexartige Sparlogi-
ken von Krankenkassen empfunden.
Die Unterstützung und Pufferfunktion

eines begleitenden Pflegekinderdiens-
tes wird von den Pflegeeltern als wichti-
ge Ressource beschrieben.

Hinsichtlich der Rahmenbedingun-
gen im Lebensfeld der Pflegeeltern bleibt
festzuhalten:

Für Pflegeeltern sind eine finanzielle
Absicherung und eine großzügige Wohn-
situation eine wichtige Grundlage für
ein gelingendes Pflegeverhältnis. Zu-
sätzlich sind flexible Arbeitgeber, Mög-
lichkeiten zu pflegekinderspezifischen
Fortbildungen und freie Wochenenden
bedeutsam für Pflegeeltern. 

3. Pflegeeltern brauchen gesellschaft-
liche Rahmenbedingungen, die ihre
Tätigkeit und ihren Lebensent-
wurf stützen.

Pflegeverhältnisse sind dezentral or-
ganisierte Hilfsmaßnahmen und somit
auf besonders funktionale äußere Struk-
turen und gesellschaftliche Angebote
angewiesen. Hier liegt eine wichtige
Voraussetzung, um eine gute Versor-
gung von Kindern mit einer schweren
Erkrankung oder Behinderung sicher-
zustellen. 

Es besteht die Notwendigkeit, spezi-
fische Angebote für Pflegeeltern bereit-
zuhalten, die Pflegekinder mit einer
schweren Erkrankung oder Behinde-
rung betreuen. Pflegeeltern betonen die
Bedeutung von spezifischen Weiterbil-

dungsmöglichkeiten, Informationsange-
boten und dem organisierten Austausch
innerhalb von Selbsthilfegruppen. Viele
Pflegeeltern weisen darauf hin, dass ein
guter Pflegekinderdienst dabei sehr
wichtige Funktionen übernimmt. 

Eine gesicherte medizinische Versor-
gung ist für die Pflegefamilien enorm
wichtig. Dabei betonen Pflegeeltern die
Bedeutung einer solidarisch organisier-
ten Finanzierung von Gesundheitsleis-
tungen sowie eine optimale Versorgung
von Menschen mit Behinderung. Wenn
die unbürokratische Bewilligung und
zügige Organisation einer medizinischen
Maßnahme gelingt, stellt dies eine
wichtige Ressource für Pflegeeltern dar.

Leistungsfähige Behörden und So-
ziale Dienste zeichnen sich nach Ein-
druck der Pflegeeltern durch ihre Koope-
rationsfähigkeit sowie ihre grundsätzli-
che Offenheit in allen Angelegenheiten
aus, die das Pflegeverhältnis betreffen.
Den Pflegeeltern ist besonders wichtig,
dass ihr persönliches Engagement und
ihre Bereitschaft zum Aufbau einer emo-
tionalen Beziehung zu einem bedürfti-
gen Kind von Seiten der Behörden nicht
aus Kostengründen ausgenutzt werden.

Für Pflegeeltern sind Aspekte der
Planungssicherheit bedeutsam. Viele

Pflegeeltern wünschen sich ein transpa-
rentes und kindorientiertes Rechtssys-
tem, das sich primär am Kindeswohl
orientiert. Unverständnis entsteht für
viele Pflegeeltern dann, wenn bei Ent-
scheidungen Elternrechte im Vorder-
grund stehen oder umfassend geprüft
werden. Hier wird deutlich, dass in wei-
teren Untersuchungen auch die Per-
spektive von Eltern, Pflegekindern und
möglichst auch den Entscheidungsträ-
gern in den Blick genommen werden
müssen, um eine Perspektivenvielfalt
zu gewährleisten. 

Gewonnene Erkenntnisse

Auf der Grundlage der Ergebnisse möch-
ten wir zwei verallgemeinerbare Er-
kenntnisse für die Gestaltung und Be-
gleitung von Pflegeverhältnissen für
Kinder mit Behinderung ableiten:

a) In Pflegefamilien findet keine pro-
fessionelle Dienstleistung, sondern
echtes privates Leben statt (vgl.
WOLF 2012). Das gilt es anzuerken-
nen und zu berücksichtigen. Gelin-
gendes privates Leben verläuft nach
anderen Strukturen und Merkmalen
als erfolgreiches Organisationshan-
deln. Pflegeeltern bringen meist viel-
fältige Kompetenzen mit, sie infor-
mieren sich und eignen sich Fähig-
keiten an und werden so zu wich-
tigen Expert(inn)en für die Kinder,
die in ihrer Familie aufwachsen. Sie
werden deshalb aber nicht zu Pro-
fessionellen, sondern sie verbleiben
in zentral privaten Rollen. Auch die
wechselseitige Abhängigkeit inner-
halb von Pflegefamilien bleibt auf
einem für Familien typisch hohen
Niveau. Dabei ist es notwendig, dass
die Familien ihr gemeinsames Leben
auf ihre eigene und z. T. eigenartige
Weise einrichten und gestalten. Um
dieses private Leben herum wird
dann allerdings ein leistungsfähiger
Sozialer Dienst mit professionellen
Fachkräften benötigt, die den Pflege-
und Herkunftsfamilien ihr spezielles
Wissen und ihre professionellen Stra-
tegien zur Verfügung stellen. Ohne
das professionelle Netzwerk eines
leistungsfähigen Dienstes wäre die
Betreuung von Kindern mit einem
besonders aufwendigen Betreuungs-
bedarf nicht zu verantworten. 

b) Die Diskussion darüber, dass Pflege-
familien für ganze Gruppen von
Kindern und Jugendlichen ungeeig-
net sein könnten und diese deshalb
grundsätzlich besser im Rahmen von
Heimunterbringungen betreut wer-
den sollten, scheint nach unseren
Erkenntnissen unangebracht. Eine
professionelle Jugendhilfe braucht für
ihre Platzierungsentscheidungen und
darin enthaltene Prognosen Kriterien,
mit denen sie differenzierte Abwä-
gungsprozesse treffen kann. Dafür
bleibt es notwendig, die Chancen und
Grenzen der verschiedenen Hilfe-
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leistungen im Einzelfall einzuschät-
zen. Für solche Betreuungsarrange-
ments braucht man starke und be-
lastbare Familien, die ein Kind mit
hohem Pflege- und Betreuungsauf-
wand aufnehmen wollen und die ehr-
lich darüber informiert werden, wo-
rauf sie sich einlassen. Ein wichtiger
Einflussfaktor für die Stabilität eines
Pflegeverhältnisses liegt dann in der
Qualität und Ausstattung des Diens-
tes, der die Pflegekinder und ihre
Familien unterstützt und begleitet. 

Inklusion in der Pflegekinderhilfe

Nach unseren Beobachtungen hat in
der Pflegekinderhilfe in den letzten Jah-
ren eine erhebliche Weiterentwicklung
und Professionalisierung begonnen. Den-
noch gibt es innerhalb der Pflegekin-
derhilfe sehr ungleichzeitige Entwick-
lungslinien – manche Dienste bauen
dabei auf bereits bestehende etablierte
und hochentwickelte Organisations-
und Arbeitsstrukturen auf und andere
müssen den notwendigen Professiona-
lisierungsgrad erst mühsam erarbeiten.
Dementsprechend sind auch Entwick-
lungen im Hinblick auf das Thema
Inklusion in der Pflegekinderhilfe un-
einheitlich.

Versteht man unter Inklusion die
Gestaltung von gesellschaftlichen Lö-
sungen, die alle Menschen einbezieht
und Benachteiligung abschafft oder
verhindert, muss die Pflegekinderhilfe
als ausbaufähig gelten. In diesem Sinne
kann es nicht ausschließlich um die
Berücksichtigung von Kindern mit Be-
hinderung gehen. Vielmehr sind auch
der Umgang mit und die Beteiligungs-
möglichkeiten von Herkunftseltern mit
Behinderungen oder Erkrankungen in
den Blick zu nehmen. 

Passende Hilfen für 
Kinder mit Behinderung

Das Thema Behinderung scheint in der
Pflegekinderhilfe noch ein Nischenthe-
ma zu sein, auch wenn beherzt über die
Chancen und Grenzen von Inklusion
diskutiert wird. Das ist im Hinblick auf
die Forderungen an soziale Dienste im
Vergleich zu einer meist hohen Ge-
samtzahl von Pflegeverhältnissen, die
eine einzelne Fachkraft zu begleiten
hat, nachvollziehbar. Hier stellt sich
also die Frage nach den Möglichkeiten
und Grenzen der Umsetzung von In-
klusion in der Pflegekinderhilfe. Es ist
nach unseren Erkenntnissen derzeit
unrealistisch, dass Kinder mit Behinde-
rung und ihre Familien im Rahmen
eines kommunalen Pflegekinderdiens-
tes die Unterstützung und Begleitung
bekommen, die sie benötigen. Nimmt

man den Anspruch einer inklusiven
Pflegekinderhilfe ernst, bedeutet dies
perspektivisch, dass die zuständigen
Sozialen Dienste so ausgestattet sein
müssen, dass sie die zuvor beschriebe-
nen Ansprüche erfüllen können. Auf
Organisationsebene stellen sich dann
die Fragen nach den notwendigen Res-
sourcen, Fallzahlen, Personalausstat-
tung und Fortbildungsbedarfen. Inte-
ressante Vorschläge dazu finden sich in
der Veröffentlichung von Christian
ERZBERGER (2003).

Es ist zunächst wichtig, Kinder nicht
als Kranke, Behinderte, Traumatisierte
oder als Träger von Symptomen zu
betrachten, sondern in erster Linie als
Kinder und Jugendliche, als Jungen und
Mädchen. Den befragten Pflegemüttern
und Pflegevätern ist es in vielen Situa-
tionen sehr gut gelungen, das Kind in
den Mittelpunkt zu stellen und sich
nicht durch Krankheiten oder Behinde-
rungen davon ablenken zu lassen. Für
die großen politischen Debatten und
Entscheidungen könnte es eine geeig-
nete Orientierung sein, die Kinder zu-
nächst als Kinder wahrzunehmen, dann
das individuell und kollektiv Besondere
zu sehen und schließlich die Strukturen
und Umgangsformen darauf auszurich-
ten, was Kinder brauchen, um sich gut
entwickeln zu können und was das je-
weilige Kind zusätzlich braucht. Dafür
dürfen Ressourcen nicht an Störungs-
zuschreibungen gekoppelt werden und
statt ausgefeilter Spezialdienste, die
sich ausschließlich für die Versorgung
und Betreuung einzelner Adressaten-
gruppen zuständig fühlen, brauchen
wir leistungsfähige Soziale Dienste, die
für Pflegekinder und ihre Familien das
Notwendige tun.

Innerhalb der Pflegekinderhilfe gibt
es bereits sehr etablierte Ausformungen
von Pflegeverhältnissen in Form von
Erziehungsstellen sowie sozialpädago-
gischen und sonderpädagogischen Voll-
zeitpflegeverhältnissen, die für ihren
erhöhten Betreuungsaufwand eine in-
tensivere Begleitung erhalten und bes-
ser honoriert werden als übliche Pflege-
verhältnisse (vgl. ERZBERGER 2003).
Darin könnte eine Möglichkeit liegen,
wenn berücksichtigt wird, dass es nicht
ausschließlich um die pädagogische
Ausbildung der Pflegeeltern gehen kann

– hier werden Kompetenzen benötigt,
die sich nicht im Rahmen eines Studi-
ums oder einer Ausbildung vermitteln
lassen, sondern die sich die jeweiligen
Akteure z. T. lebensgeschichtlich ange-
eignet haben. Wie wir gezeigt haben,
benötigen die Pflegeeltern in erster
Linie Kompetenzen und Fähigkeiten,
die sich auf das private Leben und nicht
die professionelle Ausübung einer be-
ruflichen Tätigkeit beziehen. Dazu be-
nötigen sie eine intensive Begleitung
durch einen flexiblen und möglichst

innovativen Sozialen Dienst. Für ihre
Arbeit, ihre Leistung sowie ihr gesell-
schaftliches und bürgerschaftliches En-
gagement benötigen sie eine sehr inten-
sive fachliche Unterstützung und Be-
gleitung. Keinesfalls dürfen sich die
Lebensbedingungen der betroffenen
Kinder und ihrer Familien bei einem
Zuständigkeitswechsel zwischen SGB
VIII und SGB XII verschlechtern (vgl.
LEONHARD & DILLENBERG 2012). 

Perspektivisch könnte Inklusion in
der Pflegekinderhilfe sogar eine Öff-
nung in beide Richtungen bedeuten:
Was für die Unterstützung und Beglei-
tung von Pflegeverhältnissen gut ist, in
denen Kinder mit Behinderung auf-
wachsen, ist voraussichtlich auch für
die Unterstützung und Begleitung von
Pflegeverhältnissen gut, in denen Kin-
der ohne Behinderung aufwachsen.

Vor dem Hintergrund der Forderung
nach einer inklusiven Gesellschaft ste-
cken in unseren Erkenntnissen wertvolle
Anregungen für die Weiterentwicklung
von Behindertenhilfe und Jugendhilfe.
Handlungsleitend für eine fachliche
Weiterentwicklung wären die Fragen:

> Welche Angebote und professionel-
len Dienstleistungen müssen für
einen inklusiven Ansatz innerhalb
der Pflegekinderhilfe bereitgehalten
werden?

> Wie gelingt es in der Pflegekinderhil-
fe insgesamt, Benachteiligungen für
Kinder und Erwachsene abzubauen,
so dass sie besser am gesellschaftli-
chen Leben teilhaben können?
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THEMEN-JAHR 2014 „FAMILIE“ Teilhabe 3/2014, Jg. 53
Inklusion in der Pflegekinderhilfe?

> Wie gelingen erfolgreiche Implemen-
tierungen von inklusiven Konzepten
für Pflegekinder und ihre Familien?

Wir werden uns daran beteiligen, gute
Praxismodelle zu begleiten, zu multipli-
zieren und zu implementieren.
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Stand der Forschung zur 
Unterstützung von Eltern 
mit Lernschwierigkeiten 

Seit Inkrafttreten der UN-Behinderten-
rechtskonvention (BRK) im Jahr 2008
(in Deutschland 2009) ist das Recht von
Menschen mit Behinderung auf Eltern-
schaft international anerkannt und
auch rechtlich verankert. In Artikel 23
fordert die BRK explizit in Bezug auf

die Elternschaft behinderter Menschen
die Beseitigung von Diskriminierung

und die Gleichberechtigung (vgl. Beauf-
tragter der Bundesregierung für die
Belange behinderter Menschen 2010).
Ausdrücklich untersagt sie die Tren-
nung des Kindes von seinen leiblichen
Eltern wegen einer Behinderung. Eine
Unterscheidung nach körperlichen oder
kognitiven Behinderungen findet an kei-
ner Stelle statt, d. h. Menschen mit Lern-
schwierigkeiten sind selbstverständlich
eingeschlossen. 

Im englischsprachigen Raum hat die
Fachdiskussion um die Elternschaft von

| Teilhabe 3/2014, Jg. 53, S.121 – 127

| KURZFASSUNG Der Artikel stellt die Ergebnisse einer Studie zur Lebenssituation von
Eltern mit Lernschwierigkeiten im norddeutschen Raum vor. Aus Sicht der Eltern wurden
die Qualität der professionellen Unterstützung, die familiäre Lebensqualität sowie das
soziale Netzwerk der Familien erhoben. Neben einer hohen Zufriedenheit benennen die
Befragten zentrale Kritikpunkte. Daraus ergeben sich Forderungen nach Anerkennung
und Respekt, Abbau von Fremdbestimmung durch Einbeziehung der Eltern und flächen-
deckend bedarfsgerechten Unterstützungsangeboten. Zur Verhinderung von sozialer Iso-
lation benötigen viele Familien mehr Unterstützung zur Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben, z. B. durch Lern- und Informationsmaterialien in Leichter Sprache.

| ABSTRACT Special families – what kind of support do parents with learning
difficulties and their children need? This paper presents the results of a study regar-
ding the situation of parents with learning difficulties in Northern Germany. We explored
parents’ perspective on quality of professional support, quality of family life, and on their
social networks. Besides a high satisfaction, participants named central points of criti-
cism. Consequently, a call for appreciation and respect, reduction of heteronomy via
inclusion of the parents and an area-wide needs-adapted support emerged. In order to
prevent social isolation, some families need more support to participate in the communi-
ty, for example via information and instructional material in easy language.

Besondere Familien –
Welche Unterstützung brauchen 
Eltern mit Lernschwierigkeiten 
und ihre Kinder? 

Menschen mit Lernschwierigkeiten und
angemessene Unterstützungsformen ei-
nige Jahre früher als in Deutschland
bereits in den 1980er Jahren begonnen.
Neben dem rein quantitativen Ausbau
von (in der Regel ambulanten) Unter-
stützungsangeboten ging es dort vor
allem um Fragen der inhaltlichen Ge-
staltung von Angeboten. Denn immer
wieder zeigte sich in der Praxis, dass die
Unterstützungsangebote entweder nicht
angenommen wurden oder ohne Erfolg
blieben, folglich nicht geeignet gestaltet
waren.

Seit den 1990er Jahren wurden inter-
national Studien durchgeführt, die als
Voraussetzungen für den Erfolg von
Unterstützungsprogrammen u. a. die
Grundhaltungen und die Einstellungen
der Professionellen gegenüber den El-
tern als essentiell hervorhoben. Ein ak-
zeptierender und respektierender Um-
gang der Fachkräfte mit den Eltern ist
demnach unabdingbare Voraussetzung
für eine erfolgreiche Unterstützung (vgl.
z. B. McGAW 2004, 232).

Weiterhin sind lang unterschätzte
Faktoren für das Realisieren elterlicher
Kompetenzen und das Gelingen von
Elternschaft die sozialen Ressourcen,
über die Eltern verfügen. Eltern, die in
sozialer Isolation leben, haben es schwe-
rer, elterliche Kompetenzen zu verwirk-
lichen als sozial gut integrierte Eltern.
Dieser allgemeine Zusammenhang ist
durch zahlreiche Studien erwiesen. El-
tern mit Lernschwierigkeiten jedoch ge-
hören sehr häufig zu den sozial isolier-
ten Familien (vgl. z. B. McCONNELL
u. a. 2008). Es scheint ihnen schwer zu
fallen, am Gemeinwesen teilzuhaben,
private Netzwerke zu knüpfen, aufrecht
zu erhalten und zu nutzen. Diese Fak-
toren haben sich im Rahmen von
Untersuchungen zur familiären Lebens-
qualität (Family Quality of Life, vgl.
ISAACS et al. 2007) als sehr bedeutsam
erwiesen. 

Hierauf aufbauend sind z. B. in Aus-
tralien (Parenting Research Centre), in
den USA (Through the Looking Glass)
und auch in Großbritannien (Disabi-
lity, Pregnancy & Parenthood) in den
letzten Jahren bereits Unterstützungs-
konzepte für Eltern mit Lernschwierig-
keiten entstanden, die neben der indi-
viduellen Ebene von Eltern und Kind
den kommunalen bzw. gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen sowie dem
Empowerment der behinderten Eltern
hohe Bedeutung zumessen. 

In Deutschland hat sich in den letz-
ten Jahrzehnten hinsichtlich der The-
matik behinderter Eltern ebenfalls eine
Entwicklung vollzogen. 1999 wurde der

Ein akzeptierender und respektierender Umgang der
Fachkräfte mit den Eltern ist unabdingbare Voraus-
setzung für erfolgreiche Unterstützungsprogramme.

Kadidja Rohmann Ursula Pixa-Kettner
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Bundesverband behinderter und chro-
nisch kranker Eltern bbe e.V. gegrün-
det, der sich als Selbsthilfebewegung
von betroffenen Eltern versteht (vgl.
Bundesverband behinderter Eltern e. V.).
Eltern mit Lernschwierigkeiten waren
dort jedoch zunächst immer noch nicht
repräsentiert. Für die Unterstützung
dieser Gruppe von Eltern wurde im
Jahr 2002 die Bundesarbeitsgemein-
schaft „Begleitete Elternschaft“ (BAG)
gegründet (vgl. BARGFREDE 2008),
um eine breitere und wirksamere pro-
fessionelle Unterstützung zu erreichen.
Mittlerweile gibt es eine Zusammenar-
beit zwischen den beiden Organisatio-
nen, die sich insbesondere in rechtli-
chen und politischen Fragen als sinn-
voll erweist. 

Trotz dieser positiven Entwicklung
gibt es in Deutschland bislang nicht flä-
chendeckend Unterstützungsangebote
für Eltern mit Lernschwierigkeiten. Das
hat zur Folge, dass den Eltern nach wie
vor in vielen Regionen keinerlei profes-
sionelle Unterstützung zur Verfügung
steht, obwohl eine deutliche Zunahme
dieser Elternschaften in Deutschland
zu verzeichnen ist und immer mehr
Eltern mit ihren Kindern zusammen
leben (vgl. PIXA-KETTNER 2007). 

Fragestellungen für 
das Forschungsprojekt und 
methodisches Vorgehen

Vor dem beschriebenen Hintergrund zum
Stand der Forschung ergaben sich für
unser Projekt folgende Fragestellungen:

Wie zufrieden sind Eltern mit Lern-
schwierigkeiten mit der Unterstützung,
die sie aktuell erhalten bzw. früher er-
halten haben, und wie beurteilen sie ihre
gesamte Lebenssituation? 

Aus Sicht der betroffenen Familien
sollten die spezifischen Unterstützungs-
bedürfnisse der Eltern und Kinder
erkundet werden. Schwerpunkt unse-
res Interesses war neben der Qualität
der professionellen Unterstützung die
familiäre Lebensqualität (Familiy Qua-
lity of Life) und das soziale Netz der
Eltern, da diese Bereiche – wie bereits
dargestellt – für das Gelingen einer
Elternschaft von hoher Bedeutung sind.
Ebenso interessierten uns die Erfahrun-
gen der Familien mit dem Jugendamt,
insbesondere bezüglich der Fremdplat-
zierung eines Kindes – eine Erfahrung,
die nach wie vor viele Eltern mit 
Lernschwierigkeiten machen müssen.
Aus den erhobenen Ergebnissen soll-
ten Konsequenzen zur Verbesserung
vorhandener oder zur Entwicklung
neuer Unterstützungskonzepte formu-
liert werden.

Dem Grundgedanken folgend, dass
selbst betroffene Menschen die besten
Expert(inn)en ihrer Situation sind, ar-
beiteten wir im Sinne einer inklusi-
ven Forschung (vgl. BUCHNER u. a.
2011, 6f.) in unserem Projekt mit zwei
Müttern mit Lernschwierigkeiten zu-
sammen. Die Realisierung dieses inklu-
siven Forschungsansatzes konzentrier-
te sich auf drei Arbeitstreffen im Vorfeld
der Datenerhebung; nach der Erhebungs-
phase fand ein letztes Treffen zur ge-
meinsamen Beurteilung der erhobenen
Ergebnisse statt. Inhaltlich bezog sich
die Partizipation der Teilnehmerinnen
vor allem darauf, sich mit den von den
hauptamtlichen Forscherinnen einge-
brachten Materialien und Fragen ausei-
nanderzusetzen, was zur Verbesserung
der Interviewkonzeption und zu inte-
ressanten Überlegungen für die Aus-
wertung führte. Für eine aktivere, selbst
fragende (forschende) Beteiligung wären
erheblich mehr Treffen erforderlich ge-
wesen, um sich in den ungewohnten
Rollen zurecht zu finden. Dies hätte lei-
der den zeitlichen und finanziellen Rah-
men des Projekts gesprengt.

Für die Durchführung der Interviews
wurde ein Erhebungsinstrumentarium
entwickelt, in dem verschiedene Me-
thoden kombiniert werden. Dabei ach-
teten wir auf die Benutzung der Leich-
ten Sprache einschließlich non-verbaler
Kommunikationsmittel. Ergänzend zum
Leitfadengestützten Interview, welches
neben einer Erzählaufforderung zum
freien Erzählen mehrere detaillierte
Einzelfragen zu den Bereichen „kind-
bezogene Hilfen“, „Hilfen im Alltag“
und „familiäre Lebensqualität“  umfasste,
arbeiteten wir zur Erhebung des so-
zialen Netzwerkes mit einer Netzwerk-
karte, Bildkarten sowie einer Smiley-
Skala. Ebenso nahmen wir bei der
Erhebung verschiedener Methoden der
professionellen Unterstützung Bildkar-
ten und eine Smiley-Skala zu Hilfe.

Durch das Zurückgreifen auf ver-
schiedene Hilfsmittel wollten wir unse-
ren jeweiligen Interviewpartner(inne)n
ermöglichen, sich über unterschiedliche
Modalitäten mitteilen zu können. Da-
durch erhofften wir uns, Missverständ-
nisse und evtl. auftretende Unsicherhei-
ten in der Kommunikation minimieren
zu können. 

Durchführung und 
Auswertung der Interviews

Um Einblick zu bekommen in verschie-
dene Lebenssituationen sollte eine mög-
lichst heterogene Gruppe von Eltern
mit Lernschwierigkeiten befragt werden.
Somit wurden bei der Suche nach In-

terviewpartner(inne)n folgende Merk-
male berücksichtigt:

> Form der Betreuung (ambulant oder
stationär)

> Lebensform der Eltern (allein oder
gemeinsam erziehend)

> Wohnort der Kinder (bei den leibli-
chen Eltern oder fremdplatziert)

> Alter der Kinder
> gleichmäßige Verteilung der Inter-

views auf verschiedene Orte

Insgesamt kamen 22 Interviews in
zehn norddeutschen Städten bzw. Ge-
meinden der Bundesländer Schleswig-
Holstein, Niedersachen, Hamburg und
Brandenburg zustande. Allen Interview-
ten gemeinsam ist das Eingebundensein
in ein Hilfesystem, das entweder expli-
zit Eltern mit Lernschwierigkeiten un-
terstützt oder Betreutes Wohnen für
Menschen mit geistiger Behinderung
und/oder Sozialpädagogische Famili-
enhilfe anbietet. Bis auf zwei sind die
Einrichtungen Mitglied in der BAG
Begleitete Elternschaft.

Die Interviews konnten alle zuhause
bei den Familien durchgeführt werden.
Da wir uns bei der Konzeption der Stu-
die bewusst dafür entschieden, keine
Fremdaussagen zur Ergänzung hinzu-
zuziehen, sondern die subjektive Sicht
der Interviewten in den Mittelpunkt zu
stellen, baten wir die Eltern bzw. die
vermittelnden Fachkräfte im Vorfeld
darum, auf die Anwesenheit einer ver-
trauten Unterstützungsperson zu ver-
zichten. Um evtl. Befürchtungen oder
Leistungsängste soweit möglich auszu-
räumen, klärten wir unsere Interview-
partner(innen) zu Beginn der Inter-
views über Sinn und Zweck der Unter-
suchung auf und wiesen auf die Punkte
Freiwilligkeit, Schweigepflicht und
Anonymisierung hin. 

Alle Interviews wurden mitgeschnit-
ten, anschließend verschriftlicht und –
bis auf wenige Passagen, die für die Fra-
gestellung nicht relevant waren – wört-
lich transkribiert. Die erhobenen Daten
wurden kategorisiert und quantitativ
ausgewertet, ergänzend wurden Zitate
aus den transkribierten Interviews hin-
zugefügt. Für die qualitative Auswer-
tung wurden markante Themen der In-
terviews herausgearbeitet und einzelne
Fallvignetten erstellt.

Im Folgenden werden die für die Fra-
gestellungen relevanten Hauptergebnis-
se der Interviews dargestellt.
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Ergebnisse der Interviews

Ergebnisse zur Untersuchungsgruppe

Die Zusammensetzung der Untersu-
chungsgruppe lässt sich in Tabelle 1 ab-
lesen.

Die 22 Familien haben insgesamt 39
Kinder; ihr Alter und Wohnort ist in
Tabelle 2 ersichtlich.

Zu erkennen ist, dass 14 der 39 Kin-
der (fast 36 %) nicht bei ihren leibli-
chen Eltern leben, sondern fremdplat-
ziert sind. Hierunter sind auch einige
Geschwisterkinder, so dass insgesamt
acht der 22 Familien von einer Fremd-
platzierung eines oder mehrerer Kinder
betroffen sind. 

Unsere Ergebnisse zur psychosozia-
len Situation der Eltern wurden nicht
ausdrücklich erfragt, sondern ergaben
sich aus dem freien Interviewteil und

stellen somit eine Mindestgröße dar. Sie
bestätigen Ergebnisse vorangegangener
Untersuchungen, wonach Eltern mit
Lernschwierigkeiten oftmals aus Her-
kunftsfamilien mit vielfältigen Belastun-
gen kommen und häufig kein intaktes
Elternhaus erlebt haben (vgl. z. B. LLE-
WELLYN & McCONNELL 2010; PIXA-
KETTNER & BARGFREDE 2004).
Gut ein Viertel der Elternteile unserer
Untersuchungsgruppe lebt mit einer
Körperbehinderung oder einer chroni-
schen Erkrankung, etwas mehr als ein
Drittel der Elternteile berichten von
einer psychischen Belastung/Erkran-
kung bzw. von ihrer Psychiatrieerfah-
rung und/oder einer Suchtproblematik
und mindestens sieben der 22 Mütter,
also fast ein Drittel, sind nach eigenen
Angaben von Gewalterfahrungen sei-
tens der Väter ihrer Kinder betroffen.
Fast 60 % der Eltern haben selbst eine
problematische Herkunft (z. B. alko-
holabhängige Eltern, frühe Trennungs-
erfahrungen, eigene Heimaufenthalte). 

Auf einige Eltern treffen mehrere der
genannten Punkte zu, so dass es zu einer
Kumulierung von Risikofaktoren kommt.
Dies bestätigt, dass der Faktor „Eltern
mit Lernschwierigkeiten“ selten isoliert,
sondern in vielen Fällen in Kombination
mit anderen Risikofaktoren auftritt.

Ergebnisse zur Zufriedenheit 
mit der professionellen 
Unterstützung

Insgesamt bezeichnet sich die große
Mehrheit der von uns befragten Eltern
als zufrieden mit der Hilfe, die sie aktu-
ell erhält. Diese grundsätzliche Zufrie-
denheit könnte Ausdruck einer gewis-
sen Dankbarkeit sein, denn den meis-
ten Eltern scheint – insbesondere vor
dem Hintergrund angstbesetzter Erfah-
rungen bezüglich einer (drohenden)
Kindeswegnahme – bewusst zu sein,
dass sie ohne die professionelle Unter-
stützung nicht mit ihren Kindern
zusammen leben dürften bzw. könnten. 
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Tab. 1: Betreuungs- und Wohnform der befragten Familien

Form der Betreuung

ambulant stationär Häufi gkeit Prozent

Mutter allein erziehend 6 6 12 54,5

Eltern gemeinsam erziehend 5 2 7 31,8

Mutter ohne Kind(er) mit neuem Partner 3 0 3 13,6

Häufi gkeit 14 8 22 100

Prozent 63,6 36,4 100

Tab. 2: Alter und Wohnort der Kinder

Wohnort der Kinder

Alter der Kinder leibliche
Mutter

beide
Elternteile

Pfl ege-
familie

Herkunfts-
familie

Heim Häufi gkeit Prozent

0 – 2 Jahre 7 3 0 1 0 11 28,2

3 – 5 Jahre 3 2 2 0 0 7 17,9

6 – 10 Jahre 2 3 3 4 0 12 30,8

ab 11 Jahre 4 1 2 0 2 9 23,1

Häufi gkeit 16 9 7 5 2 39 100

Prozent 41 23,1 17,9 12,8 5,1 100

= 64,1 % = 35,8 %
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In fast einem Drittel der Interviews
wird als ein markantes Thema der
Eltern deutlich, dass die professionelle
Hilfe als Schutz und Sicherheit emp-
funden wird. Dies wird in folgenden
Zitaten zum Ausdruck gebracht: 

„Ja, die Betreuer sind da, und wir
(…) ich hab noch hier ein Schutz,
noch.“

Ein anderer Vater formuliert: 

„Unterstützung da, einfach Unter-
stützung da (…) Also da ist Verlass
da (…) Da hast du schon Hilfen, ne,
also da brauch man sich dann kei-
nen Kopp machen“.

Die meisten Eltern scheinen ausrei-
chend Hilfe bei ihren verschiedenen
elterlichen Aufgaben zu erhalten und
schätzen auch die Unterstützung im
Alltag bis auf wenige Ausnahmen posi-
tiv ein. 

Bei fast der Hälfte der Eltern erfährt
die grundsätzliche Zufriedenheit eine
gewisse Einschränkung. Diese Eltern
thematisieren das Problem, dass die
einerseits erwünschte und benötigte
Hilfe zugleich Kontrolle und eine Ein-
mischung in ihren privaten Bereich dar-
stellt: 

„(…) also ist das mehr oder weniger
auch ein Stück Abhängigkeit (…)
das ist ein blödes Gefühl, ganz ehr-
lich, also, das ist ein total doofes
Gefühl.“ 

Dieses Dilemma wird bei der ambu-
lanten Unterstützung sogar häufiger
problematisiert als bei der stationären.
Vielleicht, weil sich im ambulanten
Bereich die Lebenssituation stärker an
einer gesellschaftlichen Normalität ori-
entiert, in der die Wohnung einen höchst
privaten und geschützten Bereich dar-
stellt. 

In manchen Fällen richtet sich die
Kritik auch gegen die Art und Weise,
wie die Hilfe von bestimmten Fachkräf-
ten geleistet wird. Einige Elternteile
klagen z. B. darüber, dass die Fachkräf-
te, die mit ihnen arbeiten, unterschied-
liche Ansagen machen, so dass es keine
klaren Anweisungen gibt, wie die El-
tern sich in bestimmten Situationen
verhalten sollen. Dies ist für die betrof-
fenen Eltern verwirrend:

„(…) einige hatten gesagt, ich dürfte
stillen, ja, schön, andere sagten, ich
dürfte nicht stillen, da hab ich gesagt,
ja was ist denn nun?“.

Ein Vater formuliert dies so: 

„Und die Betreuer müssten auf jeden
Fall sich mal einklängig sein, was
überhaupt richtig und was falsch ist,
weil jeder hat seine eigene Meinung
hier.“

Teilweise kommt in den Interviews zum
Ausdruck, dass nicht immer der in der
Fachliteratur geforderte individuelle
Zuschnitt auf die Bedürfnisse der
Eltern sowie der akzeptierende und res-
pektierende Umgang mit den Familien
im Vordergrund zu stehen scheint, wie
das folgende Zitat einer Mutter belegt: 

„(…) dass ich gesagt habe, jetzt hörst
du mir mal zu, was ich überhaupt
meine (…) und ich bin noch nicht mal
fertig mit reden, dann denken die
schon was an was anderes. Aber mich
dann erst mal zuhören, das tun die
relativ wenig.“

Ein Vater, dessen Familie nach der
Geburt des Kindes Rund-um-die-Uhr
zuhause betreut wurde, beschwert sich: 

„Einer kam rein ohne zu klopfen, hat,
hat einer �n Schuh vor�n Kopf gekriegt
von mir.“

Bemerkenswert ist, dass sich die
Eltern mit der Hilfe, die sie in der Ver-
gangenheit erhalten haben – z. B. zum
Zeitpunkt der Geburt ihrer nun schon
älteren Kinder – deutlich weniger
zufrieden zeigten als mit der aktuellen
Unterstützung. Über die Hälfte der
Eltern beklagt, dass damals keine oder
keine passende Hilfe verfügbar gewe-
sen sei, was in einigen Fällen zu einer
Fremdplatzierung der Kinder geführt
hat. Hier ist zu vermuten, dass in der
von uns untersuchten Region in den
letzten Jahren eine Verbesserung der
Versorgungssituation eingetreten ist.

Ergebnisse zur familiären 
Lebensqualität (FQoL)

Familiäre Lebensqualität wird bestimmt
durch die finanzielle und berufliche
Situation, Wohnsituation, gesundheitli-
che Situation, Freizeitangebote, Ur-

laubsgestaltung und Weiterbildung für
die Eltern, Teilhabe an Angeboten im
Stadtteil sowie Entlastung der Eltern
(Babysitten). Zu diesen verschiedenen
Bereichen äußern sich die Befragten
überwiegend zufrieden. 

Durchaus überraschend ist die Ein-
schätzung der Eltern bezüglich ihrer
Arbeit in der Werkstatt für behinderte
Menschen, die von mehreren Inter-
viewten als das kleinere Übel gegenüber
einer ansonsten drohenden Arbeitslo-
sigkeit gesehen wird. Ungeachtet des-
sen wird in etlichen Fällen auf Unter-
stützungsbedarf bei der Suche nach
Arbeit auf dem regulären Arbeitsmarkt
hingewiesen, dem offenbar bisher nicht
entsprochen wurde. Ein Vater klingt
resigniert, als er formuliert: 

„Ich würde gern was anderes ma-
chen gerne. Aber wer nimmt mich
durch meine Behinderung?“

Mit ihrer Wohnsituation scheinen
die meisten Eltern zufrieden zu sein.
Für stationär unterstützte Eltern stellt
ihre „Verpflanzung“ in eine andere geo-
grafische Region allerdings ein großes
Problem dar. Dieser Umzug findet meist
nicht freiwillig statt, sondern per Ju-
gendamtsbeschluss aufgrund fehlender
passender Unterstützung vor Ort. Eine
Mutter, die unfreiwillig umziehen muss-
te und unter Heimweh leidet, antwortet
auf die das Interview abschließende
Frage, ob sie noch etwas sagen möchte,
was ihr wichtig ist: 

„Was mir wichtig ist? Dass ich mit
Jette bald wieder zurück möchte
nach meine Heimat!“

Nur gut ein Viertel der Familien gibt
an, allgemeine Freizeitangebote im Stadt-
teil wahrzunehmen. Dies bedeutet, dass
die übrigen Familien kaum am gesell-
schaftlichen Leben außerhalb der sie
unterstützenden Einrichtungen oder au-
ßerhalb ihrer Familien teilhaben. Eine
Mutter formuliert ihren Wunsch nach
mehr Kontakten zu Familien außerhalb
ihrer stationären Einrichtung: 

„Manchmal fänd ich�s auch nett,
wenn andere von außen dazukä-
men. Aber ich hab manchmal das
Gefühl, die trauen sich nicht weil
wir dann etwas Betreute sind. Viel-
leicht haben die auch Angst davor.
Keine Ahnung.“
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Ergebnisse zum Sozialen Netz

Aufgrund der hohen Bedeutung, die
soziale Netzwerke für das Gelingen von
Elternschaft und damit für das Wohler-
gehen der Kinder haben, widmeten wir
diesem Thema besondere Aufmerksam-
keit. In Anlehnung an das vom Familiy
Support & Services Project (2000) ent-
wickelte Verfahren „Support Interview
Guide“ wurden die Anzahl, Bedeutung
und Qualität der sozialen Kontakte der
ausgewählten Familien erhoben. Hier-
für arbeiteten wir mit einer von uns
festgelegten Grundkarte mit vorgegebe-
nen Sektoren (vgl. auch HINTERMAIR
2009, 201):

Abhängig von ihrer persönlichen
Bedeutung wurden die genannten Per-
sonen in den inneren, mittleren oder
äußeren Kreis der jeweiligen Sektoren
einsortiert. Nach dem Ausfüllen der
Netzwerkkarten fragten wir unsere In-
terviewpartner(innen) danach, wie lan-
ge der jeweilige Kontakt schon besteht,
wie häufig er stattfindet und ob der
Kontakt eher positiv oder negativ be-
urteilt wird. Im nächsten Schritt sollten
die genannten Personen einem oder
mehreren der folgenden vier Hilfeberei-
che zugeordnet werden (siehe Abb. 1):

> praktische Hilfe (practical support),
> emotionale Hilfe (emotional support),
> Informationen und gute Ratschläge

(information support)
> gemeinsame Unternehmungen (com-

panionship support).

Um die Beantwortung zu erleich-
tern, wurde für jeden Hilfebereich eine
Bildkarte mit entsprechenden Beispie-
len vorgelegt, von denen die Karte für
den Bereich „emotionale Hilfe“ in Abb.
2 dargestellt ist (copyright der Bilder
Abb. 2: Lebenshilfe Bremen 2013):

Im Ergebnis wird deutlich, dass die
Eltern insgesamt von wenig sozialen
Kontakten (durchschnittlich 12) berich-
ten, wobei der größte Teil auf Familien-
angehörige und Fachkräfte entfällt und
die Netzwerke der Freund(inn)e(n) und
Nachbar(inne)n besonders klein sind.
Einige Eltern nennen keinen einzigen
Kontakt im Bereich der Freund(inn)e(n)
oder im Bereich der Nachbar(inne)n.
Auch hinsichtlich der persönlichen Be-
deutung der Kontakte stehen die Famili-
enangehörigen und Fachkräfte an vor-
derster Stelle. Der hohe Stellenwert von
Fachkräften im Leben der befragten Fa-
milien wird in folgendem Zitat deutlich: 

„Also für mich ist die keine Betreue-
rin, so Art, ich nenn die jetzt nicht
als Betreuerin oder, als Freundin so,
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Abb. 1: Netzwerkkarte
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Abb. 2: Bildkarte „Emotionale Hilfe“

Emotionale Hilfe

Ich kann mich immer auf
die Person verlassen.

Sie hört mir zu,
wenn ich Sorgen habe.

Sie tröstet mich,
wenn ich traurig bin.
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Gabi ist wie Freundin (…) und jetzt
hab ich auch bisschen Angst, oder
so, ich hab Angst, wenn jetzt schon
wieder Betreuungswechsel ist, da-
vor hab ich Angst, ganz große.“

Die Fachkräfte spielen in allen Hilfe-
bereichen eine wichtige Rolle. Sie ste-
hen nicht nur in Alltagsfragen („prakti-
sche Hilfe“ und „Informationen und Rat-
schläge“) an vorderster Stelle, sondern
werden auch im Bereich „emotionale
Hilfe“ fast so häufig genannt wie Fami-
lienangehörige. Freund(inn)e(n) und
Nachbar(inne)n spielen wiederum nur
eine untergeordnete Rolle.

Betrachtet man diese Ergebnisse, so
wird folgendes Dilemma deutlich: Fach-
kräfte spielen im Leben der interview-
ten Familien eine große Rolle, weil die
Familien nicht auf ein unterstützendes
soziales Netzwerk in ihrem persönli-
chen Umfeld zurückgreifen können.
Umgekehrt könnte es aber auch sein,
dass die Eltern kein größeres soziales
Netzwerk entwickeln, weil die Fach-
kräfte in allen Lebensbereichen eine so
große Rolle spielen und einer Erweite-
rung der sozialen Einbindung der Fami-
lien nicht genug Aufmerksamkeit ge-
widmet wird. 

Erfahrungen mit dem Jugendamt

Bei den Erfahrungen mit dem Jugend-
amt muss zwischen aktuellen und frü-
heren Erfahrungen unterschieden wer-
den, da sich hier große Diskrepanzen
zeigen. Während in Bezug auf „frühere“
Erfahrungen eine deutliche Mehrheit
der betroffenen Eltern von diskriminie-
renden oder zumindest ambivalenten
Erfahrungen berichtet, gilt dies bei
„aktuellen“ Erfahrungen nur für zwei
von 14 Eltern. Dementsprechend ist
auch der Anteil der Eltern, die angeben,
Angst vor dem Jugendamt zu haben,
deutlich gesunken (von 15 auf drei der
22 Eltern). 

Eine Mutter beschreibt: 

„Am Anfang von der Schwanger-
schaft hat ich Angst, dass mir sie halt
weggenommen wird durch die Lern-
schwäche (…)“ --- „Und wie hat dann
das Jugendamt reagiert, was haben
Sie für Erfahrungen gemacht?“ ---
„Also, dass es eigentlich kein Grund
ist, mit �ner Lernschwäche einer Mut-
ter das Kind wegzunehmen.“

Es kann vermutet werden, dass so-
wohl ein besserer Informationsstand
hinsichtlich der Elternschaft von Men-

schen mit Lernschwierigkeiten bei den
Jugendämtern als auch die Tatsache,
dass fast alle befragten Eltern (inzwi-
schen) eine Unterstützung durch einen
auf begleitete Elternschaft spezialisier-
ten Dienst erhalten, für die Verände-
rungen ausschlaggebend sind. 

Über die Fremdplatzierungen ihrer
Kinder berichten zwei Drittel der El-
tern, dass sie an der Suche nach einer
geeigneten Unterbringung für die Kin-
der beteiligt gewesen seien, was von den
Eltern als positiv bewertet wird. Die
Tatsache, dass drei Viertel der Eltern an-
geben, regelmäßigen Kontakt zu ihren
fremdplatzierten Kindern haben, kann
als Indikator für einen überwiegend güns-
tigen Verlauf der erfolgten Fremdplat-
zierungen gewertet werden, der auch
für das Kindeswohl von hoher Bedeu-
tung ist.

Schlussfolgerungen 
und Perspektiven

Die von uns befragten Familien beurtei-
len ihre Lebenssituation sowie die ak-
tuelle Unterstützung, die sie in Bezug auf
ihre Elternschaft erhalten, als überwie-
gend positiv. Damit dürften sie sich so-
wohl von den Menschen mit Lern-
schwierigkeiten unterscheiden, die es
bereits vor ein bis zwei Jahrzehnten „ge-
wagt“ haben, Eltern zu werden, als auch
von der großen Gruppe der Eltern mit
Lernschwierigkeiten, deren Familien
nach wie vor in vielen Regionen Deutsch-
lands keine auf ihre Begleitung speziali-
sierte professionelle Unterstützung erhal-
ten, sondern stattdessen mit ungerecht-
fertigten Trennungen konfrontiert sind. 

An einigen Stellen der Interviews
werden Gefühle der Unzufriedenheit
deutlich sowie konkrete Kritikpunkte
formuliert, die angesichts der Tendenz,
dass Menschen mit Lernschwierigkei-
ten in Befragungen oftmals zu Antwor-
ten sozialer Erwünschtheit neigen und
nur zögerlich Kritik äußern, umso
höher zu gewichten sind (vgl. z. B.
HAGEN 2001). 

Die Forderungen, die sich aus den
kritischen Sichtweisen der Befragten
ergeben, beziehen sich sowohl auf die
Möglichkeiten und Grenzen der Teilha-
be der Familien am gesellschaftlichen
Leben als auch auf die professionelle
Unterstützung und sollen abschließend
ausgeführt werden.

Inklusion fördern

Angesichts der kleinen sozialen Netz-
werke und der damit einhergehenden
sozialen Isolation der Familien wird
deutlich, dass in vielen gesellschaftli-

chen Bereichen eine Kultur der Inklusi-
on fehlt. Dies trifft auf die berufliche
Situation der Eltern ebenso zu wie auf
familiäre Freizeitaktivitäten. Menschen
mit Lernschwierigkeiten haben ein
Recht auf Barrierefreiheit in Form von
Informations- und Lernmaterialien in
Leichter Sprache und benötigen mehr
Unterstützung zur Teilhabe an Angebo-
ten und Aktivitäten im Stadtteil.

Darüber hinaus wird in den Inter-
views deutlich, dass Arbeitsmaterialien
in Leichter Sprache auch in der profes-
sionellen Unterstützungsarbeit bislang
wenig genutzt werden. Diese gilt es zu
entwickeln und den Fachkräften und
Eltern für die Zusammenarbeit und
Weiterbildung zur Verfügung zu stellen.

Enge Kooperation aller in einer Familie
tätigen Unterstützungspersonen

In einigen Interviews wird thematisiert,
dass es Unruhe in den Familien verur-
sacht, wenn die verschiedenen Hel-
fer(innen) nicht gut kooperieren. Dies
kann eine abnehmende Kooperations-
bereitschaft seitens der Eltern nach sich
ziehen, die oft den Eltern angelastet
wird anstatt dem nicht funktionieren-
den Hilfesystem.

Abbau von Fremdbestimmung

In mehreren unserer Interviews wird –
neben dem Stolz der Eltern, Kinder zu
haben und das Leben zu meistern – ein
grundlegendes Lebensgefühl von Fremd-
bestimmung und Abhängigkeit deut-
lich. Dies trägt sicherlich zu einer auch
für die Kinder spürbaren Anspannung
des Familienklimas bei. Insbesondere
vor dem Hintergrund der belasteten
psychosozialen Situation vieler Eltern,
die in ihrer eigenen Biografie selbst
wenig Verlässlichkeit, Stabilität und
Wertschätzung erfahren haben, wird
folgendes nachvollziehbar: Transparenz
in der Hilfeplanung und größtmögliche
Einbeziehung der Eltern ist - neben der
Achtung von selbstverständlichen Höf-
lichkeitsregeln und dem Respekt vor
der Privatsphäre einer Person – unab-
dingbare Voraussetzung für eine erfolg-
reiche Unterstützung. In unseren Inter-
views sind wir auf eine erstaunlich gro-
ße Bereitschaft der Eltern gestoßen,
sich von bestimmten Notwendigkeiten
überzeugen zu lassen oder sich damit
zu arrangieren, wenn ihnen die Mög-
lichkeit zur Einsicht gegeben wurde. 

Wenn Eltern das Gefühl haben, die
Kontrolle über das eigene Leben zu
behalten, handlungsfähig zu bleiben und
selbstwirksam zu sein, werden sie dies
auch eher ihren Kindern vermitteln kön-
nen. Somit erhöht sich für die in den
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Familien lebenden Kinder die Chance,
die in der Resilienzforschung als beson-
ders wichtig erkannte Eigenschaft der
Selbstwirksamkeitsüberzeugung zu ent-
wickeln (vgl. z. B. WUSTMANN 2011). 

Ein zentraler Aspekt des Abbaus von
Fremdbestimmung ist die Forderung
nach der Weiterentwicklung bedarfsge-
rechter Unterstützungsmöglichkeiten.
Dies beinhaltet flexibel gestaltete, dem
individuellen Hilfebedarf der Familien
angepasste Hilfsangebote an dem Ort,
an dem die Eltern leben. Unsere Inter-
views bestätigen, dass es nach wie vor
Eltern gibt, die in eine andere Region
umziehen müssen, um ihre Kinder
behalten zu können, weil für sie kein
passendes Unterstützungsangebot vor
Ort vorhanden ist. Diese so genannte
Verpflanzung kann zum Abbruch wich-
tiger sozialer Beziehungen führen und
somit die ohnehin brisante soziale Si-
tuation der Familien noch verschärfen. 

Als sinnvolle Ergänzung der beste-
henden Unterstützungsmöglichkeiten
sollte ein Patenschaftsmodell für Kinder
von Eltern mit Lernschwierigkeiten, das
auf die Bedürfnisse dieser Familie zuge-
schnitten ist, als Angebot in das Hilfesys-
tem aufgenommen werden (vgl. LENZ 
u. a. 2010, 162f.). Ein solches Paten-
schaftsmodell wurde ursprünglich für
Kinder von psychisch kranken Eltern
entwickelt (vgl. Trepte 2008, 83ff.). Es
basiert auf dem Grundgedanken, Fami-
lien ohne ausreichendes soziales Netz-
werk ein verwandtenähnliches, konti-
nuierliches Beziehungsangebot zu bieten,
welches auch kurzfristig in Krisenzeiten
Entlastung schaffen kann. Schwerpunkt
und wesentliche Aufgabe dieser Form
der Unterstützung ist die Gestaltung
eines unbeschwerten Alltags für die Kin-
der an festgelegten Nachmittagen und/
oder Wochenenden. Somit wird den Kin-
dern im Sinne der Resilienzförderung
durch verlässliche Bezugspersonen die
Möglichkeit zusätzlicher außerfamiliärer
Bindungserfahrungen eröffnet. In unse-
ren Interviews wurde bestätigt, dass das
Modell der Patenschaft für einige Müt-
ter/Eltern – trotz gewisser Skepsis seitens
der von uns befragten Eltern, denen das
Konzept bislang weitestgehend unbe-
kannt war – als Unterstützungs- und Ent-
lastungsmöglichkeit in Frage käme.

LITERATUR

BARGFREDE, Stefanie (2008): Unter-
stützungsmöglichkeiten für Eltern mit
geistiger Behinderung in Deutschland.
In: Pixa-Kettner, Ursula (Hg.): Tabu 
oder Normalität? Eltern mit geistiger
Behinderung und ihre Kinder. 
2. Aufl. Heidelberg: Winter, 283–299. 

Beauftragter der Bundesregierung für
die Belange behinderter Menschen
(Hg.) (2010): UN- Behindertenrechtskon-
vention. Übereinkommen der Vereinten
Nationen über die Rechte von Menschen
mit Behinderung, Artikel 23. http://www.
behindertenbeauftragte.de/SharedDocs/
Publikationen/DE/Broschuere_
UNKonvention_KK.pdf__blob=
publicationFile (abgerufen am 17.3.2014).
BUCHNER, Tobias; KOENIG, Oliver;
SCHUPPENER, Saskia (2011): Gemein-
sames Forschen mit Menschen mit 
intellektueller Behinderung. In: Teilhabe
50 (1), 4–10. 
Bundesverband behinderter Eltern e.V.
http://www.behinderteeltern.de/Papoo_
CMS/ (abgerufen am 17.3.14).
Disability, Pregnancy & Parenthood
international http://www.dppi.org.uk/
index.php (abgerufen am 17.3.2014).
Family Support and Services Project
(2000): Support Interview Guide, University
of Sidney. http://sydney.edu.au/health-
sciences/afdsrc/parents/resources/Support
InterviewGuide.pdf (abgerufen am
17.3.2014).
HAGEN, Jutta (2001): Ansprüche an und
von Menschen mit einer geistigen oder
mehrfachen Behinderung in Tagesstätten.
Aspekte der Begründung und Anwendung
lebensweltorientierter pädagogischer For-
schung. Marburg: Lebenshilfe-Verlag.
HINTERMAIR, Manfred (2009): Arbeiten
mit der Sozialen Netzwerkkarte als Mög-
lichkeit vertiefenden Verstehens in For-
schung und Praxis. In: Janz, Frauke & Ter-
floth, Karin (Hg.): Empirische Forschung
im Kontext geistiger Behinderung. Heidel-
berg: Winter, 193–213.
ISAACS, Barry J., et al. (2007): The
International Family Quality of Life Project:
Goals and Description of a Survey Toll. In:
Journal of Policy and Practice in Intellectual
Disabilities 4(3), 177–185.
Lebenshilfe Bremen (2013): Leichte
Sprache – Die Bilder. Marburg: Lebenshilfe-
Verlag.
LENZ, Albert u. a. (2010): Familie leben
trotz intellektueller Beeinträchtigung.
Begleitete Elternschaft in der Praxis. 
Freiburg im Breisgau: Lambertus-Verlag.
LLEWELLYN, Gwynnyth; McCONNELL,
David (2010): Looking Back on Their Own
Upbringing. In:Llewellyn, G. et al. (Hg.):
Parents with Intellectual Disabilities. Past,
Present and Futures. Chichister, 33–47. 
McCONNELL, David, et al. (2008):
„Healthy Start.“ A National Strategy 
for Parents with Intellectual Disabilities
and their Children. In: Journal of Policy
and Practice in Intellectual Disabilities 
(5) 194–202.
McGAW, Susan (2004): Parenting 
Exceptional Children. In: Hoghughi, M. 
& Long, N. (Hg.): Handbook of Parenting.
Theory and research for practice. London,
213–236.

Parenting Research Centre: Healthy
Start. A national strategy for children of
parents with learning difficulties. http://
www.healthystart.net.au/ (abgerufen am
17.3.2014).
PIXA-KETTNER, Ursula; BARGFREDE,
Stefanie (2004): Elternschaft von Men-
schen mit geistiger Behinderung – ein
soziales Problem? In: Wüllenweber, Ernst
(Hg.): Soziale Probleme von Menschen mit
geistiger Behinderung. Fremdbestimmung,
Benachteiligung, Ausgrenzung und so-
ziale Abwertung. Stuttgart: Kohlhammer,
78–88.
PIXA-KETTNER, Ursula (2007): Eltern-
schaften von Menschen mit geistiger
Behinderung in Deutschland: Ergebnisse
einer zweiten bundesweiten Fragebogen-
erhebung. In: Geistige Behinderung 46
(4), 309–321.
PIXA-KETTNER, Ursula; ROHMANN,
Kadidja (2012): Besondere Familien –
Welche Unterstützung brauchen Eltern
mit Lernschwierigkeiten und ihre Kinder?
Forschungsbericht der Universität Bremen
& Kroschke Stiftung für Kinder. http://
www.behinderte-eltern.de/pdf/Forschungs
projekt.pdf (abgerufen am 17.3.14).
Through the Looking Glass
http://www.lookingglass.org/home 
(abgerufen am 17.3.2014).
TREPTE, Horst-Volkmar (2008): Paten-
schaften und Psychoedukation für Kinder
psychisch kranker Eltern. In: Lenz, Albert
& Jungbauer, Johannes (Hg.): Kinder und
Partner psychisch kranker Menschen.
Belastungen, Hilfebedarf, Interventions-
konzepte. Tübingen: dgvt-Verlag, 81–90.
WUSTMANN, Corina (2011): Resilienz.
Widerstandsfähigkeit von Kindern in
Tageseinrichtungen fördern. 3. Aufl. 
Berlin: Cornelsen-Verlag. 

Das beschriebene Forschungsprojekt der
Universität Bremen über „Besondere Fa-
milien“ ist von Prof. Ursula Pixa-Kettner
gemeinsam mit der Autorin konzipiert
und durchgeführt worden (vgl. PIXA-
KETTNER & ROHMANN 2012). Ursula
Pixa-Kettner konnte das Projekt, aus dem
die Ergebnisse dieses Aufsatzes stammen,
noch zu Ende führen, die Arbeit an die-
sem gemeinsamen Artikel aber konnte
sie nicht mehr beenden. Sie starb am
12.12.2013 nach langer Krankheit.

Finanziell gefördert wurde das Projekt
von der Kroschke Stiftung für Kinder.

Die Autorin:

Kadidja Rohmann

Diplom-Pädagogin, Familienpädagogin 
im Bereich der Unterstützten Elternschaft
der Lebenshilfe Bremen 

Kadidja.Rohmann@gmx.de@

i

127



128

PRAXIS UND MANAGEMENT Teilhabe 3/2014, Jg. 53

PRAXIS UND
MANAGEMENT

Viele Wege führen nach Rom. Dies gilt
auch für ältere Menschen mit Behin-

derung, die in den Ruhestand gehen. Sie
wählen, wenn ihnen Möglichkeiten hier-
zu eingeräumt werden, sehr unterschied-
liche Wege, die zum Ziel eines selbstbe-
stimmt gestalteten Ruhestandes führen.
Dies ist das zentrale Ergebnis der Pro-
jekte, die von der Baden-Württemberg
Stiftung gefördert und von uns evaluiert
worden sind. Aufgabe der verschiede-
nen Projekte und deren Evaluation war
nicht nur zu dokumentieren, auf welch
unterschiedliche Weise ältere Menschen
ihren Ruhestand gestalten (wollen) und
lernen, ihren Weg zu finden, sondern
auch Erfahrungen zu sammeln, wie sie
bei ihren diesbezüglichen Versuchen un-
terstützt werden können und unter wel-
chen Voraussetzungen dies zu Erfolgen
führen kann. – Eine umfassende Darstel-
lung der Projekte und der Evaluations-
ergebnisse gibt der Abschlussbericht
(MAIR & OFFERGELD 2014).

Das Älterwerden von Menschen 
als neue Herausforderung 

Dass Menschen mit Behinderung
das Ruhestandsalter erreichen, stellt eine

neue Herausforderung nicht nur für
die Institutionen und Professionen der
Behindertenhilfe sondern auch für die
betreffenden älteren Menschen mit
Behinderung und ihr soziales Umfeld
dar. Zum ersten Mal in der Geschichte
der Behindertenhilfe in Deutschland
erreicht ein größerer Teil des Perso-
nenkreises das Ruhestandsalter, wo-
durch zugleich für viele die lebensge-
staltende Einbindung in Arbeitspro-
zesse und -zusammenhänge wegfällt.
Es stellen sich folglich neue Fragen
(vgl. DIECKMANN & METZLER 2013):
Über welche (Lern-)Fähigkeiten verfü-
gen ältere Menschen mit Behinderung
(noch)? Inwieweit sind sie durch (mög-
licherweise sich kumulierende) alters-
und behinderungsspezifische Beein-
trächtigungen eingeschränkt? Welche
Lebensperspektiven sind für sie lei-
tend? Oder verlieren diesbezügliche
Differenzen zu anderen Bevölkerungs-
gruppen mit zunehmendem Alter an
Bedeutung, da andere Faktoren, wie 
z. B. körperliche und psychische Re-
silienz, verlässliche soziale Bindungen
und Unterstützungsarrangements sehr
viel entscheidender für das aktuelle
Wohlergehen werden?

| Teilhabe 3/2014, Jg. 53, S.128 – 134

| KURZFASSUNG Berichtet wird über die Ergebnisse der Evaluation von dreizehn Pro-
jekten, die ältere Menschen mit Behinderung gefördert, begleitet und qualifiziert haben,
um ihnen eine selbstständige Gestaltung ihres Ruhestandes zu ermöglichen. Das Ergeb-
nis ist evident: Jeder muss seinen eigenen Weg finden und ist auf diesem seinen Weg in
geeigneter Weise zu unterstützen. Hierbei sind vielfältige Hemmnisse und Hindernisse
nicht nur auf Seiten der Betroffenen sondern auch im sozialen Umfeld zu bewältigen.

| ABSTRACT Supporting of elderly persons with disability during transition into
retirement. This article presents results from the evaluation of thirteen projects aiming
to enable elderly persons with disabilities to a self-determined life in retirement by provi-
ding individual support and qualification opportunities. The findings are evident: Each
individual needs to find his or her own way and should be supported adequately in doing
so. Constraints and barriers exist both in regard to individual requirements as well as to
the social environment.

Unterstützung von älteren Menschen
mit Behinderung beim Übergang in 
den Ruhestand

Helmut Mair Jana Offergeld



All diese Fragen werden im Rahmen
der Projekte und deren Evaluation je-
doch nur indirekt beantwortet. Es wird
gezeigt, was ältere Menschen mit Be-
hinderung wollen und können, wenn
ihnen entsprechende Möglichkeiten er-
öffnet werden, und welche Formen der
Unterstützung förderlich sind, damit sie
ihren Weg finden und gehen können.
Nicht nur die älteren Menschen mit
Behinderung selbst, sondern auch die
Behindertenhilfe als soziales Hilfesys-
tem sieht sich mit der Herausforderung
konfrontiert, Neuland betreten zu müs-
sen (Neuland entdecken 2004). 

Skizzierung der evaluierten Projekte

Die Heterogenität der Projekte, ihrer
Konzeptionen und Träger ist nicht wei-
ter verwunderlich – Eine ausführliche
Selbstdarstellung der Projekte findet
sich im Anhang des Abschlussberichts
(MAIR & OFFERGELD 2014). Die
untersuchten Projekte repräsentieren
eine große Bandbreite von mehr oder
weniger erfolgversprechenden Wegen.
Dennoch haben die meisten Projekte
die gleichen Aufgabenschwerpunkte
gewählt, auf die sich deren Evaluation
konzentriert. Bei acht der insgesamt
dreizehn Projekte richtet sich der
Fokus auf die individuelle personenbe-
zogene Begleitung, bei fünf liegt der
Schwerpunkt auf der Durchführung
von Qualifizierungsangeboten für die
Zielgruppe. Auch die Ausgangsvoraus-
setzungen sind vielfältig: Vier Träger
sind seit Langem in der Region mit sta-
tionären Einrichtungen und zusätzli-
chen ambulanten Hilfeangeboten für
Menschen mit Behinderung etabliert.
Fünf Träger bieten für diese vorrangig
oder ausschließlich ambulante Unter-
stützungs-, Beratungs- und Freizeitan-
gebote an. Bei zwei Projekten sind Kom-
munen Träger und bei einem eine
Werkstätte. Auch die Zielgruppen vari-
ieren: Bei der Mehrheit der Projekte
dominieren Menschen mit geistiger
Behinderung. Zwei Projekte sind aus-
schließlich auf ältere Menschen mit
einer psychischen Behinderung und ein
Projekt vorrangig auf etwas jüngere
Menschen mit einer schweren Körper-
oder Mehrfachbehinderung (mit alten
Eltern) konzentriert. Insgesamt lebt die
Mehrheit trotz ihres Alters außerhalb
stationärer Einrichtungen. Auch im Hin-
blick auf die Konzepte unterscheiden
sich die Projekte: Bei denjenigen, die im
Schwerpunkt personenbezogene Beglei-
tungen durchgeführt haben, orientieren
sich einige an spezifischen Konzepten,
wie Zukunftsplanung, Bildung von Tan-
dems mit ehrenamtlichen Begleitern,
Wohnen in Gastfamilien, während sich
andere an Konzepte des Case- oder Care-
Management (vgl. ROTERS & MÖLLER

2006) anlehnen. In den Projekten, die
schwerpunktmäßig Qualifizierungsver-
anstaltungen durchgeführt haben, wer-
den zum Teil längerfristige Seminarrei-
hen, die mit Teilnehmenden entwickelt
worden sind, für eine konstante Teil-
nehmergruppe angeboten, teilweise aber
auch offene Veranstaltungen durchge-
führt, die sowohl für ältere Menschen
mit Behinderung als auch für ehren-
amtliche und professionelle Unterstüt-
zer, Angehörige und sonstige interes-
sierte Personen offen sind und ihnen
eine Plattform des Austauschs und des
wechselseitigen Kennenlernens bieten
sollen. Eines haben jedoch alle Projek-
te gemeinsam: Sie entwickeln in ihrem
Verlauf ihre Konzepte im Hinblick auf
ihre Fälle bzw. Teilnehmenden fortwäh-
rend weiter; sie experimentieren, wie
für diese eine vermehrte selbstständige
Lebensführung und soziale Teilhabe zu
erreichen sowie ein soziales Netzwerk
aufzubauen ist, das ihnen Zugänge zu
neuen (Sozial-)Räumen, d. h. Kontakt-
möglichkeiten und Tätigkeitsfelder er-
öffnen kann. In allen untersuchten Pro-

jekten ist, wie in anderen ähnlichen
Projekten (vgl. WACKER 2013), „So-
zialraumorientierung“ Programm (vgl.
MAIR & OFFERGELD 2014, Teil B),
das weitreichende gesellschaftspolitische
Veränderungsprozesse erforderlich mach-
t(e), wie SCHULZ-NIESWANDT (2013)
moniert. 

Ziele und Maßnahmen im Rahmen 
der personenbezogenen Begleitung 

Die folgende Darstellung konzentriert
sich auf die Skizzierung der fallspezifi-
schen Handlungsziele und Maßnah-
men, die von den Projekten, die diesen
Schwerpunkt gewählt hatten, entwi-
ckelt und erprobt worden sind. Insge-
samt sind 72 Begleitprozesse durchge-
führt und evaluiert worden. Die Grund-
lage für die Evaluation bilden die
Dokumentationen der Begleitprozesse
(die verwendeten Dokumentationsbögen
finden sich im Anhang des Abschluss-
berichtes), die von den „Fallverant-
wortlichen“ in Rücksprache oder ggf.
gemeinsam mit dem begleiteten Teil-
nehmenden (TN) möglichst zeitnah aus-
zufüllen und uns zuzusenden waren. In
Anlehnung an Konzepte des Case Ma-
nagement umfasste der Dokumenta-
tionsbogen fünf Teile: Assessment ein-

schließlich Ressourcen- und Fähigkeits-
analyse; Zielfindung; Planung der Ziel-
erreichung; Maßnahmen der Durchfüh-
rung; Ergebnisüberprüfung. Diese Ver-
laufsprozesse sind für jede Person aus-
gewertet und sodann je nach Ziel-
setzung unterschiedlichen Fallgruppen
(zum Vorgehen s. MAIR & OFFER-
GELD 2014, Teil E.I. Kap. 5) zugeord-
net worden. Insgesamt werden ausge-
hend von den leitenden Handlungszie-
len sieben Fallgruppen gebildet. Zwar
sind viele Fälle mehreren Fallgruppen
zuzuordnen, aber diese zeichnen sich
jeweils durch ein spezifisches Bündel
von Maßnahmen und Interventionen
aus. Da diese in der überwiegenden
Mehrzahl eine Erweiterung sozialer
Kontaktmöglichkeiten und individuel-
ler Betätigungsfelder, sowie damit ver-
knüpft die Bewältigung des Übergangs
in den Ruhestand und das Gewinnen
von ehrenamtlichen Unterstützern zum
Ziel hatten, konzentrieren sich die fol-
genden Darstellungen und Erörterun-
gen vornehmlich auf die diesbezügli-
chen Praxen.

Soziale Kontakte 
(wieder-)herstellen/ausweiten

Die Erweiterung der Sozialkontakte der
Senior(inn)en wird in der überwiegen-
den Mehrheit der Fälle anvisiert. Um
welche Kontakte es sich dabei handelt,
variiert je nach konkreter Vereinbarung.
Einige Senior(inn)en äußern detaillier-
te Wünsche, zu welchen Personen sie
gerne (wieder) mehr Kontakt hätten,
hier werden insbesondere Angehörige
genannt. Anderen TN soll es nach Ende
der Erwerbstätigkeit ermöglicht wer-
den, weiterhin in Kontakt zu den ehe-
maligen Kolleg(inn)en zu bleiben, oft
durch die Teilnahme an werkstattinter-
nen Veranstaltungen und Ausflügen. In
den meisten Fällen geht es jedoch um
die Schaffung neuer sozialer Kontakte
oder Netzwerke. Es sollen vor allem
Beziehungen zu Menschen ohne Be-
hinderung außerhalb des Hilfesystems
ermöglicht werden. Dabei werden im
Großteil der Projekte primär zwei Stra-
tegien verfolgt: Einerseits sollen die
älteren Menschen mit Behinderung in
bestehende (Freizeit-)Angebote, insbe-
sondere solche, die sich speziell an
Senioren richten, in die Gemeinde ver-
mittelt werden und so neue Kontakte
außerhalb der gewohnten Lebenswelt
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Es sollen vor allem Beziehungen zu Menschen 
ohne Behinderung außerhalb des Hilfesystems
ermöglicht werden.



knüpfen können. Andererseits sollen
durch die Vermittlung ehrenamtlicher
Begleitungen solche Kontaktmöglich-
keiten geschaffen werden. Darüber hi-
naus sind in einigen Projekten inklusive
Angebotsstrukturen, beispielsweise in
Form inklusiver Ausflüge, Gesangsgrup-
pen, Theaterbesuche usw. entwickelt
worden, durch die die Beteiligten mit
anderen Menschen mit und ohne Be-
hinderung in Kontakt und Austausch
treten können. In einigen Fällen wer-
den zu diesem Zweck Gruppengesprä-
chen initiiert, wo sich die Beteiligten
mit anderen über ihre Erfahrungen mit
dem Älterwerden austauschen können.
In einigen Projekten werden die TN
allerdings auch in einrichtungsinterne
tagesstrukturierende Angebote vermit-
telt. In den meisten Fällen werden vor
einer Kontaktanbahnung Gespräche mit
einzelnen Kontaktpersonen und den TN
über mögliche Hemmnisse geführt.

(Frei-)Zeitgestaltung optimieren

Die Zielsetzungen „Soziale Kontakte
(wieder-)herstellen/ausweiten“ und
„(Frei-)Zeitgestaltung optimieren“ wer-
den häufig parallel verfolgt. Bezogen
auf letztere konzentrieren sich die Maß-
nahmen überwiegend auf die Akquise
entsprechender Angebote. In den meis-
ten Fällen werden entweder entspre-
chende Anbieter in der Umgebung
gesucht oder eigene Angebote entwi-
ckelt, an denen Menschen mit und
ohne Behinderung teilnehmen können.
Die Vermittlung in einrichtungsinterne
Angebote, die ausschließlich auf die
eigenen Heimbewohner ausgerichtet
sind, wird hingegen selten dokumen-
tiert. Der Fokus richtet sich auf externe
Angebote, z. B. Strickgruppen für Senio-
r(inn)en, Kurse der Volkshochschule,
Chöre oder tagesstrukturierende Maß-
nahmen, die von Alten- und Pflegehei-
men in der Umgebung angeboten wer-
den sowie auf offene Treffs, die z. T. im
Rahmen der Projekte als inklusive
Angebote entwickelt worden sind, wie
z. B. Veranstaltungen in einem Mehrge-
nerationenhaus oder gemeinsame Fahr-
rad- und Bahnreisen zu Ausflugszielen
in der Umgebung. Zwar wird die initia-
le Kontaktaufnahme und die Abspra-
che mit externen Anbietern primär von
den Projektmitarbeiter(inne)n über-
nommen, aber dem gehen i. d. R. Ge-
spräche mit dem Teilnehmenden voran.
Dabei wird gemeinsam eruiert, welche
Interessen und Hobbies gerne (wieder)
aufgenommen würden sowie welche
Befürchtungen und Ängste bezüglich
der Teilnahme an Angeboten außerhalb
der gewohnten Lebenskontexte existie-
ren. Nach dem Ausfindig-Machen eines
passenden Angebots werden häufig Pro-
betermine vereinbart, welche die TN oft

in Begleitung wahrnehmen. Auch im
weiteren Verlauf bleibt der Kontakt der
Begleitpersonen zu den jeweiligen An-
bietern meist bestehen. Auch die Zu-
sammenarbeit mit dem professionellen
Netzwerk der TN in ihrem Arbeits- und
Wohnumfeld sowie Absprachen mit
rechtlichen Betreuern und Leistungs-
trägern werden häufig als ergänzende
Maßnahmen formuliert. Die Vermitt-
lung von ehrenamtlichen Unterstützen-
den ist eine weitere wichtige Strategie,
um TN die Nutzung von kulturellen
und Freizeit-Angeboten innerhalb der
Gemeinde zu erleichtern. Mit ihnen
werden in einigen Projekten gemeinsa-
me Reisen oder Tagesausflüge geplant.
In einigen Fällen werden Ausflüge zu
Orten unternommen, die für einzelne
Personen biografisch bedeutsam sind.
Neben solchen freizeitbezogenen Akti-
vitäten werden Maßnahmen und Schrit-
te vereinbart, die sich auf die Unterstüt-
zung der TN bei der Strukturierung des
Alltags beziehen: Es werden Wochen-
pläne erstellt und unternommene Akti-
vitäten in Tagebüchern festgehalten oder
es wird das Übernehmen von Aufgaben
innerhalb der Wohnumgebung verein-
bart; denn viele TN äußern explizit das
Bedürfnis, ihre neu gewonnene freie
Zeit aktiv und sinnvoll für sich und ihr
Umfeld zu nutzten. In einigen wenigen
Fällen können für TN ehrenamtliche
Tätigkeitsbereiche außerhalb des eige-
nen Wohnumfelds gefunden werden.

Thema Ruhestand bearbeiten

In vielen Begleitungen wird deutlich,
dass das Thema Ruhestand bei älteren
Menschen mit Behinderung Unsicher-
heiten und Ängste und damit Abwehr-
verhalten auslöst. Einige Senior(inn)en,
die aktiv angesprochen und zur Teil-
nahme am Projekt eingeladen worden
sind, weigerten sich zunächst, sich mit
dem Ende der eigenen Erwerbstätigkeit
zu befassen. Daher wird die Ermögli-
chung einer bewussten (und behutsamen)
Auseinandersetzung mit dem eigenen
Ruhestand, mit den dadurch erzwunge-
nen Veränderungen der Lebenskontex-
te und möglichen emotionalen Proble-
men in vielen Fällen als besonderes Ziel
formuliert. Die häufigste Strategie auf
diese Herausforderung zu antworten,
besteht in der Organisation von Schu-
lungs- und Fortbildungsangeboten für
die älteren Menschen mit Behinderung.
So organisieren beispielsweise zwei Pro-

jektträger in Zusammenarbeit mit einer
Werkstätte eine Schulungsreihe, in die
viele der begleiteten TN vermittelt wer-
den. Außerdem werden neben Einzel-
gesprächen mit den TN Treffen mit
informellen Unterstützenden durchge-
führt. Auch Kontakt- und Austausch-
möglichkeiten zwischen älteren Men-
schen mit Behinderung werden initiiert,
beispielsweise im Rahmen von Früh-
stückstreffen, die von TN selbst organi-
siert werden, oder einer „Experimental-
gruppe“, die gegründet worden ist, da-
mit (ehemalige) Werkstatt-Beschäftigte
gemeinsam mögliche Freizeitangebote
und -aktivitäten in ihrem Umfeld re-
cherchieren und diesbezügliche Defizi-
te thematisieren.

Ehrenamtliche gewinnen/stützen 

Die Suche nach Ehrenamtlichen (EA)
wird sowohl als Ziel als auch als Maß-
nahme im Hinblick auf andere Ziele
genannt. Teilweise werden detaillierte
Angaben dazu gemacht, wie sich die
Suche gestaltet: durch Zeitungsannon-
cen, Flyer und Poster oder durch die
Kontaktaufnahme zu bestehenden eh-
renamtlichen Netzwerken. Neben der
Suche nach passenden ehrenamtlich
engagierten Personen spielt aber auch
die kontinuierliche Begleitung nach der
Vermittlung eine wichtige Rolle. So
werden gemeinsame Treffen mit den
älteren Menschen mit Behinderung und

EA organisiert und beide Seiten regel-
mäßig nach ihrer Zufriedenheit gefragt.
In der Regel begleitet eine EA eine(n)
Senior(in)1. Im Hinblick auf die Suche
und Vermittlung von EA wird häufig
die Zusammenarbeit mit anderen Pro-
fessionellen dokumentiert. Dabei han-
delt es sich i. d. R. um Mitarbeiter(innen)
im Wohnumfeld oder Kontaktpersonen
andernorts. Die Aufwandsentschädi-
gungen für die ehrenamtlichen Begleit-
personen werden in den meisten Fällen
als zusätzliche Betreuungsleistungen
über die Pflegeversicherung oder im
Rahmen des persönlichen Budgets fi-
nanziert.
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Einige Senior(inn)en weigerten sich zunächst, sich mit
dem Ende der eigenen Erwerbstätigkeit zu befassen.

1 Es gibt aber auch Ausnahmen: So haben sich
z. B. in einem Fall zwei ältere befreundete
Frauen mit einer Behinderung dafür entschie-
den, nach einer gemeinsamen ehrenamtlichen
Begleitperson zu suchen. In anderen Projekten
engagieren sich mehrere Ehrenamtliche für
eine Einzelperson, z. B. innerhalb von Unter-
stützerkreisen im Rahmen der Persönlichen
Zukunftsplanung.



Gesundheit/Mobilität fördern

Eine Sonderstellung hat das Thema
Gesunderhaltung und Förderung der
Mobilität im Alter. Hier stehen primär
individuelle Verhaltensweisen bezüg-
lich Ernährung, Bewegung, Verhinde-
rung von psychischen und physischen
Beschwerden und der Zugang zur
(haus-)ärztlichen Versorgung im Vor-
dergrund. Zu etwa gleichen Anteilen
werden die TN hierfür entweder in
externe Angebote außerhalb der Behin-
dertenhilfe oder in trägerinterne Ange-
bote vermittelt. Dabei handelt es sich
vor allem um Schulungen zu den The-
men Ernährung und Gesunderhaltung
im Alter sowie um Sportgruppen für
Senior(inn)en. Häufig sind die Betref-
fenden selbst an der Suche nach exter-
nen Anbietern beteiligt. Die inklusiven
Sportangebote bestehen aus begleiteten
Radtouren und Wanderungen. Auch
hier ist, wie in allen anderen vorge-
nannten Fallgruppen, die Organisation
des Transports zu den externen Ange-
boten und die Sicherstellung der Kos-
tenübernahme durch die Leistungen
der Pflegeversicherung oder das per-
sönliche Budget eine wichtige Bedin-
gung zur Erreichung der Ziele.

Zusammenfassung und Diskussion

Auch wenn die Gruppe der begleiteten
älteren Menschen mit Behinderung
relativ heterogen ist – knapp die Hälfte
von ihnen ist beispielsweise noch in
Arbeit, die anderen sind bereits im Ru-
hestand – sind die Herausforderungen,
die im Rahmen der personenbezogenen
Begleitung anstehen, sehr ähnlich. Es
mangelt Menschen mit Behinderung im
Alter verstärkt an sozialen Kontakten,
die ihren Bedürfnissen und Vorausset-
zungen genügen und ihnen – zumindest
in einem bescheidenen Rahmen – eine
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben
ermöglichen. Es fehlen ihnen zugäng-
liche passende Räume, die ihnen Ge-
legenheiten gewähren, gemäß ihren
Fähigkeiten und Interessen ihre (Frei-)
Zeit zu gestalten, d. h. selbst zu bestim-
men, wo, wie und mit wem sie diese
verbringen. Diese Defizite werden je-
doch nicht in allen Fällen in gleicher
Weise offensichtlich. Die, die in bestän-
digen stationären Wohn- oder/und Ar-
beitskontexten eingebunden sind, ver-
fügen dadurch i. d. R. über mehr Ge-
legenheiten zu regelmäßigen sozialen
Kontakten und Möglichkeiten der Frei-
zeitgestaltung innerhalb dieses begrenz-
ten institutionellen Rahmens. Demge-
genüber sind all die, die ohne eine sol-
che Einbindung relativ selbstständig ihr
Leben gestalten (müssen), sehr viel mehr
damit konfrontiert, selbst für Kontakt-
und Freizeitmöglichkeiten zu sorgen.

Sie stoßen dabei viel eher an eigene
Grenzen und an Ausgrenzungen durch
das soziale Umfeld. Je mehr die Versor-
gung durch institutionelle Angebote
wegfällt, umso eher entstehen Proble-
me oder besser: werden diese sichtbar.
Wie die Fallverläufe deutlich machen,
stehen die Mitarbeiter(innen), die die
älteren Menschen mit Behinderung
begleiten, vor einer schwierigen, oft
paradoxen Aufgabe: Sie sollen Proble-
me auf der Ebene der Person bearbei-
ten, obwohl die eigentlichen Gründe,
die ihre Teilnahme behindern, auf einer
anderen Ebene liegen. Sie können i. d. R.
nur die von ihnen begleiteten älteren
Menschen mit Behinderung dabei un-
terstützen und sie befähigen, attraktive
Kontakte und passende Tätigkeitsfelder
zu erschließen und solche zu versteti-
gen. Hierauf konzentriert sich das Gros
der Anstrengungen und der Maßnah-
men, die vereinbart werden. Hierfür
haben sie – mit viel Einfallsreichtum –
ein beachtlich breites Spektrum von
Maßnahmen entwickelt, die sie in vie-
len Fällen zu einem fallspezifischen
Bündel von Maßnahmen verbunden
haben. Alle Projektmitarbeiter(innen)
haben offensichtlich die Erfahrung
gemacht, dass in vielen Fällen nur dann
Fortschritte erzielt werden können,
wenn von mehreren Seiten förderliche
Bedingungen geschaffen werden. Eine
unverzichtbare Voraussetzung ist jedoch
in allen Fällen, dass ihnen eine Zusam-
menarbeit mit den TN gelingt. Den-
noch bewegen sich die Erfolge trotz
vielfältigen Anstrengungen erzwunge-
nermaßen oft in einem überschaubaren
Rahmen, wie insbesondere die Ein-
schätzungen der TN belegen. Sie beant-
worten die Frage, ob sich ihnen im Rah-
men der Projekte bessere Möglichkei-
ten des Zugangs zu neuen Räumen und
Kontakten im Umfeld eröffnet haben,
eher skeptisch. 

Qualifikationsangebote – 
Lernziele und Methoden

Die Projekte, die schwerpunktmäßig
Qualifizierungsveranstaltungen durch-
führten, formulierten für die unter-
schiedlichen Lerneinheiten Curricula.
In diesen wurde vorgegeben und erläu-
tert, mit welchen Lerninhalten und
Methoden bestimmte Lernziele erreicht
bzw. welche Kompetenzen vermittelt
werden sollten. Insgesamt wurden 49
Lerneinheiten evaluiert, die sich im
Hinblick auf ihre Lernziele und deren
Operationalisierung sowie auf die
Inhalte und Methoden teilweise be-
trächtlich unterscheiden, was sich ins-
besondere durch die unterschiedlichen
zeitlichen Rahmenbedingungen und
Zusammensetzungen der TN-Gruppen
erklären lässt. Grundlage der Evaluati-

on bilden zum einen die meist ausführ-
lichen Curricula zu den einzelnen
Lerneinheiten sowie die Erhebungen
zu Teilnehmerprofilen und -interessen
zu Beginn, zum anderen die abgefrag-
ten Beurteilungen der Teilnehmenden
und Veranstaltenden nach Abschluss
der Lerneinheiten. (Die hierbei verwen-
deten Frage- und Beurteilungsbögen
sind im Anhang des Abschlussberichtes
zu finden) Alle Curricula beschränken
sich nicht allein auf die Vermittlung
von relevantem Wissen; durch die Teil-
nahme an den Kursen sollen die Men-
schen mit Behinderung (und die weite-
ren TN) Kompetenzen erwerben und 
z. T. auch einüben, um lebensphasen-
spezifische Herausforderungen bewäl-
tigen zu können. Die überwiegende
Mehrzahl der durchgeführten Veran-
staltungsangebote kann folgenden Lern-
zielbereichen zugeordnet werden:

Soziale Kontakte erweitern/vertiefen

Auch bei den Qualifizierungsveranstal-
tungen ist die Verbesserung sozialer
Kontaktmöglichkeiten und -fähigkeiten
das häufigste Thema, dem sich alle Pro-
jekte auf unterschiedliche Weise wid-
men. Hierbei steht entweder die Pflege
bereits bestehender persönlicher Bezie-
hungen und Netzwerke oder die Frage
im Mittelpunkt, wie neue Freundschaf-
ten und Netzwerke aufgebaut werden
können. Teilweise dient das Angebot
selbst explizit als Kontakt-Plattform für
die Vermittlung von Sozialpaten oder 
-partnerschaften sowie für die Bildung
von interessenspezifischen Gruppen. In
einigen Lerneinheiten liegt der Fokus
auf der Beziehung der Menschen mit
Behinderungen zu ihren Eltern und
Geschwistern. Die TN sollen befähigt
werden, mit diesen auch über Tabuthe-
men, speziell das Älterwerden der El-
tern, und die damit verbundenen Ängs-
te und Wünsche sprechen zu können.
Themenübergreifend sollen den TN ele-
mentare Grundregeln der Kommunika-
tion und Gesprächsführung vermittelt
werden. Zudem sollen sie motiviert
werden, ihre Kompetenzen zu erkennen,
zu üben und zu nutzen. Als Methoden
werden hierbei Gruppenarbeit und Rol-
lenspiele eingesetzt, es werden aber
auch einführende Vorträge zum Kom-
munikationsverhalten angeboten. In ei-
nigen länger währenden Seminarreihen
werden die TN dazu angeregt, über ihre
Freundschaften und Beziehungen zu
reflektieren. Zu diesem Zweck erstellen
die TN persönliche „Circle of friends“–
Schaubilder, die ihre derzeitigen Freund-
schafts- und Unterstützungsnetzwerke
abbilden. Außerdem werden ihnen Mög-
lichkeiten vorgestellt, neue soziale Kon-
takte zu knüpfen, beispielsweise im
Rahmen des Besuchs einer Freund-

131

PRAXIS UND MANAGEMENT
Unterstützung von älteren Menschen mit Behinderung beim Übergang in den Ruhestand

Teilhabe 3/2014, Jg. 53



schaftsbörse oder durch die Vorstellung
offener Treffs für Senior(inn)en und
anderer (Seminar-)Angebote zum Thema
Freundschaft/Partnerschaft. Neben dem
Wissen über entsprechende Anlaufstel-
len sollen auch Kompetenzen, die für
die Aufrechterhaltung freundschaftlicher
Beziehungen grundlegend sind, z. B.
die Erkenntnis, dass Freundschaft auf
Wechselseitigkeit beruht, vermittelt und
bestehende Einstellungen reflektiert
werden. Methodisch wird auch hierbei
vor allem auf Gruppengespräche und
Rollenspiele zurückgegriffen.

Kompetenzen für eine gelungene 
Teilnahme schaffen

Eng verknüpft mit dem vorgenannten
Lernziel ist das Lernziel, den TN Quali-
fikationen zu vermitteln, die für eine
gelingende Teilnahme an den Qualifi-
zierungsangeboten vorausgesetzt werden.
Wie solche Kompetenzen zu gewähr-
leisten sind, ist in allen Veranstaltun-
gen, vor allem in den ersten Treffen, ein
zentrales Thema. Hierbei wird insbe-
sondere der Umgang der TN unterei-
nander und mit der Kursleitung thema-
tisiert. In einigen Kurseinheiten werden
hierzu gemeinsame Kursregeln (einan-
der ausreden lassen, sich gegenseitig
zuhören, sich anderen z. B. in Form
von Ich-Botschaften mitteilen usw.) vor-
gestellt, besprochen und z. T. eingeübt.
Daneben wird in allen Seminarreihen
zu Beginn dafür Sorge getragen, dass
eine positive, vertrauensvolle Gruppen-
atmosphäre und ein Gemeinschaftsge-
fühl untereinander entstehen können.
Hierfür werden beispielsweise Kennen-
lernspiele und offene Blitzlichtrunden
zu Beginn der jeweiligen Treffen durch-
geführt. Ebenso werden zu Beginn die
Erwartungen der TN und die Zielset-
zungen der Veranstalter(innen) geklärt.
Zudem wird meist versucht, die TN an
der Auswahl der zu behandelnden The-
men und bei der Planung ihrer inhaltli-
chen und methodischen Behandlung
(z. B. durch die gemeinsame Erstellung
eines Themenbaums) zu beteiligen. In
allen Seminarreihen mit mehreren Lern-
einheiten werden Kursmappen erstellt
und regelmäßig aktualisiert, sodass die
TN die Inhalte der einzelnen Treffen
kontinuierlich nachverfolgen können.

Den Ruhestand planen

Neben der Verbesserung sozialer Kon-
taktmöglichkeiten und -fähigkeiten bil-
det der bevorstehende oder bereits er-
folgte Übergang in den Ruhestand ein
zentrales Thema. Ziel ist, eine positive
Perspektive auf die Zukunft und somit
eine positive Grundhaltung gegenüber
dem eigenen Alter(n) zu schaffen. Im
Rahmen der Kurse sollen die TN in die

Lage versetzt werden, eigenständige
Entscheidungen hinsichtlich ihrer wei-
teren Lebensplanung zu treffen, ihre
persönlichen Bedürfnisse und Wün-
sche zu identifizieren und zu reflektie-
ren. Inhaltlich stehen in der Regel die
Fragen nach der Freizeit- und Alltags-
gestaltung nach Beendigung der Er-
werbstätigkeit sowie der Pflege sozialer
Kontakte im Vordergrund. Methodisch
lehnen sich viele Angebote an die Zu-
kunftsplanung nach DOOSE (2011)
oder ähnliche Konzepte an und nutzen
entsprechende Materialien, beispiels-
weise das Interessenprofil „Mein per-
sönlicher Lebensweg“. In einem Pro-
jekt wird im Rahmen der Planung des
Ruhestands das Konzept der Lebens-
phasenassistenten, d. h. einer Beglei-
tung durch Ehrenamtliche in den und
im Ruhestand vorgestellt.

Die Freizeit (im Ruhestand) gestalten

Eng mit dem vorangegangenen Thema
verknüpft ist die Frage nach der Frei-
zeitgestaltung. Zum einen geht es um
eine Informationsvermittlung über ver-
schiedene Möglichkeiten von Freizeit-
aktivitäten, zum anderen sollen die TN
zu einer kritischen Auseinandersetzung
mit der eigenen Freizeitgestaltung ange-
regt und zum Ausprobieren neuer Akti-
vitäten motiviert werden. Als Einstieg
wird in allen Curricula das Bewusst-
werden bzw. die Identifizierung eigener
Wünsche und Interessen gewählt. Hier-
bei werden vor allem Methoden aus der
Biografiearbeit und der Zukunftspla-
nung eingesetzt. Ausgehend von bereits
vorhandenen oder früheren Interessen
und Hobbies sollen die TN neue Mög-
lichkeiten der Freizeitgestaltung ken-
nenlernen und ihre Ideen probeweise
umsetzen. Diese Umsetzung wird ent-
weder im Rahmen der Kurse (z. B. durch
die Erstellung eines Wochen- und Akti-
vitätenplans) geprobt oder durch die
gezielte Vermittlung an externe Ange-
bote oder Besuche (z. B. einer Senio-
rentagesstätte oder der Volkshochschu-
le) angestoßen. In einigen Lerneinhei-
ten steht auch ein Mobilitätstraining
zur Erreichung neuer Freizeitangebote
auf dem Plan oder es werden interes-
senspezifische Kleingruppen außerhalb
der Veranstaltungstermine initiiert.

Auseinandersetzung mit der eigenen
Lebensgeschichte ermöglichen 

Die Lebensgeschichten der TN werden
in allen Veranstaltungsangeboten zum
Thema gemacht. Die Auseinanderset-
zung mit der eigenen Biografie hat eine
mehrfache Funktion (vgl. OSBORN,
SCHWEITZER & TRILLING 2012): In
erster Linie zielt die Aufarbeitung der
eigenen Lebensgeschichte auf die Stär-
kung des Identitäts- und Selbstbewusst-
seins ab. Sie soll die TN befähigen, eige-
ne Stärken und Fähigkeiten (wieder) zu
entdecken – auch, um eigene Interessen
und Wünsche für die Zukunft besser
formulieren zu können. Zum anderen
soll durch die gemeinsame Bearbeitung
prägender lebensgeschichtlicher Erfah-
rungen im Kurs das Interesse füreinan-
der und für die persönlichen Hinter-

gründe des einzelnen geweckt werden.
In einigen Kurseinheiten wird außerdem
eine Reflexion über die eigenen Vorstel-
lungen von Freundschaft, Partnerschaft
und Geschlechterrollen angeregt. Für
die Umsetzung bedienen sich alle Pro-
jektträger verschiedener Methoden aus
der Biografiearbeit: Erarbeitung per-
sönlicher Steckbriefe und Lebensbäu-
me, Darstellung sogenannter Lebensli-
nien oder die Bearbeitung spezifischer,
biografisch relevanter Erfahrungsepiso-
den (z. B. Weihnachten). In allen Pro-
jekten sind für die Umsetzung interakti-
ve Veranstaltungsformen, insbesondere
die Gruppenarbeit, gewählt worden. In
einigen Projekten gab es auf Wunsch
Einzelgespräche mit den TN zu ausge-
wählten lebensgeschichtlichen Themen.

Die Gesundheit im Alter erhalten

Gesundheit im Alter machen ebenfalls
alle Projekte in ihren Angeboten zum
Thema. Auch hierbei wird nicht nur die
Vermittlung von Faktenwissen über ent-
sprechende Erkrankungen und Beein-
trächtigungen sowie über medizinische
und präventive (Behandlungs-)Möglich-
keiten angestrebt, sondern auch eine
Erweiterung von Handlungskompeten-
zen: die TN sollen die eigenen Alte-
rungsprozesse erkennen können und
lernen, ihren Gesundheitszustand zu
erhalten bzw. zu verbessern. Die ange-
strebte Befähigung zum gesunden Altern
konzentriert sich dabei vor allem auf
Aspekte der Ernährung und körperli-
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Die Teilnehmenden sollen in die Lage versetzt 
werden, eigenständige Entscheidungen hinsichtlich
ihrer weiteren Lebensplanung treffen zu können.



chen Fitness. Hierzu werden praktische
Übungen organisiert, beispielsweise ge-
meinsames gesundes Kochen, Sport-
übungen (Gymnastik, Yoga), Erstellen
einer persönlichen Vorsorge-Checkliste
oder Übungen zur Sturzprävention. Im
Hinblick auf geistige Fitness werden
mit einer Fachkraft Formen des Ge-
dächtnistrainings und Gehirnjoggings
erprobt. In einem Projekt wird eine
eigene Veranstaltung speziell zum The-
ma Demenz angeboten. Hierdurch sol-
len den TN, neben der Wissensvermitt-
lung über das Krankheitsbild, Ängste
im Umgang mit Menschen mit Demenz
sowie vor einer eigenen Erkrankung
genommen werden und ein Überblick
über bestehende Therapiemöglichkei-
ten und Unterstützungsangebote gege-
ben werden; vor allem aber sollen prak-
tische Tipps für die Kommunikation
und Interaktion mit Betroffenen ver-
mittelt werden. Vereinzelt werden auch
die Themen Patientenverfügung, recht-
liche Betreuung und Vorsorgevollmacht,
meist unter Hinzuziehung externer Re-
ferenten, behandelt.

Das wohl eindrücklichste Ergebnis
ist, dass die TN aller Kurseinheiten in
der abschließenden Bewertung über-
einstimmend äußern: Sie hatten und
haben Interesse und Spaß zu lernen
und sie möchten deshalb auch künftig
mit anderen zusammenkommen und
gemeinsam lernen. Ebenso wird deut-
lich: Ist das Interesse für bestimmte
Themen geweckt, wollen sie hierzu 
i. d. R. mehr erfahren. Den Projekten
bzw. Veranstalter(inne)n ist es gelun-
gen, Themen anzubieten und Lerngrup-
pen zusammenzubringen, die ein ge-
meinsames Lernen und anregendes
Miteinander ermöglicht haben. Diese
positive Beurteilung wird dadurch un-
terstrichen, dass in allen Projekten die
weit überwiegende Mehrheit der TN
weiter gleiche oder ähnliche Veranstal-
tungen besuchen möchte. Die entschei-
dende Motivation für den Besuch sol-
cher Veranstaltungen ist nach den
Rückmeldungen der Teilnehmenden
klar erkennbar: Sie möchten (weiter)
mit anderen, die gleiche Themen und
Interessen haben, zusammenkommen
und mit ihnen zusammen Neues ken-
nenlernen, gemeinsame Aktivitäten pla-
nen und unternehmen sowie sich über
ihre Erfahrungen, Probleme und Zu-
kunftsvorstellungen austauschen. Dies
gilt für alle Kurseinheiten und -reihen,
obwohl diese ein breites Spektrum an
Themen abdecken. Allerdings beurtei-
len viele TN den vorgegebenen zeitli-
chen und thematischen Rahmen oft als
zu starr und eine Übertragbarkeit des
Gelernten als fraglich. Jedenfalls wün-
schen sich viele TN mehr praktische
Übungen (z. B. Rollenspiele zur Kon-

taktaufnahme oder zur Planung von
Aktivitäten mit anderen) sowie häufiger
Begegnungen mit anderen Personen in
anderen Kontexten im Umfeld.

Schlussfolgerungen und Ausblick

Die evaluierten Projekte haben – das ist
offensichtlich – sehr unterschiedliche
Ideen, Konzeptionen und Praxen her-
vorgebracht, wie die Selbstbestimmung
von älteren Menschen mit Behinderung
und ihre Teilhabe zu fördern ist. Diese
Vielfalt der Wege hat Gründe:

Erstens sind die individuellen Aus-
gangsvoraussetzungen der älteren Men-
schen mit Behinderung – das wird in
allen Projekten und im Vergleich der
verschiedenen Projekte deutlich – sehr
heterogen.

Zweitens haben die Ziele Selbstbe-
stimmung und Teilhabe für jeden älte-
ren Menschen mit Behinderung unter-
schiedliche Bedeutung; sie werden vom
einzelnen je nach biografischen Erfah-
rungen, gegenwärtigen Herausforde-
rungen und Optionen für die Zukunft
anders akzentuiert. Es wäre paradox, für
sie bestimmen zu wollen, was Selbstbe-
stimmung bedeutet.

Drittens unterscheiden sich die
Handlungsspielräume der Institutio-
nen und die Handlungskompetenzen
der Mitarbeiter, die ältere Menschen
mit Behinderung begleiten oder qualifi-
zieren, in vielerlei Hinsicht: aufgrund
der Ausstattung und Vernetzung der
Anbieter sowie der Qualifikation der
Mitarbeitenden und Teams. Diese zeich-
nen sich durch unterschiedliche Erfah-
rungen, Vorlieben und Ambitionen aus
und sie wollen und sollten diese zur
Geltung bringen, auch wenn bestimmte
fachliche Standards selbstverständlich
gültig bleiben müssen.

Viertens differieren die sozialräum-
lichen Gegebenheiten. Es bestehen un-
terschiedliche Traditionen, Machtver-
hältnisse, Infrastrukturen sowie Poten-
tiale bürgerschaftlichen Engagements;
es gibt lokal spezifische Vernetzungen,
aber auch Konkurrenzverhältnisse zwi-
schen Institutionen und Angeboten
innerhalb der Behindertenhilfe und da-
rüber hinaus.

Unter Bezugnahme auf die evaluier-
ten Projekte lassen sich daher vier Ori-
entierungs- oder Eckpunkte formulieren:

Erstens sind die individuellen Vo-
raussetzungen der Betreffenden, die un-
terstützt, begleitet oder qualifiziert wer-
den sollen, zu eruieren und zu akzep-
tieren. Hierbei sind vor allem die Res-

sourcen und Potenziale herauszuar-
beiten, die für weitere Planungen und
Vereinbarung grundlegend sein können.

Zweitens ist es unverzichtbar, die
spezifischen individuellen oftmals schwer
erkennbaren Konnotationen von Zielen,
die angestrebt werden, auszuloten. Ein
erfolgversprechender Weg hierzu ist, die
biografischen Erfahrungshintergründe
zu thematisieren und zu beachten.

Drittens sollten sich diejenigen, die
Zielklärungen moderieren, ihrer eige-
nen Interessen vergewissern. Nur dann
werden sie authentisch sein und ihr
eigenes Handeln zur Diskussion stellen
können und dazulernen.

Viertens setzt eine Öffnung von So-
zialräumen voraus, dass die örtlichen
Szenen eingehend erkundet werden
und auf dieser Grundlage ausprobiert
wird, wo sich im sozialen Umfeld
(punktuelle) Gelegenheiten der Begeg-
nung eröffnen und solche auszuweiten
und zu verstetigen sind.

Dies wird langfristig aber nur gelin-
gen, wenn sich die Einrichtungen der
Behindertenhilfe öffnen und ihre Mit-
arbeitenden sich selbst in unterschiedli-
che soziale Szenen vor Ort inkludieren.
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Projekt: Unter Dach und Fach!?
Ein Index für inklusives Wohnen 
in der Gemeinde (2013-2016)

Zielperspektive Inklusion

Die Wohnung ist der Ort, an dem man
seinen Platz für das Leben in der sozia-
len Gemeinschaft findet. Im Grundge-
setz der Bundesrepublik Deutschland
wird u. a. die Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Art. 13, 1 GG) ebenso als unver-
äußerbares Recht zugesichert wie die
„Freizügigkeit im gesamten Bundesge-
biet“ (Art. 11, 1 GG), also die freie Wahl
der Wohnung. 

Die Behindertenrechtskonvention
(UN 2008) fordert „Menschen mit Be-
hinderungen“ wie jedem anderen Bür-
ger auch, das Recht zu sichern, „mit
gleichen Wahlmöglichkeiten wie an-
dere Menschen in der Gemeinschaft zu
leben, […] ihren Aufenthaltsort zu wäh-
len und zu entscheiden, wo und mit
wem sie leben“ (ebd., Art. 19). 

Gab es bis Mitte des vergangenen
Jahrhunderts meist nur abgelegene, gro-
ße Anstalten als ‚Ort zum Leben‘ für
Menschen mit kognitiver Beeinträchti-
gung, so haben verschiedene Träger in
den letzten Jahrzehnten Angebote für
diesen Personenkreis geschaffen, um
im Erwachsenenalter aus ihren Her-
kunftsfamilien auszuziehen, eine mög-
lichst große Eigenständigkeit zu errei-
chen und dabei möglichst im Her-
kunftsort bleiben zu können. Doch
auch diese Wohnmöglichkeiten stellten
oftmals noch von der Nachbarschaft
relativ abgeschlossene Wohneinheiten
dar und gelten – auch im rechtlichen
Sinne – nicht als Wohnung (SCHLUM-
MER & SCHÜTTE 2006). Seit den
1970er Jahren entstanden auch so
genannte Außenwohngruppen. Inzwi-
schen sind das ‚ambulant betreute
Wohnen und weitere Wohnmodelle‘
dazu gekommen. 

Menschen mit kognitiver Beein-
trächtigung sind gemäß der BRK (UN
2008) nicht „verpflichtet […], in beson-
deren Wohnformen zu leben“, alle
haben jedoch ein Anrecht auf Nutzung
„von gemeindenahen Unterstützungs-
diensten […] einschließlich der persön-
lichen Assistenz, die zur Unterstützung
des Lebens in der Gemeinschaft und
der Einbeziehung in die Gemeinschaft
sowie zur Verhinderung von Isolation
und Absonderung von der Gemein-
schaft notwendig ist“ (UN 2008, Art. 19). 

Das Projekt ‚Unter Dach und Fach’

Um die Umsetzung dieses Rechts geht
es in dem Projekt ‚Unter Dach und
Fach‘ der BV Lebenshilfe in Koopera-
tion mit der Pädagogischen Hochschu-
le Heidelberg. Es folgt den Zielen, die
sich die Lebenshilfe in ihrem Grund-
satzprogramm (BV Lebenshilfe 2011)
zum Wohnen gesteckt hat:

> Menschen mit Behinderung können
selbst wählen, wo und wie und mit
wem sie zusammen leben möchten
und wer sie unterstützt. Das Wunsch-
und Wahlrecht gilt auch für Men-
schen mit schwerer Behinderung.
Sie werden dort begleitet und unter-
stützt, wo sie leben. 

> Menschen mit Behinderung sollen
mitten in den Gemeinden wohnen
können. Die Wohnung soll so gestal-
tet sein, wie es ihnen gefällt. 

Konkret geht es darum, dass sich
Organisationen und Gemeinwesen so
weiter entwickeln, dass Menschen mit
Behinderung im Bereich des Wohnens
selbstbestimmt und inklusiv teilhaben
können. 

Dabei soll zugleich ein Instrument
entwickelt und erprobt werden, das die-
se Entwicklungsprozesse anregt, unter-
stützt und voranbringt, ein ‚Index für
Inklusion‘ (vgl. BOBAN & HINZ 2003)
für den Bereich des Wohnens in Verbin-
dung mit kommunalen Angeboten. 

Drei Projektpartner, nämlich die
Lebenshilfe Oberhausen, die Lebens-
hilfe Heidelberg und die Lewitz-Werk-
stätten Parchim, machen sich gemein-
sam auf den Weg zur Weiterentwick-
lung ihrer Wohnangebote und deren
Vernetzung im Gemeinwesen. Sie tun
dies exemplarisch auf der Basis der vor
Ort relevanten Zielsetzungen. Die Er-
fahrungen zum angestrebten Verände-
rungsprozess in den drei Praxisstandor-
ten werden ausgewertet und können als
Beispiele für andere Kommunen gelten.
Die Partner liegen in unterschiedlichen
Regionen: im Süden, im Westen und im
Nordosten der BRD. Bei Parchim han-
delt es sich um eine ländliche Region
und bei Oberhausen und Heidelberg
um mittlere Großstädte. So sollen Er-
fahrungen und Fragen im Prozess
gesammelt, ausgewertet und weiterge-
geben werden, die für Regionen mit ver-



schiedenen sozialen, strukturellen und
ökonomischen Bedingungen Orientie-
rung geben können. 

An jedem Praxisstandort arbeitet
eine Projektgruppe, die diese Entwick-
lung auf den Weg bringt und betreibt. In
den Projektgruppen arbeiten Selbst-
vertreter(innen), Mitarbeiter(innen) der
Wohnanbieter und der Kommunen und
weitere Bürger(innen) zusammen. Je
nach Thema und Bedarf holen sie wei-
tere Personen dazu, beispielsweise Ver-
treter(innen) der Wohnungsbauwirt-
schaft, des ÖPNV, des Gesundheitswe-
sens, aus Schulen und anderen Bildungs-
einrichtungen etc. Zum Projektauftakt
findet bei jedem Partner ein Workshop
statt. Hier wird ein Modell zur Sozial-
raumanalyse eingesetzt, um den aktuel-
len Stand und die Zielsetzungen vor
Ort zu erfassen. Die Entwicklungspro-
zesse laufen daraufhin in der Struktur
der Arbeitsschritte ähnlich, aber in den
konkreten vor Ort fokussierten Zielset-
zungen unterschiedlich ab. 

Am Praxisstandort Heidelberg gibt
es außerdem eine Selbstvertretergruppe
bestehend aus Menschen mit Behinde-
rung, die unterschiedliche Wohnange-
bote der Lebenshilfe nutzen. Die Grup-
pe steht dem Projekt zusätzlich für die
Beratung aus der Nutzerperspektive
zur Verfügung. Die Projektleitung (Bu-
ckenmaier, Klauß, Niehoff und Terfloth)
begleitet die Arbeit der Projektgruppen.
Sie unterstützt diese mit Arbeitsmate-
rialien, organisiert Workshops und do-
kumentiert die Entwicklungsschritte und
Ergebnisse, damit andere sich darüber
informieren können. 

Schließlich werden die Erkenntnisse
aus dem Projekt weitergegeben und zur
Diskussion gestellt durch Fachtagungen,
Veröffentlichungen (auch in leichter
Sprache) und durch die Qualifikation
von Moderator(inn)en, die mit dem zu
entwickelnden Instrument arbeiten.

Ausblick

Im Rahmen des Projekts entsteht eine
Handreichung, wie Entwicklungspro-
zesse von Organisationen der Behin-
dertenhilfe und in der Kommune ge-
staltet werden und verlaufen können.
Dafür wird der Index für inklusives
Wohnen (eine Sammlung von Fragen)
als Instrument erarbeitet, angewandt
und weiterentwickelt. Der Index ent-
steht auf der Grundlage konkreter Ent-
wicklungsprozesse bei den Projektpart-
nern. Inklusion ist kein Zustand, der
irgendwann erreicht sein wird. Es geht
um einen Entwicklungsprozess, der an
jedem Ort anders beginnt und verläuft.
Das Projekt wird nach drei Jahren enden,
die Entwicklungen werden aber nicht
abgeschlossen sein. Es wird – nach
unserer Erwartung – dann mehr Men-
schen geben, die sich zugehörig fühlen
können in ihrem Wohnumfeld, die
selbstbestimmter leben können. Es wird
Anbieter von Wohnmöglichkeiten geben,
die sich in ihrer konkreten Arbeit dem
Ziel der Inklusion angenähert haben. 

Wir sind sicher, dass für die drei Pro-
jektpartner und für alle, die an den Pro-
jektergebnissen partizipieren, Weichen
in Richtung Inklusion gestellt werden
können 

Vom 8. – 9. Dezember 2014 wird in
Marburg eine erste Fachtagung im Rah-
men des Projekts stattfinden. Nähere
Informationen hierzu finden Sie unter:
http://www.lebenshilfe.de/de/fortbil-
dung/veranstaltungen/Index-Inklusi-
on-Wegweiser.php Abgeschlossen wird
das Projekt am 31.7.2016. 
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Projekt LEBEN MIT ZWEI SPRACHEN –
Jugendlichen mit Behinderung zeigen,
was sie können.

Am 1. Mai 2014 startete das Projekt
„Leben mit zwei Sprachen“ im

deutsch-russischen Jugendclub „IUVEN-
TUS“ der Stadt Leipzig. Das von der
Aktion Mensch geförderte Projekt stellt
sich dem weit verbreiteten Klischee der
Unmöglichkeit des erfolgreichen Zweit-
spracherwerbs bei Menschen mit Behin-
derung entgegen. Auf der Basis partizipa-
tiver Methoden erzählen Menschen mit
Behinderung zwischen 14 und 27 Jah-
ren von ihren Erfahrungen und Erleb-

nissen im Umgang mit zwei Sprachen.
Dabei fungieren sie als Expert(inn)en in
eigener Sache. Das Projekt gibt ihnen
die Möglichkeit, sich über Erfahrungen,
Probleme und Bedürfnisse auszutau-
schen, Wertschätzung zu erhalten und
sich ihrer Stärken bewusst zu sein.

Projekt-Hintergrund

Die sprachliche Entwicklung bilingua-
ler Menschen mit Behinderung wird

gewöhnlich von Eltern bzw. Thera-
peut(inn)en oder Lehrer(inne)n einge-
schätzt. Sie selbst erhalten bislang nur
selten die Gelegenheit, als Expert(inn)en
in eigener Sache in Erscheinung zu tre-
ten. Dies zu ändern ist Ziel des Projek-
tes. Das Thema Partizipation ist damit
integraler Bestandteil sowohl auf der
individuellen als auch auf der gesell-
schaftlichen Ebene. Auf der individuel-
len Ebene partizipieren die Teilnehmer
in zweifacher Form: Zum einen sind sie
aktiv an der Durchführung des Projek-
tes beteiligt. Überall dort, wo es sinn-
voll erscheint, übernehmen sie aktiv
Aufgaben und tragen damit zum erfolg-
reichen Ablauf des Projektes bei. Zum
anderen tragen sie das Projekt, in dem
sie ihre Erfahrungen weitergeben und
mit der Öffentlichkeit teilen. Sie treten
in dem Projekt als aktiv Handelnde auf.
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Dabei werden sie sich ihrer sprachli-
chen Biografie bewusst und werden zu
Expert(inn)en in eigener Sache. Dies
trägt wesentlich zu einer Stärkung ihres
Selbstbewusstseins bei. Darüber hinaus
erfahren die Teilnehmenden Wertschät-
zung: sie sind nicht auf das Zuhören
beschränkt, während über sie gespro-
chen und geurteilt wird, sondern die
Menschen hören ihnen zu! Damit hat
das Projekt eine hohe Ausstrahlungs-
kraft und regt auf gesellschaftlicher
Ebene ein Umdenken an. Menschen
mit Behinderung können genauso gut
zweisprachig aufwachsen und stolz
darauf sein wie alle anderen Menschen
auch. Für eine Gesellschaft, die auf Par-
tizipation und Chancengleichheit setzt,
ist dieser Mentalitätswandel dringend
notwendig. Es erhöht die Chancen auf
gesellschaftliche Teilhabe von Menschen
mit Behinderung und leistet einen
wichtigen Beitrag zur Inklusion. 

Ziele des Projekts

Das Hauptziel des Projekts ist, die
Zweisprachigkeit und ihre positiven
Auswirkungen auf Jugendliche mit Be-
hinderung aufzuzeigen, um stereotype
Einstellungen der Gesellschaft gegen-
über Behinderung aufzubrechen und
die Lebensqualität von Menschen mit
Behinderung zu verbessern. Auf der
Basis der konkreten biografischen
Erfahrungen der Projektteilnehmer(in-
nen) wird der Einfluss der Zweispra-
chigkeit auf ihre biografische Entwick-
lung und ihre aktuelle Lebensqualität
aufgezeigt. Zum anderen erfolgt eine
Einschätzung der sprachlichen Kompe-
tenzen von zweisprachigen Menschen
mit Behinderung, wobei diese immer
als Expert(inn)en in eigener Sache fun-
gieren. Vor diesem Hintergrund soll es
möglich sein, folgende Einzelziele zu
erreichen: 

1) Biografiearbeit 

Nachstehende Fragen sollen gemeinsam
mit den Projektteilnehmenden bearbei-
tet werden:

> Wie leben zweisprachige Menschen
mit Behinderung?

> Wie sind sie aufgewachsen?
> Wie war ihre sprachliche Entwick-

lung?
> Welche sozialen Erfahrungen haben

sie gemacht?
> Wie schätzen sie ihr eigenes „sprach-

liches Kapital“ ein?
> Welche Vorteile und welche Schwie-

rigkeiten haben Sie durch ihre Zwei-
sprachigkeit erlebt? 

2) Entwicklung eines 
Sprachenportfolios 

Gemeinsam mit den Teilnehmenden
sollen ihre Sprachkenntnisse in Rus-
sisch und in Deutsch eingeschätzt wer-
den. Es wird ein Kompetenzraster ent-
wickelt und die Fähigkeiten werden in
einem eigenen „Sprachpass“ dokumen-
tiert. Nach Abschluss des Projekts be-
kommt jede(r) Teilnehmende einen per-
sönlichen Sprachen-Koffer: „Ich und
meine Sprache“.

3)Empowerment und Förderung 
von Erfahrungsaustausch

Zweisprachige  Menschen mit sowohl
Migrationshintergrund als auch Behin-
derung werden zusammen gebracht,
um sich über ähnliche Erfahrungen,
Probleme und Bedürfnisse auszutau-
schen. Gemeinsam werden sie sich ih-
rer Stärken bewusst und können sich
gegen die gesellschaftlich verbreitete
Meinung des „Nicht-könnens” entge-
gen stellen. Sie setzen sich für ein aus-
gewogeneres Verständnis von Zwei-
sprachigkeit und Behinderung ein.

4)Aufbrechen stereotyper 
Vorstellungen über 
Bilingualität und Behinderung

Mit diesem Projekt werden alle Eltern
von Jugendlichen mit Behinderung er-
mutigt, nicht auf eine bilinguale Erzie-
hung zu verzichten. Sie ist möglich! 
Die problematischen Bereiche wie z. B. 
die Mundmotorik oder das Kurzzeit-
gedächtnis können dabei durch spe-
zielle Übungen gefördert werden. Eine
bilinguale Erziehung gibt den Jugendli-
chen Selbstbewusstsein, macht sie fit
für die Zukunft und fördert die Eigen-
ständigkeit.

Das Projekt ist für den Zeitraum Mai
2014 – April 2015 geplant. Die Ergeb-
nisse werden voraussichtlich im März
2015 vorgestellt.

Kontakt und weitere Informationen: 

Daria Luchnikova

Vorsitzende des Jugendclubs „IUVENTUS“,
Tel. 0341 97 31 527

daria.luchnikova@uni-leipzig.de
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Leserforum

ERWIDERUNGEN – MEINUNGEN – KRITIK

Anmerkungen zum Beitrag „Zum
Erwerb grundlegender mathemati-
scher Erfahrungen auf elementaren
Etappen der Tätigkeitsentwicklung“

von Kornmann, Reimer 
(Teilhabe 1/2014, Jg. 53, S. 11–18)

Alles Mathe – oder was?

Prof. Reimer Kornmann schreibt in der
Teilhabe 1/14 „Zum Erwerb grundle-
gender mathematischer Erfahrungen auf
elementaren Etappen der Tätigkeitsent-
wicklung“.

Mit wissenschaftlicher Unterstützung
von Prof. Wolfgang Praschak haben wir
ein eigenes Konzept zur Erwachsenen-
bildung von Menschen mit schwerer
geistiger und Mehrfachbehinderung
entwickelt. Daher weckte diese Über-
schrift natürlich unser Interesse. Wir
stutzen bei der Ankündigung, dass Ma-
thematik als Bildungsbereich für Men-
schen mit sehr schwerer geistiger Be-
einträchtigung gelten soll.

Mathematik verstehen wir in unserem
Wikipedia-gestützten Laienverständnis

zwar als „Lehre vom Lernen“, aber eben
auch als „Wissenschaft, welche durch
logisches Denken abstrakte Strukturen
und Muster untersucht“. Und eben von
diesem logischen Denken können wir
bei unserem Klientel nicht ausgehen.

Kornmann stellt in seinem Artikel
schnell klar, dass er den Begriff Mathe-
matik sehr weit fasst. So weit, dass er
nicht nur die Entwicklung mathemati-
scher Konzepte im Rahmen der Tätig-
keitstheorie beschreibt, sondern die
Entwicklung des menschlichen Den-
kens an sich. Mathematik wird als
„Lebensprinzip“ (S. 12, 1. Spalte unten)
definiert. Darauf aufbauend stellt er ein
entwicklungspsychologisches Modell in
Stufen von Tätigkeiten dar, das dem
„State of the Art“ entspricht – ergänzt
jeweils mit dem Bezug auf den Erfah-
rungsbereich Mathematik.

Ein Ansatz, der unsere Arbeit unter
einen neuen Blickwinkel stellt, der
Bewährtes – die lebens- und arbeits-
weltbezogene Bildung für schwer und
mehrfachbehinderte Menschen – mit
neuem „mathematischen“ Denken ver-
knüpft. Körperpflege, Kleidungswech-

sel, Nahrungsaufnahme und andere
Alltagshandlungen sind tatsächlich Fel-
der der gesamten Persönlichkeitsbil-
dung, wenn sie entsprechend ausgestal-
tet werden.

Besonders positiv empfanden wir bei
den Ausführungen Kornmanns, dass
durch den Ansatz der Tätigkeitstheorie
die „Ähnlichkeit der Situation sehr 
junger und älterer Menschen, die voll-
ständig auf Assistenz angewiesen sind“
(S. 14, 1. Spalte, Mitte) einmal so aufge-
zeigt wird, dass dabei kein Bezug auf
ein kleinkindliches Entwicklungsalter
genommen wird. Dieser Ansatz ermög-
licht eine erwachsenen Menschen ange-
messene, respektvolle Beschreibung.

In unserm Konzept der „Lebenslan-
gen Bildung in Kooperation“ (LeBiKo)
hatte das Fach Mathematik bislang
noch keine explizite Stellung, das wer-
den wir ändern. Vielen Dank für den
fachlich interessanten und gleichzeitig
erfrischenden Beitrag! 

Susanne Gruber, Dipl.-Psych.
Dörte Eggers, Leiterin

TFS Harbigstraße, Berlin
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BUCHBESPRECHUNGEN

Iris Johansson

Eine andere Kindheit 
2012. Stuttgart: Urachhaus. 414 Seiten. 24,90 €. ISBN-13: 978-3-8251-7791-1

Iris Johannson, eine Schwedin, die
1945 geboren wurde, beschreibt ihre

autistische Kindheit und Jugend. Als sie
Kind war, sprach in Schweden niemand
von Autismus, aber jeder, der Iris kann-
te, fand sie zurückgeblieben. Das Wort
„geistige Behinderung“, das Ärzte be-
nutzten, gefiel dem Vater nicht und er
konnte sich mit seiner Meinung, dass
seine Tochter „unterentwickelt“ war,
durchsetzen. Das Wort „unterentwi-
ckelt“ ist im Deutschen nicht gebräuch-
lich und ich vermute, dass „zurückge-
blieben“ den Sachverhalt trifft. Der
feinfühlige Vater, der sich mit dem
Mädchen befasste, verschloss seine Au-
gen nicht vor ihrem ungewöhnlichen
Verhalten, aber er spürte intuitiv, dass
hinter der Fassade etwas verborgen lag,
was sich noch entwickeln konnte. Der
Vater glaubte an seine Tochter und
glaubte nicht den Experten, die in Test-
situationen nichts aus seiner Tochter
herausbekamen. Man ließ es nicht zu,
dass der Vater bei Tests anwesend war,
obgleich dieser glaubhaft berichtete,
dass seine Anwesenheit das Mädchen
nicht beeinflusse, aber ihr ermöglichen
werde, zu zeigen, was sie wusste und
konnte. Iris hatte als Schülerin Schwie-
rigkeiten beim Lesen und Schreiben,
was sie auch noch hemmte, als sie die
Universität besuchte. Sie las extrem lang-
sam. In allen Bereichen war sie zufrie-

den, wenn sie dabei sein konnte, ohne
sich beteiligen zu müssen.

Aber man muss noch einmal zurück-
gehen und die gesamte Entwicklung
des Mädchens betrachten. Ihr Lebens-
umfeld auf einem Pfarrhof in Süd-
schweden mit vielen unterschiedlichen
Bezugspersonen begünstigte ihre posi-
tive Entwicklung. Sie lernte menschli-
ches Verhalten in vielen Facetten ken-
nen und lernte in hervorragender Wei-
se, sich in die Gefühle anderer Menschen
zu versetzen. So konnte sie mancher
Person mit Problemen eine hilfreiche
Gesprächspartnerin werden. Ihre empa-
thischen Fähigkeiten nutzte sie als Er-
wachsene beruflich. Bevor sie eine aka-
demische Laufbahn einschlagen konn-
te, arbeitete sie als Frisörin und danach
in der Kinderkrankenpflege. Als sie als
Frisörin arbeitete, erwies sich die Tatsa-
che, dass sie hinter der Kundin stand,
als vorteilhaft für eine gelingende Kom-
munikation. Während dieser Zeit mu-
tierte sie zu einer Meisterin der Kom-
munikation.

Aus heutiger Sicht war Iris ein autisti-
sches Kind mit vielen Besonderheiten in
der Verarbeitung von Sinnesreizen und
schwierigem Kommunikationsverhal-
ten. Von Autisten wird in wissenschaftli-
chen Veröffentlichungen behauptet, sie
hätten ein Problem zu verstehen, was in

dem Gegenüber vor sich geht. Man nennt
diese Schwäche theory of mind. Offen-
sichtlich trifft die theory of mind nicht
für alle Autisten zu. Heute berichten
Autoren, die sich als Autisten geoutet
haben, von vergleichbaren empathischen
Fähigkeiten, wie sie Iris Johansson be-
schreibt. Aber Johansson hat noch an-
dere Fähigkeiten, die schwer nachvoll-
ziehbar sind. Sie kann sich von ihrem
Körper entfernen und sich und andere
Menschen aus dem Abstand betrachten.
Das scheint ein ähnliches Phänomen zu
sein wie das, was Menschen berichten,
die Nahtoderfahrungen haben.

Ich kann in weiten Passagen das
autistische Verhalten der Iris Johans-
son nachvollziehen und darin meine
eigene autistische Problematik wieder-
erkennen. Ihre übersinnlichen Erfah-
rungen teile ich nicht, sehe aber keinen
Grund sie zu bezweifeln.

Das Buch von Iris Johansson ist ein
Baustein zum besseren Verständnis des
Autismus und bestätigt, was andere
autistische Autoren beschrieben haben.
Vor allen Dingen gibt dieses Buch den
Hinweis, dass Annahmen, die man als
gesichert ansah, nicht für alle Autisten
Gültigkeit beanspruchen können. Die
theory of mind sollte dringend unter die
Lupe genommen werden und man soll-
te endlich begreifen, dass normale Test-
anforderungen bei autistischen Kindern
zur Diagnose geistige Behinderung füh-
ren, aber außer Acht lassen, dass es
Denkmöglichkeiten und Lernerfahrun-
gen geben kann, die von Tests nicht
erfasst werden.

Ein überaus lesenswertes Buch.

Dietmar Zöller,
Stuttgart

Andreas Köpfer

Inclusion in Canada  
Analyse inclusiver Unterrichtsprozesse, Unterstützungs-
strukturen und Rollen am Beispiel kanadischer Schulen in den 
Provinzen New Brunswick, Prince Edward Island und Québec. 

2013. Bad Heilbrunn: Klinkhardt. 290 Seiten. 34 €. ISBN 978-3-7815-1917-6

strukturen ein erheblicher Entwick-
lungsbedarf konstatiert werden. Vor
diesem Hintergrund scheint ein Blick
über den eigenen Tellerrand nahelie-
gend. Ein Land, das im Kontext Inklu-
sion von sich Reden gemacht hat, ist
Kanada. 

Andreas Köpfer greift mit seiner Dis-
sertation also eine aktuelle und bedeut-
same Fragestellung auf, die man um-
gangssprachlich so formulieren könnte:
Wie setzt Kanada inklusive Bildung
um, und was können wir im Hinblick
auf die Entwicklung eines inklusiven
Bildungssystems von Kanada lernen?
Diese auf den ersten Blick einfache Fra-
ge entpuppt sich auf den zweiten Blick

Mit der Unterzeichnung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention ha-

ben sich zahlreiche Staaten, darunter
Deutschland, verpflichtet, ein inklusi-
ves Bildungssystem auf allen Ebenen

aufzubauen (vgl. Art. 24 UN-BRK). An-
gesichts der starken Tradition der nach
Behinderungsarten differenzierten Son-
der- bzw. Förderschulen kann Deutsch-
land im Hinblick auf inklusive Bildungs-



als außerordentlich schwierig – ange-
sichts der zu berücksichtigenden kultu-
rellen, sozialen und bildungspolitischen
Unterschiede zwischen den betrachte-
ten Ländern. Köpfer legt mit seiner
knapp 300-seitigen Arbeit eine differen-
zierte Bearbeitung dieser anspruchsvol-
len Fragestellung vor. Die Auswahl
Kanadas und der drei fokussierten Pro-
vinzen begründet Köpfer im Rahmen
der Einleitung mit der 30-jährigen Tra-
dition inklusiver Bildung und Erzie-
hung in Kanada, die die Vermutung
zulässt, „dass sich innerhalb dieser Jah-
re Mechanismen, Routinen und Struk-
turen gebildet haben, die für ein tragfä-
higes und flächendeckendes inklusives
Schulsystem kompatibel sind“ (11). Im
Rahmen der Begriffsklärung dürfte die
bewusste und durchgängig praktizierte
orthographische Abgrenzung ‚inclusi-
on‘ vs. ‚Inklusion‘ und ‚exclusion‘ vs.
‚Exklusion‘, ungeachtet der berechtigten
Intention Bedeutungsgehalte von Be-
griffen nicht a priori mit denen im eige-
nen Bezugssystem gleichzusetzen (vgl.
45), manchen Leser mehr verwirren als
zur inhaltlichen Abgrenzung beitragen.
Bevor die inclusiven Bildungsstruktu-
ren in Kanada auf der Grundlage einer
breiten Literaturanalyse detailreich vor-
gestellt werden, reflektiert Köpfer das
Forschungsvorhaben vor dem Hinter-
grund wissenschaftstheoretischer As-
pekte (besonders ethnographische Feld-
forschung, Bourdieus Sozialtheorie und
Goffmans Kommunikations- und Ver-
haltenstheorie). Die Darstellung der in-
clusiven Bildungsstrukturen ermöglicht
dem Leser einen tiefen Einblick in die
Bildungslandschaft Kanadas. Dabei er-
schweren die unterschiedlichen Inhalts-
aspekte innerhalb der Darstellung der
drei Provinzen das Verständnis für den
Leser. Hier wäre eine Bearbeitung nach

vergleichbaren Inhaltsaspekten dem
Leser dienlich gewesen.

Vor der Darstellung der ethnogra-
phischen Feldstudie steht eine ausführ-
liche, transparente und kritische Dar-
stellung sowie Reflexion der Forschungs-
methodik, besonders der Grounded
Theory Methodology und der Metho-
dentriangulation von teilnehmender
Beobachtung, standardisierten Inter-
views und Forschungstagebuch. Anhand
dieser Methoden gelingt es Köpfer, im
Rahmen seiner Studienaufenthalte in
Kanada, differenzierte Aussagen zu den
auf der Literaturanalyse aufbauenden
und von ihm erstellten „Kernkatego-
rien“ (146) zu generieren, die er am Bild
einer Stufenpyramide veranschaulicht
(vgl. 148–152):

1) Umbau des Schulsystems
2) Verständnis inclusiven Handelns
3) Orientierung an den Bedürfnissen

jedes einzelnen Schülers
4) pragmatische Unterrichtsgestaltung

Unterstützungsstrukturen:

5) direkte Unterstützung für Lehrer
sowie

6) Methods & Resource Team und
7) Inclusion als Aufgabe der gesamten

Schule.

Die mit Hilfe der unterschiedlichen
Methoden gewonnenen Erkenntnisse
komplettieren den Einblick in die ka-
nadische Inclusionspraxis umfänglich.
So stellt dieses Kapitel – neben der 
Literaturanalyse – das Herzstück der
Arbeit dar.

Abschließend reflektiert und disku-
tiert Köpfer – unter Einbezug von Ex-

perteninterviews mit deutschen Akteu-
ren – die gewonnenen Erkenntnisse vor
dem Hintergrund der deutschen Fach-
diskussion um die Entwicklung eines
inklusiven Bildungssystems. Dabei steht
nicht der direkte Vergleich Kanada –
Deutschland im Vordergrund, sondern
die Frage, inwieweit wichtige Erkennt-
nisse der vorliegenden Arbeit Eingang
in die deutsche Fachdiskussion finden
können (vgl. 222). Hier können für den
Bereich der Unterstützungsstrukturen
der Lehrkräfte die ambivalente Rolle
und Funktion der Teacher Assistants
bzw. Schulbegleiter sowie das Potenzial
der Methods & Resource Teams, die es
in Deutschland möglicherweise aus den
Förderschullehrern bzw. Mobilen Son-
derpädagogischen Diensten (MSD) zu
entwickeln gilt, hervorgehoben werden.

Köpfer legt eine Arbeit vor, die für
die deutsche Fachdiskussion um Inklu-
sion genau zur richtigen Zeit kommt.
Und wenngleich sie auf Grund der
Funktion als Qualifikationsarbeit und
nicht zuletzt der Komplexität des Un-
tersuchungsgegenstandes nicht immer
leicht zu lesen ist, so liefert sie doch
zentrale, belastbare Aussagen aus un-
terschiedlichen methodischen Heran-
gehensweisen, die für die Entwicklun-
gen in Deutschland im Hinblick auf
Inklusion einen bedeutsamen Beitrag
darstellen können. So ist dem Buch in
weiten Kreisen der Lehrerschaft, der
Schulverwaltung, der Wissenschaft so-
wie aller an Inklusion Interessierten
große Aufmerksamkeit und weite Ver-
breitung zu wünschen.

Wolfgang Dworschak,
Ludwig-Maximilians-Universität

München
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Gudrun Wansing und Manuela Westphal (Hrsg.) 

Behinderung und Migration. 
Inklusion, Diversität, Intersektionalität. 
2014. Wiesbaden. Springer VS. 361 Seiten.49,99 € ISBN 978-3-531-19400-4. 
E-Book 39,99 € ISBN 978-3-531-19401-1.

wird dies zunehmend als Defizit emp-
funden. Dort steigt das Bewusstsein,
dass die Adressaten – nicht zuletzt durch
Zuwanderung – zunehmend heteroge-
ner geworden sind. Daher wächst das
Interesse daran, Zugangsbarrieren zu
identifizieren und abzubauen und die
Angebotsstrukturen auf die zunehmen-
de Vielfalt abzustimmen. Der Sammel-
band kommt also zur rechten Zeit.

Die sechzehn Beiträge des Buches
sind fünf inhaltlichen Abschnitten zu-
geordnet. Sie umfassen eine Bandbreite
unterschiedlicher (inter-)disziplinärer
Zugänge aus dem Bereich der Erzie-
hungs- und Sozialwissenschaften, der
Sozialen Arbeit sowie der Gesundheits-
und Rechtswissenschaft. 

Der von Gudrun Wansing und Ma-
nuela Westphal herausgegebene

Sammelband betritt wissenschaftliches
Neuland: Die Intersektionalität von
Behinderung und Migration wurde bis-
lang weder empirisch noch theoretisch
systematisch zusammengedacht. 

Der Sammelband fasst die Intersek-
tionalitätsforschung mit Blick auf Mi-

gration und Behinderung ins Auge, wie
sie sich gegenwärtig in verschiedenen
Disziplinen herausbildet. Bislang liegen
nur wenige Arbeiten vor, die Differenz-
kategorien wie nationale oder ethno-
kulturelle Zuschreibungen und andere
Identifikationen in Beziehung setzen.
Von einem interdisziplinären Forschungs-
feld kann noch keine Rede sein. Vor
allem im Bereich der sozialen Praxis



Im ersten Teil zeigen fünf Artikel im
Rückgriff auf sozialwissenschaftliche
Theorien von Inklusion, Diversität und
Intersektionalität unterschiedliche kon-
zeptionelle und theoretische Zugänge
auf. Einführend analysieren die He-
rausgeberinnen, wie Behinderung und
Migration als soziale Kategorien in „je-
weils separaten Diskursen, Strukturen
und Praktiken von Politik und Recht
hergestellt werden“ (ebd. 10). Darüber
hinaus verweisen sie auf Schnittstellen,
die sich aus diesem Wechselverhältnis
ergeben. Abschließend umreißen sie
drei Fragestellungen, die künftig eine
intersektionale Betrachtung von Behin-
derung und Migration leiten sollten: 

1. wie Behinderung und Migrations-
hintergrund in verschiedenen gesell-
schaftlichen Teilsystemen als Kate-
gorien hervorgebracht werden und
interagieren

2. nach Benachteiligungen, die die Ver-
schränkung dieser Kategorien in kon-
kreten Lebensphasen hervorbringen
können

3. die Frage nach der subjektiven Be-
wältigung von Lebenslagen an der
Schnittstelle von Migration und Be-
hinderung 

Dominika Baldin gibt einen präg-
nanten Überblick über die zentralen De-
batten der Intersektionalitätsforschung
und zeigt auf, in welcher Form Behin-
derung bisher (unzureichend) berück-
sichtigt wurde. Sie schlägt einen inter-
sektionalen Mehrebenenansatz als ana-
lytisches Mittel für künftige Forschung
im Bereich Migration und Behinderung
vor. Christine Weinbach widmet ihren
Beitrag einem zentralen Problem der
Intersektionalitätsforschung, den Per-
sonenkategorien und ihrem Verhältnis
untereinander. Sie plädiert für eine kla-
re Rückbindung an gesellschaftstheore-
tisch abgesicherte Kategorien. Clemens
Dannenbeck zeichnet nach, wie der
Inklusionsdiskurs im Feld der Sozialen
Arbeit rezipiert wird und schlägt mit
Perspektive auf den Adressatenkreis von
zugewanderten Menschen eine stärkere
Verschränkung von Inklusions- und
Diversitätsansätzen vor. Den Abschluss
des ersten Teils bildet ein Beitrag von
Elizabeth Tuider. Sie führt Ansätze von
disability studies und queer studies zu-
sammen und schlägt ein dekonstrukti-
vistisches Körperkonzept als Ausgangs-
punkt für eine Diversity-Pädagogik vor.
Dies bleibt allerdings sehr abstrakt.

Der zweite Teil des Buches ist der
Lebenssituation von Menschen mit Be-
hinderung und Migrationshintergrund
und ihren Angehörigen gewidmet. Mat-

thias Windisch gibt einen Überblick
über die Forschungslage zur Lebenssi-
tuation von Menschen mit Behinderun-
gen und Migrationshintergrund. Dabei
weist er auf offene Forschungsfragen
hin und argumentiert für den Lebensla-
genansatz als konzeptionellen Rahmen
für künftige Forschungen. Monika Sei-
fert stellt eine regionale Studie zu Ber-
lin vor, in der es um Teilhabechancen
von Menschen mit türkischem Migrati-
onshintergrund und kognitiven Beein-
trächtigungen geht. Auf dieser Grund-
lage entwirft sie einen sozialraumorien-
tierten Handlungsansatz, der insbeson-
dere die Kooperation und Partizipation
von Migranten und ihren Organisatio-
nen favorisiert, um Teilhabechancen
vor Ort zu verbessern. 

Der dritte Teil beschäftigt sich in
zwei Artikeln mit Aspekten schulischer
Bildung an der Schnittstelle von Migra-
tion und Behinderung. Justin Powell
und Sandra J. Wagner geben einen
Überblick über die Forschungs- und
Datenlage zur schulischen Situation
von Kindern und Jugendlichen aus
zugewanderten Familien. Sie verweisen
insbesondere auf das besondere Risiko
dieser Schüler, als „sonderpädagogisch
förderbedürftig“ eingestuft zu werden
und die Nachteile, die daraus nach
Abschluss der Schule resultieren. Im
zweiten Artikel entwickelt Kerstin Merz-
Atalik Grundzüge der Gestaltung von
Bildungsprozessen, die zur Anerken-
nung herkunftsbedingter Diversität im
Zusammenspiel mit Behinderungen in
Schulen führen könnte. 

Der vierte Teil thematisiert Risiken
und Barrieren beim Zugang zur berufli-
chen Bildung und zum Arbeitsmarkt.
Marc Thielen stellt eine ethnographi-
sche Studie vor, in der untersucht wird,
wie Ausbildungsreife durch pädagogi-
sche Praktiken hergestellt wird. Er
zeigt, dass das Kriterium Migrations-
hintergrund bei der Vermittlung von
berufsbildenden Praktika eine ähnliche
Benachteiligung für den Zugang zum
Ausbildungsmarkt bedeuten kann, wie
eine funktionale Beeinträchtigung. Ma-
rianne Pieper und Jamal Haji Moham-
madi stellen erste Ergebnisse des For-
schungsprojektes „Partizipation mehr-
fach diskriminierter Menschen am
Arbeitsmarkt“ vor. Dies ist gegenwärtig
das einzige empirische Projekt, das den
Zusammenhang zwischen einstellungs-
und umweltbedingten Barrieren bei
den Arbeitsmarktzugängen für Men-
schen mit Migrationshintergrund und
Behinderung untersucht. Ein Autoren-
team der Universität Bielefeld belegt
mit einer versorgungsepidemologischen
Studie, dass für Menschen mit Migrati-
onshintergrund Zugangsbarrieren bei

der Inanspruchnahme von Leistungen
der medizinischen Rehabilitation vor-
liegen. Als Lösungsweg zum Abbau von
Zugangsbarrieren plädieren sie für ein
Diversity-Management im Gesundheits-
wesen. 

Im fünften Teil „Anti-Diskriminie-
rung und Geschlecht“ geht es um die
Intersektionalität aus der Perspektive
von Anti-Diskriminierung. Julia Zins-
meister analysiert das Antidiskriminie-
rungsrecht mit Blick auf Benachteili-
gung aufgrund von Behinderung, reli-
giöser oder ethnischer Zugehörigkeit
und Geschlecht. Die Autorin zeigt
Möglichkeiten auf, wie ein wirksamer
Schutz vor mehrdimensionaler Diskri-
minierung ausgestaltet sein könnte.
Monika Schröttle und Sandra Glam-
meier belegen empirisch die erhöhte
Gewaltbetroffenheit und Verletzlich-
keit von Mädchen und Frauen im Kon-
text von Migration und Behinderung.
Hier besteht weiterer Bedarf an inter-
sektioneller Gewaltforschung. Astrid
Libuda-Köster und Brigitte Sellach
arbeiten auf Basis von Mikrozensusda-
ten Diskriminierungsformen behinder-
ter Frauen mit Migrationshintergrund
heraus. Auch wenn diese Datenbasis
die komplexen Lebensverhältnisse die-
ser Personenkategorie nicht abbilden,
lassen sich Tendenzen einer sich gegen-
seitig verstärkenden Diskriminierung
erkennen. Der letzte Teil schließt mit
einem Beitrag von Petra Flieger, Claus
und Farah Melter, Volker Schönwiese,
die aus der Position persönlicher Betrof-
fenheit einen sowohl authentischen als
auch analytischen Blick auf alltägliche
Diskriminierungserfahrungen, Struk-
turelemente vorhandener Barrieren und
daraus resultierende Reaktionen werfen. 

Leser des Sammelbands erwartet we-
niger eine analytische Zusammenfüh-
rung verschiedener disziplinärer Posi-
tionen als viel mehr eine Vielfalt erster
Ergebnisse, analytischer Überlegungen
und Forschungsdesiderata. Für Wissen-
schaftler, die sich für Intersektionalität
von Migration und Behinderung in-
teressieren, ist das Buch ein Gewinn,
um eigene Fragen weiterzuentwickeln.
Praktiker, die theoretisch fundierte kon-
zeptionelle Vorschläge zur Bearbeitung
der Schnittstelle suchen, kommen da-
gegen nur bedingt auf ihre Kosten. Für
die Zukunft können wir uns einen wei-
teren Band wünschen, der die spannen-
den theoretischen Diskussionen in Pra-
xiszusammenhänge übersetzt. 

Dr. Susanne Schwalgin,
Bundesvereinigung Lebenshilfe 

Berlin
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26. September 2014, Berlin 

Konferenz: Inklusion in der Schule –
und dann? Gleichberechtigter
Zugang zur beruflichen Bildung 
www.fes.de/vera/vera_fb.php

26. – 27.September 2014, Hamburg

Fachtagung „Kunst und Inklusion“
EUCREA

www.eucrea.de

10. – 12. Oktober 14, Bielefeld

Premiere: Invasion!
www.forum-info.de/premiere_invasion/
index.php

17. – 18. Oktober 2014, Nürnberg 

Menschen mit geistiger Behinderung
am Lebensende begleiten
www.hospizakademie-nuernberg.de

20. – 21. Oktober 2014, Berlin 

AAL – Ambient Assisted Living 
Fachtagung der Fachverbände für 
Menschen mit Behinderung
www.cbp.caritas.de

23. – 24. Oktober 2014, Berlin 

DVfR-Kongress: Inklusion braucht
Rehabilitation – Wege zur Teilhabe 
www.dvfr.de

27. Oktober 2014, Bielefeld

Fachtagung Musiktherapie 
für Menschen mit Behinderung 
www.bethel-regional.de

27. – 29. Oktober 2014, Bonn

Fachtagung Berufsverband 
Heilerziehungspflege 
www.hep-bundesverband.de

6. – 7. November 2014, Kassel-Wilhelmshöhe

Jahrestagung DIFGB: Institutionelle
und konzeptionelle Ohnmacht? 
Konsequenzen eines veränderten 
Personenkreises mit dem Etikett 
„geistig behindert“ 
http://difgb.de/fachtagungen.html

11. November 2014, Berlin

Fachtagung: Migration und 
Behinderung: Interkulturalität 
als Chance und Herausforderung 
für die Heilerziehungspflege
http://bag-hep.de

21. – 22. November 2014, Kassel 

Seminare „Leichte Sprache 
ist für alle Menschen gut“ 
info@leicht-ist-klar.de

24. November 2014, Köln 

Bauen im Fokus der Inklusion 
http://das-jahr-der-aktionen.de/14-verantwortung-
wahrnehmen-bauen-im-fokus-der-inklusion/

Ahrbeck, Bernd

Inklusion – Eine Kritik 
2014, Stuttgart: Kohlhammer. 160 Seiten. 22,99 €

Benz, Kathrin; Bolender, Annemarie; Tritzschak,
Dirk; Bewohnerinnen, Bewohner; Mitarbeitende

„Aussortiert – 
leben außerhalb der Gesellschaft“ 
2014. Nieder-Ramstädter Diakonie. 208 Seiten.
24,00 €

Brentrup, Martin; Geupel, Brigitte

Familien – Leben – Stärken!
2014. Borgmann Medi: 108 Seiten. 18,80 €

Halfar, Bernd; Moos, Gabriele; Schellberg Klaus

Controlling in der Sozialwirtschaft
2014. Baden-Baden: Nomos: 289 Seiten. 44,00 €

Häußler, Anne; Tuckermann, Antje; Kiwitt, Markus

Wenn Verhalten zur 
Herausforderung wird
2014. Borgmann Media: 120 Seiten. 17,80 €

Kisch, Andrea; Pauli, Sabine

Schreibstörungen bei Kindern 
erkennen und behandeln
2014. modernes lernen: 176 Seiten. 16,95 €

Kroworsch, Susann (Hg.)

Inklusion im deutschen Schulsystem
2014. Lambertus: 208 Seiten. 19,80 €

Popp, Kerstin; Methner, Andreas (Hg.)

Schülerinnen und Schüler 
mit herausforderndem Verhalten –
Hilfe für die schulische Praxis
2014. Stuttgart: Kolhammer. 304 Seiten. 34,90 €

Theunissen, Georg

Menschen im Autismus-Spektrum
2014. Stuttgart: Kolhammer. 293 Seiten. 34,90 €

T.Wicki, Monika; Meier, Simon

Anders begabt und 
freiwillig engagiert!
2014. Zürich: Seismo: 177 Seiten. 25,00 €
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12. – 13. September 2014, Berlin

Kongress „Gemeinsam – 
jederzeit und überall“ 
Der Inklusion-Kongress, der Zivilgesellschaft
und Wirtschaft zusammenbringt!
www.phineo.org/fuer-organisationen/inklusion

22. – 23. September 2014, Leipzig

Inklusive Hochschule – Nationale
und Internationale Perspektiven
www.konferenz-inklusive-
hochschule.de/index.php/de/

24. – 27. September 2014, Düsseldorf

Internationale Fachmesse und 
Kongress rund um Rehabilitation,
Pflege, Prävention und Integration
www.rehacare.de
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